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Einleitung. 

§  1.  Vorwort. 

Den  Gegenstand  der  vorliegenden  Arbeit,  der  eine  monographische 
Bearbeitung  auf  breiterer  Grundlage  u.  W.  bisher  nicht  erfahren  hat, 
bildet  die  internationale  Kleingüterbeförderung  in  der  Yereinspaketpost, 
einem  Zweige  der  Weltpost.  Bei  der  Zusammenstellung  des  Stoffes  ist 
davon  ausgegangen,  diejenigen  Teile  des  Gebiets  zu  behandeln,  die  ein 
allgemeines  Interesse  beanspruchen  können.  Im  Jahre  1913  soll  in 
Madrid  ein  Weltpostkongreß  stattfinden,  auf  dem  der  gesamte  Weltpost- 
dienst einer  Revision  unterzogen  wird.  Der  Verfasser  hofft,  auf  Grund 
seiner  theoretischen  Betrachtungen  einige  brauchbare  Vorschläge  für  die 
Weiterbildung  der  Vereinspaketpost  vertreten  zu  können. 

Die  statistischen  Angaben  sind  sämtlich  der  vom  Internationalen 
Bureau  des  Weltpostvereins  in  Bern  herausgegebenen  Allgemeinen  Post- 
statistik („Statistique  generale  du  Service  postal")  oder  der  vom  Reichs- 
postamt herausgegebenen  „Statistik  der  Deutschen  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung"  entnommen. 

§  2.  Begriff  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Vereinspaketpost. 

Der  von  der  Post  ausgeübte  Paketdienst  stellt  sich  volkswirtschaft- 
lich als  eine  Äußerung  der  Arbeitsteilung  im  Güterverkehr  dar;  er  ist 
wie  dieser  ein  Glied  des  Verkehrswesens. 

Den  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  der  Post  im  internationalen  Paket - 
verkehr  bilden  die  Leistungen  der  Vereinspaketpost l) ;  sie  gründen  sich 
auf  den  „Vertrag,  betreffend  den  Austausch  von  Postpaketen",  („Convention 
concernant  l'Echange  des  Colis  Postaux"2),  der  die  an  ihm  teilnehmenden 
Länder  des  Weltpostvereins  zu  einem  besonderen  Verbände  zusammen- 
schließt. 


1)  Wegen  der  sonstigen  Tätigkeit  der  Post  im  internationalen  Paketverkehr 
siehe  S.  28  ff. 

2)  Erstmalig  abgeschlossen  zu  Paris  am  3.  November  1880,  zuletzt  erneuert 
•zu  Rom  am  26.  Mai  1906.   Der  Vertrag  ist  im  Reichs-Gesetzblatt,  Jahrgang  1907, 

S.  672,  veröffentlicht  worden  (vgl.  Anl.  3). 
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Bevor  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Vereinspaketpost  be- 
handelt  wird,  muß  mit  einigen  'Worten  auf  die  Verhältnisse  des  inter- 
oationalen  Paketaustausches  vor  Gründung  der  Vereinspaketpost  einge- 
gangen  werden1).  Damals  unterlag  der  internationale  Paketverkehr 
erheblichen  Beschränkungen  und  Erschwernissen,  weil  die  Mehrzahl  der 
Postverwaltungen  sich  mit  der  Beförderung  von  Packereien  nicht  befaßte 
und  auch  sonstige  staatliche  oder  andere  öffentliche  Unternehmungen, 
abgesehen  von  ganz  vereinzelten  Ausnahmen,  hieran  nicht  teilnahmen, 
vielmehr  der  internationale  Paketaustausch  in  der  Hauptsache  von  Privat- 
spediteuren  vermittelt  wurde.  Diese  unterhielten  in  den  fremden  Ländern 
Filialen  oder  Agenten  oder  standen  mit  anderen  Transportunternehmungen 
daselbst  in  Verbindung.  Das  Dazwischentreten  zahlreicher  Privatunter- 
nehmer führte  zu  großen  Abweichungen  in  der  Handhabung  des  Dienstes 
und  zu  außerordentlich  hohen  Tarifsätzen2). 

In  diesen  Verhältnissen  trat  ein  Umschwung  ein,  als  im  Jahre  1880 
der  Weltpostverein  die  internationale  Paketbeförderung  in  seinen  Wirkungs- 
kreis zog  und  damit  für  diesen  Verkehrszweig  eine  zweckmäßige  Organi- 
sation, die  Vereinspaketpost,  schuf. 

Die  Vereinspaketpost,  die  alle  an  dem  Paketvertrage  teilnehmenden 
Weltpostvereinsstaaten  zu  einem  einzigen  Verkehrsgebiet  für  den  Aus- 
tausch von  Postpaketen  zusammenfast,  hat  den  internationalen  Paket- 
dienst bei  schneller,  sicherer  und  billiger  Beförderung  einheitlich 
geregelt.  Die  Sendungen  werden  in  allen  Ländern  des  Paketvereins  nach 
gleichen  Grundsätzen  angenommen  und  befördert;  sie  bleiben  von  der 
Auflieferung  im  Aufgabelande  bis  zur  Aushändigung  im  Bestimmungslande 
in  der  Regel  in  den  Händen  der  Post,  die  sie  dem  Empfänger,  sofern 
dieser  nicht  aus  irgend  einem  Grunde  die  Abholung  wünscht,  für  ge- 
wöhnlich in  die  Wohnung  bestellt. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Vereinspaketpost  zeigt  sich 
vornehmlich  in  ihren  Wirkungen  auf  den  Produzenten,  den  Konsumenten 
und  den  Handel,  wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  daß  infolge  der  be- 
stehenden Wechselwirkungen  eine  scharfe  Trennung  nach  diesen  drei 
Gesichtspunkten  nicht  angängig  ist.  Immerhin  treten  die  Wirkungen 
der  Vereinspaketpost  nach  diesen  drei  Richtungen  besonders  hervor. 

Die  zunächst  ersichtliche  Wirkung  ist  für  den  Produzenten  die 
Erweiterung  der  Absatzfähigheit  seiner  Waren.  Unter  dem  Einfluß 
der  Billigkeit  und  Schnelligkeit  des  Vereinspaketpostdienstes  mit  seiner 
uoch  immer  zunehmenden  Verästelung  bis  in  die  entlegensten  Gegenden 
ist  es  dem  Produzenten  möglich  geworden,  sein  Marktgebiet  immer  mehr 


')  Näheres  siehe  unter  „Geschichtliche  Entwicklung  der  Vereinspaket- 
post".   S.  12  ff. 

2)  Vgl.  Anmerkung  auf  S.  9/10. 
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zu  vergrößern.  Hierdurch  wird  einerseits  eine  Steigerung  der  Güter- 
erzeugung zur  Befriedigung  der  vermehrten  Nachfrage  herbeigeführt  und 
infolge  der  dadurch  hervorgerufenen  stärkeren  Ausnutzung  der  Betriebs- 
einrichtungen ein  Sinken  der  Produktionskosten  erreicht,  anderseits  tritt 
aber  auch  eine  Verschärfung  des  Wettbewerbs  auf  Seiten  der  Produzenten 
ein.  Der  gesteigerte  Wettbewerb  ist  zwar  dem  Produzenten  nicht  er- 
wünscht, für  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes  jedoch  günstig  zu  beurteilen; 
denn  er  bildet  für  den  Produzenten  einen  Ansporn,  nach  weiterer  Herab- 
setzung der  Produktionskosten  zu  streben,  die  Produktion  durch  tech- 
nische und  organisatorische  Verbesserungen  zu  verbilligen. 

Neben  der  Erweiterung  des  Absatzes  beeinflußt  die  Vereinspaket- 
post insbesondere  die  Art  des  Absatzes  der  Waren.  Wenn  früher  der 
Abs/itz,  soweit  er  über  den  Produktionsort  und  dessen  nähere  Um- 
gebung herausging,  infolge  der  mangelhaften  Einrichtungen  für  den  Klein- 
güterverkehr zumeist  auf  Grossisten  und  Zwischenhändler  angewiesen 
war,  so  entstand  dem  Produzenten  in  der  Vereinspaketpost  ein  Mittel, 
unmittelbar  an  den  Konsumenten  zu  liefern.  Die  Möglichkeit,  im  Verkehr 
mit  vielen  Ländern  den  Kaufpreis  vermittels  des  Nachnahmeverfahrens 
ohne  besondere  Umstände  einzuziehen,  also  die  Möglichkeit  eines  Ver- 
kaufs gegen  Barzahlung  auch  in  die  Ferne,  läßt  dem  Produzenten  die 
Benutzung  der  Vereinspaketpost  zum  unmittelbaren  Verkehr  mit  dem 
Konsumenten  besonders  zweckmäßig  erscheinen. 

Die  Bedeutung  der  Vereinspaketpost  für  den  Konsumenten  besteht 
hauptsächlich  in  der  Ermäßigung  der  Warenpreise  und  in  der  mannig- 
faltigeren Bedarfsversorgung. 

Die  Verbilligung  der  Warenpreise  wird  einerseits  durch  die  vorer- 
wähnten Wirkungen  der  Vereinspaketpost  auf  die  Gütererzeugung,  die 
in  mehr  oder  minder  großem  Umfange  zugleich  in  der  Richtung  einer 
Senkung  der  Warenpreise  einen  Einfluß  ausüben,  andererseits  vermöge 
der  durch  die  Vereinspaketpost  herbeigeführten  Vervollkommnung  und 
Verbilligung   der  internationalen  Kleingüterbeförderung1)  erreicht.  In- 


')  „Bei  allen  Marktgütern  hat  die  Verbilligung  und  Vervollkommnung  des 
Transports  ein  Sinken  der  Durchschnittspreise  ihres  Marktgebiets  zur  Folge". 
(Sax,  Verkehrsmittel  I,  S.  21). 

„Vor  dem  Inslebentreten  der  Vereinspaketpost  war  es  mit  der  inter- 
nationalen Kleingüterbeförderung  übel  bestellt:  Die  Beteiligung  zahlreicher  Privat- 
unternehmungen  an  der  Paketbeförderung  trat  besonders  in  den  Veisendungsbedin- 
gungen  und  den  Tarifen  für  Paketsendungen  des  internationalen  Verkehrs  in  die  Er- 
scheinung. Es  herrschte  hierbei  eine  große  Mannigfaltigkeit;  zudem  erreichten 
die  Beförderungs-  und  sonstigen  Gebühren,  vorzugsweise  bei  kleinen  Paketen,  nicht 
■selten  eine  Höhe,  welche  den  wirklichen  Wert  der  Sendungen  überstieg.  Sollte 
hierin  Wandel  geschaffen  werden,  so  mußte  die  Beförderung  kleiner  Pakete  all- 
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lessen  ist  es  dem  einzelnen  möglich,  ohne  vermehrten  Aufwand  mehr 
Bedürfnisse  zu  befriedigen  als  früher.  Die  Paketpost  verbilligt  dem 
Konsumenten  aber  nicht  nur  die  Warenpreise,  sondern  sie  ermöglicht 
ihm  auch  eine  mannigfaltigere  Versorgung;  neue  Bedürfnisse  werden  ge- 
wecJj  t  und  befriedigt1). 

hon  Mandel  beeinflußt  die  Vereinspaketpost  hautpsächlich  durch 
ihre  Einwirkung  auf  den  Zwischen-,  insbesondere  den  Kleinhandel. 

Dadurch,  daß  Produzent  und  Konsument  vermöge  der  Vereins- 
paketpost  leichter  in  unmittelbare  Beziehung  treten  können,  ist  der 
Zwischenhandel  vielfach  überflüssig  geworden.  Eine  Bedrohung  seiner 
Existenz  ist  jedoch  nicht  eingetreten  und  auch  nicht  zu  befürchten,  weil 
die  Konsumenten  ja  nicht  alle  Bedürfnisse  mit  Hilfe  der  Vereinspaket- 
post decken  können;  auch  ist  zu  berücksichtigen,  daß  der  Zwischen- 
handel durch  die  preisermäßigenden  Wirkungen  der  Vereinspaketpost 
Gelegenheit  hat,  seine  Warenlager  mannigfaltiger  zu  gestalten  als  früher 
und  damit  seinen  Kundenkreis  zu  erweitern.  Im  weiteren  ist  der  Klein- 
händler vermöge  der  Schnelligkeit  der  Vereinspaketpost  in  der  Lage, 
seine  Vorräte  jederzeit  mit  Beschleunigung  durch  den  Postbezug  zu  er- 
gänzen; damit  entfällt  für  ihn  der  Zwang,  ein  unwirtschaftliches  größeres 
Lager  von  Vorräten  zu  halten,  auch  wird  sein  Risiko  geringer.  Die 
Vereinspaketpost  bringt  hiernach  dem  Zwischen-  bzw.  Kleinhandel  auch 

gemein  von  der  Post  übernommen  worden".  (Deutsche  Poststatistik  für  das 
Kalenderjahr  1888,  S.  90). 

Die  durch  die  Einrichtung  der  Vereinspaketpost  für  die  internationale 
Kleingüterbefördererung  eintretende  Portoermäßigung  war  vielfach  erheblich. 
Beispielsweise  waren  für  ein  Paket  im  Gewicht  von  3  kg  aus  Berlin  zu  entrichten: 


Nach 

Unter  Zugrundelegung 

des  alten 

des  neuen 

Fahrposttarifs 

Paketposttarifs 

1 

M  65  Pf. 

80  Pf. 

2 

-    5  - 

1  M  40  Pf. 

2 

-  75  - 

1  -  60  - 

2 

-  90  - 

1  -  80  - 

2 

-  50  - 

1   -  40  - 

3 

-  40  - 

1  -  80  - 

(Deutsche    Poststatistik  für  das  Kalenderjahr  1888,  S.  91). 


')  Vgl.  Jung,  Der  Weltpostverein  und  sein  Einfluß  auf  den  Weltverkehr 
und  die  Weltwirtschaft,  Straßburg  1903,  S.  27:  „Die  Blumen,  die  heute  noch  an 
der  lliviera  grünen,  füllen  nach  drei  Tagen  duft-  und  farbenfrisch  die  Blumen- 
hallen Berlins,  die  Produkte  des  Sennereibetriebs  auf  den  Vogesenbergen  und  in 
der  Schweiz  eilen  im  Postwege  nach  den  Konsumstätten  Englands  und  Belgiens, 
das  Geflügel  der  ungarischen  Pußta  vollzieht  seine  Massenwanderung  auf  den 
lukullischen  Tisch  des  europäischen  Westens." 
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große  Vorteile.  Im  übrigen  ist  es  für  die  Gesamtheit  nur  vorteilhaft,  daß 
die  Vereinspaketpost  den  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  Produzenten 
uud  Konsumenten  trotz  der  großen  Entfernuugen  ermöglicht,  indem  sie 
den  verteuernden  Zwischenhandel  an  gewissen  Stellen  ausschaltet;  denn 
„der  Gewinn  der  Handelsbeziehungen  an  Unmittelbarkeit  mit  Entfall  der 
Vermittlungsspesen  ist  als  Gewinn  der  Gesamtwirtschaft  zu  buchen, 
obschon  natürlich  diejenigen,  deren  Erwerb  in  der  Vermittlung  bestand, 
unter  dem  Übergang  leiden"1). 

*)  Sax,  Transport-  und  Kommunikationswesen ,   Artikel  in  Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Ökonomie,  4.  Auflage,  Bd.  I,  Tübingen  1896,  S.  560 


I.  Abschnitt. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Vereins- 
paketpost. 

§  3.  Vorgeschichte. 

In  dem  Maße,  in  dem  die  modernen  Verkehrsmittel  die  Völker  ein- 
ander näher  gebracht  haben,  die  Berührungspunkte  der  Nationen  zahl- 
reicher und  vielseitiger  geworden  sind,  hat  sich  auch  ein  größeres  Be- 
dürfnis eingestellt,  die  internationalen  Beziehungen,  und  nicht  zuletzt 
die  Verkehrsbeziehungen,  nach  einheitlichen  Grundsätzen  zu  regeln.  Auf 
dem  Gebiete  des  Postwesens  ist  dies  durch  den  Weltpostvertrag  und  die 
dazu  gehörenden  Nebenabkommen  geschehen1).  Erst  durch  den  Welt- 
postvertrag, der  die  Grundlage  des  Weltpostvereins  bildet,  ist  für  den 
internationalen  Postdienst,  der  vorher  der  einheitlichen  Organisation 
entbehrte,  eine  entwicklungsfähige  Unterlage  geschaffen  worden. 

Vorher  wurden  die  Postbeziehungen  zwischen  den  Staaten  durch 
zahllose  Sonderverträge  geregelt.  Da  jeder  Staat  bestrebt  war,  seine 
Sonderinteressen  dabei  soviel  als  möglich  zur  Geltung  zu  bringen,  ent- 
behrten diese  Verträge  der  Einheitlichkeit.    Ihre  Festsetzungen  waren 

n  Vgl.  Anl.  1,  S.  74/5  und  Anl.  2,  Art.  19,  S.  79.  • 

Daß  das  Abkommen  über  den  internationalen  Postpaketaustausch  als  „Ver- 
trag", die  übrigen  Abkommen  dagegen  als  „Übereinkommen"  bezeichnet  sind, 
hat  lediglich  formale  Bedeutung.  Es  erklärt  sich  daraus,  daß  das  Paketabkommen 
bei  seiner  erstmaligen  Abschließung  in  Paris  am  3.  November  1880  unabhängig 
vom  Weltpostvertrag  eingegangen  worden  war.  Infolgedessen  erhielt  das  Paket- 
abkommen —  ebenso  wie  der  Weltpostvertrag  selbst  —  die  Bezeichnung  „Con- 
vention" und  hat  sie  bis  heute  beibehalten,  während  die  übrigen  Nebenabkommen  als 
„arrangements"  bezeichnet  wurden  und  noch  werden. 

Das  Übereinkommen,  betreffend  die  Ausweisbücher,  dient  nur  mittelbar  der 
Beförderungstätigkeit  der  Post,  dadurch,  daß  es  ein  gültiges  Legitimationspapier 
schafft  und  so  den  Austausch  der  Sendungen  erleichtert. 

Yt  röffentlicht  sind  sämtliche  Verträge  und  Übereinkommen  im  Reichs-Ge- 
setzblatt, Jahrgang  1907,  Nr.  41.  Für  den  Dienstgebrauch  der  Postanstalten  im 
Reichs-Postgebiet  sind  sie  nebst  Vollzugsordnungen  und  Schlußprotokollen  im 
..Weltposthandbuch",  Berlin  1907,  R.  v.  Deckers  Verlag,  zusammengestellt. 
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mehr  oder  rainder  von  freiheitlichem  Geiste  erfüllt,  je  nachdem  die  ver- 
tragschließenden Teile  mehr  oder  minder  reich,  mehr  oder  minder  in  der  Ent- 
wicklungvorgeschrittenwaren. Die  Taxen  waren  in  der  Regel  sehr  hoch,  wichen 
erheblich  voneinander  ab  und  beruhten  auf  ganz  verschiedenen  Grund- 
sätzen. Besonders  umständlich  waren  die  Bestimmungen,  die  über  das 
Recht,  Posten  oder  Postsendungen  durch  fremde  Gebiete  hindurchzuführen 
(Transitrecht1)),  getroffen  wurden.  Der  Postverkehr  mit  anderen  Ländern 
wickelte  sich  unter  diesen  Umständen  langsam  ab  und  entsprach  nicht 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs,  den  ärmeren  Klassen  war  es  kaum  mög- 
lich, sich  der  kostspieligen  Posteinrichtungen  zu  bedienen.  Dieses  System, 
das  sich  schon  mit  den  alten  Beförderungsmitteln  (Postwagen  und  Segel- 
schilfe) nicht  vereinbaren  ließ,  mußte  sich  um  so  unzulänglicher  erweisen, 
je  mehr  diese  Beförderungsmittel  den  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen 
Platz  machten.  Wenn  die  internationale  Post  ihren  Zweck  erfüllen 
wollte,  mußte  sie  sich  den  veränderten  Verhältnissen  anpassen;  sie  mußte 
eine  völlige  Umgestaltung  erfahren,  insbesondere  auf  Einheitlichkeit  der 
Organisation  und  der  Taxen,  Transitfreiheit2),  Einfachheit  der  Ver- 
sendungsbedingungen, Schnelligkeit  und  Billigkeit  des  Transports  ihr 
Ziel  richten. 

Ereignisse  verschiedenster  Art,  vor  allem  die  britische  Postreform 
vom  Jahre  1840,  die  Gründung  des  deutsch-österreichischen  Postvereins 
im  Jahre  1850  und  die  Pariser  Postkonferenz  des  Jahres  1863  haben 
die  Erreichung  dieses  Zieles  begünstigt.  Die  Bedeutung  der  britischen 
Postreform  besteht  darin,  daß  durch  sie  zuerst  für  ein  größeres  Postge- 
biet (für  den  Inlandsverkehr)  ein  einheitliches  und  zugleich  billiges  Porto 
eingeführt  worden  ist.  Nach  und  nach  folgten  die  übrigen  Länder  dem 
Beispiele  Englands3).  Die  dadurch  hervorgerufene  Umgestaltung  der  In- 
lands-Brieftaxen  blieb  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Post- 
verkehrs der  Länder  untereinander,  wenn  auch  der  Durchführung  der 
Einheitlichkeit  des  Portos  für  den  gegenseitigen  Verkehr  der  Länder 
große  Schwierigkeiten  entgegenstanden.  Als  England  für  seinen  inneren 
Verkehr  längst  das  Penny- Porto  eingeführt  hatte,  hielt  es  dem  Ausland 
gegenüber  teils  aus  fiskalischen  teils  aus  anderen  Gründen  noch  jahre- 
lang seine  früheren  hohen  Portosätze  aufrecht. 

J)  Man  spricht  vom  offenen  oder  bloßgehenden  Transit  (transit  ä  decouvert), 
wenn  die  Sendungen  der  transitleistenden  Verwaltung  einzeln,  vom  geschlossenen 
Transit  (transit  en  depeches  closes),  wenn  sie  in  Säcken  oder  geschlossenen  Wagen- 
abteilnngen,  die  von  der  transitleistenden  Verwaltung  uneröffnet  weiterzube- 
fördern  sind,  überwiesen  werden;  je  nachdem  es  sich  um  eine  Land-  oder  See- 
beförderung handelt,  unterscheidet  man  auch  einen  Land-  und  Seetransit. 

2)  Wegen  des  Begriffs  „Transitfreiheit"  siehe  S.  24. 

3)  Unter  England  ist  in  der  vorliegenden  Arbeit  stets  Großbritannien  und 
Irland  zu  verstehen. 
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In  Deutschland  mit  seiner  damals  großen  Zahl  von  Postverwaltungen 
wurde  die  Verschiedenartigkeit  der  gegenseitigen  Postbeziehungen  be- 
sonders  schwer  empfunden,  so  daß  hier  zuerst  der  Plan  greifbare  Gestalt 
annahm,  »Ii»'  Einzelpostverwaltungen  zu  einem  gemeinsamen  Postgebiet 
zu  vereinigen.  im  Jahre  1850  kam  zwischen  Preußen  und  Osterreich 
der  deutsch -österreichische  Postverein  zustande,  dem  sich  allmählich 
sämtliche  deutsche  Staaten  anschlössen. 

l>ie  günstigen  Er fah rangen,  die  mit  der  Gründung  dieses  Vereins 
gemacht  wurden,  legten  den  Gedanken  nahe,  größere  Postgemeinschaften 
anzustreben.  Immerhin  währte  es  bis  zum  Jahre  1862,  bis  ein  nach- 
hält iger  Soli  ritt  auf  dem  Wege  zur  Schaffung  eines  großen  internationalen 
Postgebiets  unternommen  wurde.  In  dem  genannten  Jahre  machten  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  Staaten  Europas  den  Vorschlag, 
zur  Regelung  der  internationalen  Postbeziehungen  eine  Konferenz  von 
Abgeordneten  der  Postverwaltungen  einzuberufen.  Diese  Konferenz  trat 
im  Jahre  1863  in  Paris  zusammen.  Sie  wurde  der  Ausgangspunkt 
wichtiger  Vereinfachungen  für  den  internationalen  Postverkehr,  ver- 
mochte aber  nicht  eine  internationale  Postgemeinschaft  mit  einheitlicher 
Organisation  zu  schaffen. 

Den  Weg,  auf  dem  dieses  Ziel  erreicht  werden  könnte,  gab  Stephan 
in  der  1868  von  ihm  verfaßten  „Denkschrift,  betreffend  den  allgemeinen 
Postkongreß"1),  an,  in  der  er  die  Grundzüge  für  die  Bildung  eines  alle 
zivilisierten  Nationen  umfassenden  Postvereins  niederlegte  und  den  Vor- 
schlag machte,  diese  Grundzüge  der  Beratung  eines  Postkongresses  zum 
Zwecke  des  Abschlusses  eines  Vereinsvertrages  zu  unterbreiten.  Die 
Denkschrift  fand  die  Billigung  des  Bundeskanzlers,  der  diplomatische 
Verhandlungen  zur  Berufung  eines  Postkongresses  einleitete.  Die  Ver- 
handlungen wurden  jedoch  durch  den  deutsch-französischen  Krieg  unter- 
brochen. Nach  dem  Friedensschlüsse  wurden  die  Arbeiten  zur  Berufung 
des  Postkongresses  wieder  aufgenommen.  Auf  Veranlassung  Deutsch- 
lands übernahm  es  die  Regierung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
die  Regierungen  der  europäischen  Staaten,  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Ägyptens  zur  Beschickung  des  Kongresses  einzuladen,  der 
dann  am  15.  September  1874  auf  dem  neutralen  Boden  der  Schweiz  in 
Bern  eröffnet  werden  konnte.  Das  Ergebnis  der  Beratungen  war  der 
Abschluß  des  „Allgemeinen  Postvereinsvertrags"  (9.  Oktober  1874),  dessen 
Inhalt  in  allen  wesentlichen  Punkten  durch  die  erwähnte  Denkschrift 
bestimmt  worden  ist.  Er  berücksichtigte  in  weitem  Umfange  die  Forde- 
rungen nach  Einheitlichkeit  der  Organisation,  der  Versendungsbedingungen, 
der  Gebührensätze,  sowie  nach  Transitfreiheit  und  Billigkeit  der  Be- 

')  Die  Denkschrift  ist  in  Nr.  15  des  Postamtsblatts  für  1871  veröffentlicht 

worden. 
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förderungsleistungen.  An  dein  „Allgemeinen  Postvereinsvertrage"  be- 
teiligten sich  22  Staaten  mit  einem  Flächeninhalt  von  rund  40  Millionen 
qkm  und  etwa  350  Millionen  Einwohnern.  Der  „Allgemeine  Postverein" 
(„Union  generale  des  Postes")  nahm  vier  Jahre  später  auf  dem  Pariser 
Postkongreß  den  Namen  „Weltpostverein"  („Union  postale  universelle")  an. 

Zwar  erstreckt  sich  die  Grundakte  des  Weltpostvereins,  der  Welt- 
postvertrag, zunächst  nur  auf  den  Briefaustausch,  als  den  ältesten  der 
international  geregelten  Postdienstzweige.  Der  Weltpostvertrag  hat  aber 
auch  für  den  sonstigen  internationlen  Postverkehr  große  Bedeutung;  denn 
die  erwähnten  Nebenabkommen,  die  diesen  orduen,  sind  auf  Grund  des 
Artikels  19  l)  abgeschlossen  worden;  sie  bilden  rechtlich  und  tatsächlich 
Zusatzabkommen  zum  Weltpostvertrage,  der  deshalb  auch  als  Haupt- 
vertrag bezeichnet  wird.  Die  Zulassung  zu  den  Nebenabkommen  hat 
die  Teilnahme  am  Hauptvertrage  zur  Voraussetzung.  Während  nun 
dem  Hauptvertrage  fast  sämtliche  Länder2)  beigetreten  sind,  ist  dies 
bei  den  Nebenabkommen  nicht  der  Fall.  Diese  sind  vielmehr  nur 
zwischen  einer  begrenzten  Zahl  von  Ländern  vereinbart  worden.  Dies 
erklärt  sich  zum  Teil  daraus,  daß  die  Beteiligung  am  internationalen 
Briefverkehr  den  einzelnen  Ländern  im  Gegensatze  zu  den  übrigen  inter- 
nationalen Postdienstzweigen  durchweg  wenig  Schwierigkeiten  und  Kosten 
verursachte;  denn  die  für  den  Briefaustausch  erforderlichen  Einrichtungen 
waren  zum  größten  Teil  in  dem  nationalen  Postwesen  bereits  vorhanden 
—  hat  doch  die  Briefbeförderung  seit  jeher  überall  dort,  wo  das  Post- 
wesen sich  in  geregeltem  Zustande  befindet,  einen  integrierenden  Teil 


>)  Anl.  2.  S.  79. 

3)  Das  äußere  Wachstum  des  Weltpostvereins  ergibt  sich  aus  folgenden 
Daten  über  die  Kongresse  und  den  gleichzeitigen  Umfang  des  Vereinsgebietes: 
Kongreß.  Vereinsgebiet. 
1874  Bern    ....    40  Mill.  qkm  mit  350  Mill.  Einw. 
1878  Paris    ....    67    „      „      „    750  „ 
1885  Lissabon  ...    83    „      „       „    848  „ 
1891  Wien  ....    96    „      „      „    946  „ 
1897  Washington  .    .  104    „      „      „  1071  „ 
1906  Rom    ....  113    „      „      „  1134  „ 

Seit  dem  letzten  Kongreß  hat  sich  der  Weltpostverein  noch  weiter  aus- 
gedehnt, er  umfaßte  im  Jahre  1910  ein  Gebiet  von  116V2  Mill.  qkm  mit  1228  Mill. 
Einwohnern.  Von  den  noch  außerhalb  des  Vereins  stehenden  Gebieten  (Afgha- 
nistan, Arabien,  China,  Marokko,  Britisch  -  Nyassaland ,  Nord- Nigeria,  Rhodesia 
und  einige  britische  Südsee-Inselgruppen)  hat  das  größte  und  bedeutendste  Land, 
China,  an  dem  Weltpostkongreß  in  Rom  teilgenommen  und  seinen  Beitritt  in 
Aussicht  gestellt,  sobald  die  Organisation  seines  Postwesens  zu  einem  gewissen 
Abschlüsse  gekommen  ist.  In  China  sowohl  wie  in  Marokko  bestehen  jedoch  eine 
größere  Zahl  von  Auslandspostanstalten  (deutsche,  britische,  französische  usw). 


—  16 


des  Postwesens  gebildet  — ,  während  die  anderen  Dienstweige  —  da 
sie  Dicht  wesentliche  Bestandteile  der  Post  bilden,  sondern  ihr  lediglich 
aus  Zweckmäßigkeitsgründen  zugewiesen  werden  —  dem  nationalen  Post- 
weseu  mancher  Länder  fremd  waren,  bzw.  zum  Teil  heute  noch  fremd 
sind,  ihre  Einführung  daher  hohe  Ausgaben  für  Neueinrichtungen  er- 
forderlich macht.  Sodann  steht  die  ßriefpost,  weil  bedeutend  älter  als 
die  übrigen  Postdienstzweige,  gewissermaßen  am  Endpunkt  ihrer  tech- 
nischen  Entwicklung,  ihre  Einrichtungen  sind  daher  in  geringerem 
Maße  Umformungen  unterworfen.  Dieser  Umstand  hat  ebenfalls  den 
Anschluß  der  Länder  an  das  internationale  Briefpostnetz  erleichtert. 
Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das  nationale  Postwesen  mancher 
Staaten  mit  seiner  durch  Tradition,  Kulturstand  der  Bevölkerung,  Han- 
dels- und  Wirtschaftsentwicklung  sowie  auch  durch  die  geographische 
Lage  und  sonstige  Umstände  verursachten  Eigenart  sich  vielfach  an  die 
für  den  internationalen  Paket-  usw.  Verkehr  maßgebenden,  grundsätz- 
lich Gleichmäßigkeit  fordernden  Normen  noch  nicht  anzupassen  ver- 
mocht hat.  So  große  Übereinstimmung  der  Postdienst  in  den  einzelnen 
Ländern  nach  seinem  Inhalte  und  nach  seiner  Ausführung  zeigt,  so  ver- 
schieden sind  die  örtlichen  Verhältnisse,  unter  denen  er  ausgeübt  wird, 
so  verschieden  ist  der  Entwicklungsgrad,  den  er  in  den  einzelnen 
Ländern  erreicht  hat.  Zur  Veranschaulichung  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse möge  die  Anlage  4  dienen,  in  der  eine  Übersicht  über  den 
Postverkehr  der  bedeutenderen  Länder  Europas,  die  sich,  weil  sie  in 
ihren  statistischen  Angaben  am  wenigsten  Lücken  aufweisen,  zu  einer 
vergleichenden  Darstellung  am  besten  eignen,  gegeben  ist. 

Daß  sich  der  einheitlichen  Regelung  des  internationalen  Paket- 
dienstes große  Schwierigkeiten  entgegenstellten,  wird  man  leichter  er- 
kennen, wenn  man  sich  die  Entwicklung  der  deutschen  Paketpost  im 
Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts,  insbesondere  den  Werdegang  des  heute 
gültigen  deutschen  Paketportotarifs,  vor  Augen  führt.  Der  Hinweis  auf 
die  deutschen  Verhältnisse  ist  um  so  eher  am  Platze,  als  in  Deutschland 
im  Gegensatze  zu  fast  allen  übrigen  Ländern  die  Paketpost  auf  ein 
hohes  Alter  zurückblickt1),   Deutschland  den  Anstoß   zur  Einrichtung 


')  Die  von  dem  Großen  Kurfürsten  in  den  kurbrandenburg-preußischen 
Landen  geschaffene  Staatspost,  die  als  die  Vorläuferin  der  norddeutschen  Bundes- 
post und  der  ihr  nachfolgenden  Reichspost  anzusehen  ist,  befaßte  sich  von  An- 
fang an  , mit  der  Paketbeförderung.  In  einem  Edikt  des  Großen  Kurfürsten  vom 
21.  Februar  1660  wird  den  Postmeistern  befohlen,  „daß  Sie  nunmehr  keine  Brieffe, 
Pacquete  oder  Sachen  einiger  Personen  auf  den  Churfürstl.  Post-Caleschen  frev 
überführen  lassen;  Sondern  zur  Verhütung  alles  ferneren  Unterschleiffs  nicht  allein 
von  Sr.  Churfürstl.  Durchl.  Selbst  eigene  Brieffe  und  Sachen,  sondern  auch  von 
allen  Churfürstl.,  so  Kriegs-  als  anderen  Bedienten  (keine  ausgenommen)  Brieffe. 
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der  internationalen  Paketbeförderung  gegeben  hat  und  seine  Einrich- 
tungen für  die  Gestaltung  dieses  Verkehrszweiges  vorbildlich  geworden 
sind  (vgl.  S.  23  u.  24  Anmerk.  1). 

Sieht  man  von  dem  Tarifwirrwar  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  ab, 
so  erkennt  man  in  dem  „Regulativ  über  die  preußische  Portotaxe  vom 
18.  Dezember  1824"  den  ersten  entschiedenen  Schritt  zur  Einführung 
eines  geordneten  Taxwesens.  Während  vorher  der  Portotarif  für  Pakete 
drei  Taxmaßstäbe  (Gewicht,  Entfernung,  Inhalt  der  Sendungen)  aufwies 
und  die  Entfernung  zwischen  zwei  Orten  nach  dem  wirklich  zurück- 
gelegten Wege  der  Sendung  berechnet  wurde,  so  daß  die  Taxe  je  nach 
der  Wahl  des  Beförderungsweges  verschieden  hoch  war,  wurde  jetzt 
der  Inhalt  der  Sendungen  als  Preisgrundlage  ausgeschaltet  und  neben 
dem  Gewicht  die  Entfernung  von  einem  zum  anderen  Orte  in  der  Luft- 
linie —  ohne  Berücksichtigung  des  Leitweges  —  als  maßgebend  bei  der 
Portoberechnung  zugrunde  gelegt.  Das  Porto  betrug,  nach  Gewicht  und  Ent- 
fernung regelmäßig  fortschreitend,  3  Pf.  für   das  Pfund  und  je  5  Meilen. 

Die  allmähliche  Ausbreitung  des  bis  dahin  noch  wenig  dichten 
Eisenbahnnetzes  machte  im  Jahre  1847  eine  Änderung  der  Taxe  not- 
wendig. Das  Porto  von  3  Pf.  für  das  Pfund  und  die  Fünftmeile  erschien 
für  die  mit  der  Eisenbahn  beförderten  Pakete  zu  hoch;  denn  die  Kosten 
für  die  Begleitung  und  für  die  Behandlung  der  Sendungen  in  den 
weite  Strecken  schnell  durchlaufenden  Eisenbahnpostwagen,  die  zu- 
dem größere  Mengen  faßten  als  die  Postkutschen,  waren  geringer  als 
bei  der  Beförderung  der  Pakete  auf  den  Landstraßen.  Die  Taxe  wurde 
daher  durch  Kabinettsorder  vom  5.  Mai  1847  auf  die  Hälfte  ermäßigt, 
jedoch  nur  für  die  unter  Benutzung  der  Eisenbahn  beförderten  Pakete. 


Pacquete  und  Sachen  das  bisherige  Briefport  und  Postgeld  fordern."  (Postarchiv 
1874,  S.  3,  Ackermann:  „Aus  den  Anfängen  der  Preußischen  Landespost").  Vgl. 
auch  Stephan,  Geschichte  der  Preußischen  Post,  I.  Abschnitt:  „Die  Gründung 
der  Preußischen  Staatspost  durch  Friedrich  Wilhelm  den  Großen,"  S.  61:  „Die 
Beförderung  war  auf  Briefe,  Gelder,  Pakete  und  Personen  ausgedehnt,  so  daß 
die  Brandenburgischen  Posten  umfassendere  Zwecke  hatten  als  die  meisten 
übrigen  Postanstalten  damaliger  Zeit." 

Es  mag  hier  erwähnt  werden,  daß  sich  bereits  der  cursus  publicus  der 
römischen  Kaiserzeit  nebenbei  mit  der  Beförderung  kleiner  Pakete  befaßte,  und 
daß  ferner  im  Mittelalter  die  ßotenanstalten  mancher  Städte  und  Universitäten 
die  Mitnahme  von  Waren  durch  ihre  Boten  besorgten.  Die  römische  Staatspost 
diente  aber  ausschließlich  den  Zwecken  des  Herrschers  und  des  Staates,  die 
Botenanstalten  des  Mittelalters  dienten  allein  den  Kreisen,  von  denen  sie  aus- 
gingen. Es  handelt  sich  somit  bei  der  römischen  Staatspost  wie  auch  bei  den 
Botenanstalten  nicht  um  Posteinrichtungen  im  Sinne  der  Neuzeit,  denn  es  fehlte 
jenen  der  Grundzug  des  neuzeitlichen  Postwesens:  die  unbedingte  Zugänglich- 
keit für  jedermann. 

R.  2 
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Dadurch,  daß  man  also  das  Porto  je  nach  dem  Beförderungswege  ver- 
schieden berechnete,  hatte  man  das  im  Jahre  1824  verworfene  Tax- 
prinzip  wieder  eingeführt.  Dieses  Verfahren,  das  man  als  Rückschritt 
bezeichnen  muß,  wurde  jedoch  nicht  lange  beibehalten.  Schon  im 
Jahre  L852  wurde  für  sämtliche  Pakete  einheitlich  der  Satz  von  l1/2Vi. 
für  das  Pfund  und  die  Fünftmeile  festgesetzt,  als  Mindestsatz  war  das 
doppelte  Briefporto  zu  erheben. 

Von  dieser  Zeit  an  fällt  die  weitere  Entwicklungsgeschichte  des 
Tarifwesens  mit  der  des  deutsch-österreichischen  Postvereins  zusammen. 
Während  jedoch  das  Gebiet  der  zu  diesem  Vereine  gehörigen  Staaten 
für  Hriefsendungen  von  vornherein  als  einheitliches  Postgebiet  galt, 
blieb  für  die  Portoberechnung  der  Pakete  zunächst  die  Landesgrenze 
jedes  Staates  als  Schranke  bestehen,  da  jede  Postverwaltung  die  Taxe 
einer  Sendung  für  ihr  Gebiet  besonders  berechnete.  Dieser  Übelstand 
wurde  im  Jahre  1857  durch  Einführung  eines  gemeinsamen  einheitlichen 
Tarifs  für  das  gesamte  deutsche  Bundesgebiet  beseitigt.  Man  führte  den 
Grundsatz,  der  in  Preußen  im  Jahre  1824  zur  Geltung  gelangt  war: 
die  Pakettaxe  nicht  mehr  nach  den  tatsächlich  zurückgelegten  Weg- 
strecken, sondern  nach  der  Entfernung  in  der  Luftlinie  zu  bemessen, 
auch  im  deutsch-österreichischen  Postverein  durch,  so  daß  die  Beförderungs- 
gebühr von  der  Zahl  der  beteiligten  Staaten  unabhängig  war  und  dem- 
nach durch  die  Entfernung  (Luftlinie)  und  das  Gewicht  bestimmt  wurde. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  der  für  die  Vereinspakete  erhobenen 
Gebühren  wurde  folgendes  bestimmt:  Die  ganze  Einnahme  sollte  in 
einer  Summe  festgestellt  und  unter  den  Vereinsverwaltungen  nach  den 
Entfernungen  geteilt  werden,  die  die  Sendungen  in  den  Gebieten  der 
einzelnen  Verwaltungen  zurückgelegt  hatten.  Um  die  Anteile  der  Ver- 
waltungen festzusetzen,  wurden  die  jedem  Gebiete  nach  der  Entfernung 
zustehenden  Gebühren  für  die  während  eines  ganzen  Jahres  in  die 
Ladezettel  (Frachtkarten)  eingetragenen  Pakete  unter  Zugrundelegung 
des  erwähnten  im  Jahre  1857  vereinbarten  Tarifs  berechnet.  Aus  dem 
Verhältnisse  aller  für  die  einzelnen  Postgebiete  ermittelten  Portosummen 
zueinander  sollten  die  Prozentsätze  festgestellt  werden,  nach  denen 
die  einzelnen  Verwaltungen  an  der  gemeinschaftlichen  Einnahme  teil- 
zunehmen hatten.  Die  Ermittlung  der  Prozentsätze  wurde  durch 
Kommissionen  bewirkt,  die  von  Zeit  zu  Zeit  zusammentraten.  Die 
Verteilung  der  Einnahme  erfolgte  durch  eine  von  den  Vereinsmitgliedern 
zu  wählende  Verwaltung. 

Die  politischen  Ereignisse  der  Jahre  1864  und  1866  sowie  die 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  führten  eine  weitere  Tarif  änderung 
herbei:  Das  ganze  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  wurde  1867  in 
quadratische  Felder  von  je  2  deutschen  Meilen  Seitenlänge  eingeteilt 
und    der  Abstand   der  Diagonalkreuzungspunkte   dieser  Felder  als  die 
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gegenseitige  Entfernung  der  in  je  2  Taxquadraten  belegenen  Orte  an- 
genommen. Das  Porto  wurde  nach  Entfernungsstrecken  bis  zu  30  Meilen 
für  je  5  Meilen,  über  30—100  Meilen  für  je  10  Meilen,  über  100—180 
Meilen  für  je  20  Meilen  mit  2  Pfennig  für  jedes  Pfund  der  Sendung 
berechnet.  Daneben  bestanden  Mindestportosätze.  Insgesamt  gab  es 
für  Pakete  bis  100  Pfund  1705  verschiedene  Portosätze.  Yom  1.  Januar 
1868  trat  dieser  Tarif,  der  durch  die  Postverträge  vom  23.  November 
1867  auch  auf  Bayern,  Württemberg  und  Österreich-Ungarn  ausgedehnt 
worden  war,  für  das  gesamte  Postgebiet  des  Norddeutschen  Bundes  und 
für  den  Verkehr  mit  den  genannten  Nachbargebieten  in  Kraft. 

Die  Verträge  von  1867,  die  von  Jahr  zu  Jahr  kündbar  waren, 
blieben  nicht  lange  in  Kraft,  da  die  nach  dem  deutsch-französischen 
Kriege  eingetretenen  Umwälzungen  in  den  politischen  Verhältnissen 
Deutschlands  eine  anderweitige  Gestaltung  der  Postvertragsbeziehungen 
der  deutschen  Postverwaltungen  untereinander  und  des  deutschen  Reichs 
zur  Österreich-ungarischen  Monarchie  notwendig  machten. 

Der  Postverkehr  zwischen  dem  Reichs-Postgebiet  einerseits  und 
Bayern  und  Württemberg  anderseits  wurde  geregelt  durch  die  Gesetze  über 
das  Postwesen  des  deutschen  Reichs  vom  28.  Oktober  1871  und  über  das  Post- 
taxwesen im  Gebiete  des  deutschen  Reichs  vom  28.  Oktober  1871.  Mit 
Österreich-Ungarn  schloß  Deutschland  am  7 .Mai  1872  einenneuenPostvertrag. 

Der  Paketportotarif  aus  dem  Jahre  1867,  der  infolge  notwendigen 
Kompromisses  aus  einer  Verschmelzung  der  in  den  verschiedenen  Post- 
gebieten bis  dahin  gültigen  Pakettarife  entstanden  und  daher  von 
Mängeln1)  nicht  frei  war,  wurde  unverändert  in  das  Reichsgesetz  über 
das  Posttaxwesen  vom  28.  Oktober  1871  übernommen  und  durch  den 
Postvertrag  vom  7.  Mai  1872  auf  Österreich-Ungarn  ausgedehnt.  Jedoch 
schon  im  Jahre  1873  zwangen  die  mannigfachen  Mängel  dieses  Tarifs 
in  Verbindung  mit  einer  großen  Steigerung  des  Verkehrs  zu  einer  Neu- 
gestaltung der  Paketportotaxe.  Der  damalige  General -Postdirektor 
Stephan  brachte  einen  Entwurf  zu  einem  neuen  Pakettarifgesetz  ein, 
der  für  die  Pakete  bis  5  kg  ein  Einheitsporto  vorsah,  das  auf  Ent- 
fernungen bis  10  Meilen  25  Pf.,  darüber  hinaus  50  Pf.2)  betrug,  und  der 


!)  „Abgesehen  von  der  Verwicklung  eines  solchen  Tarifs  ist  gegen  den- 
selben geltend  zu  machen,  daß  dem  Faktor  der  Entfernung  bei  Bemessung  der 
Portosätze  zu  viel  Rechnung  getragen  ist,  und  daß  die  auf  größere  Entfernungen 
zu  befördernden  Pakete  von  geringem  Gewichte  mit  verhältnismäßig  zu  hohem 
Porto  belastet  sind." 

Motive  zur  Posttaxnovelle  vom  17.  Mai  1873. 

2)  Streng  genommen  handelt  es  sich  für  die  bis  5  kg  schweren  Sendungen 
nicht  um  einen  Einheitstarif,  sondern  um  einen  Zweizonentarif.  Der  Sprach- 
gebrauch hat  sich  jedoch  daran  gewöhnt,  über  die  Nahzone  (bis  10  Meilen)  hin- 

2* 
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gleichzeitig  die  bisherigen  Sätze  für  die  schwereren  Sendungen  ver- 
einfachte  und  verbilligte.  'Oer  Entwurf,  der  die  1705  verschiedenen 
Portosätze  des  Tarifs  ans  dem  Jahre  1867  bezw.  1871  auf  272  ermäßigte, 
erhielt  am  17.  Mai  1S73  die  gesetzliche  Genehmigung.  Das  Gesetz,  das 
Doch  heute  in  Kraft  ist,  erlangte  durch  das  zu  Berlin  am  3.  April  1878 
geschlossene  Übereinkommen  vom  1.  November  1878  ab  auch  im  deutsch- 
österreichischen Postverein  Geltung. 

her  neue  Tarif  schuf  eine  große  Erleichterung  im  Paketverkehr 
und  steigerte  ihn  erheblich.  Dieses  günstige  Ergebnis  war  in  der 
Hauptsache  auf  die  Einführung  des  Einheitsportos  für  Pakete  bis  5  1<g 
zurückzuführen. 

Das  Zustandekommen  des  Einheitsportos  und  der  damit  ver- 
bundenen Tarifermäßigung  erklärt  sich  aus  verschiedenen  Umständen: 
Bei  dem  deutlich  erkennbaren  Wachsen  des  Volkswohlstandes,  der 
Freizügigkeit  der  Bevölkerung,  der  steigenden  interlokalen  Arbeitsteilung, 
der  lebhaften  Verkehrssteigerung  war  das  Bedürfnis  nach  den  Diensten 
der  Paketpost  größer  und  gleichmäßiger  geworden,  die  Differenzierung 
des  Wertes  der  Transportleistung  für  die  Benutzer  der  Paketpost  nicht 
mehr  in  dem  früheren  Umfange  erforderlich.  In  hohem  Grade  wurde 
die  Einführung  des  Einheitsportos  sodann  durch  die  der  Post  den 
Eisenbahnen  gegenüber  zustehenden  Rechte1)  erleichtert,  vor  allem  durch 
das  Recht  der  Post  auf  unentgeltliche  Beförderung  der  leichten  Pakete, 
das  die  Bedeutung  der  zu  überwindenden  Entfernung  als  Kostenbestand- 
teil der  Postleistung  bei  der  stetig  zunehmenden  Benutzung  der  Eisen- 
bahn durch  die  Post  immer  mehr  herabminderte  (vgl.  S.  17). 

wegzusehen  und  stets  von  einem  Einheitstarif  zu  sprechen.  Die  Nahzone  wurde 
eingeführt,  weil  sonst  für  Entfernungen  bis  10  Meilen  vielfach  eine  Verteuerung 
gegen  die  bisherigen  Taxen  eingetreten  wäre. 

l)  Vgl.,  soweit  Privatbahnen  in  Betracht  kommen,  Eisenbahngesetz  vom 
3.  November  1838  §  36,  und,  soweit  es  sich  um  Staatsbahnen  handelt,  die 
„Reglernentarischen  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse  der  Post  zu  den 
Staatseisenbahnen"  vom  13.  September  1856.  Nach  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bundes  trat  unterm  1.  Januar  1868  ein  im  wesentlichen  unveränderter  Abdruck 
des  Reglements  vom  13.  September  1856  in  Kraft.  Das  neue  Reglement  blieb 
8  Jahre,  mithin  bis  Ende  1875  —  für  Baden  bis  1879  —  in  Gültigkeit  und  fand, 
außer  auf  den  preußischen  Staatsbahnen,  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  im 
§  5  bzw.  §  4  der  Postgesetze  vom  2.  November  1867  und  28.  Oktober  1871  auch 
auf  die  neuen  Staatseisenbahnen  in  den  übrigen  Staaten  des  Norddeutschen 
Bundes  bzw.  des  deutschen  Reichs  Anwendung.  In  gleicher  Weise  wurde  auch 
das  Reglement  bei  Regelung  des  Verhältnisses  der  Postverwaltung  zu  ver- 
schiedenen Privatbahnen  zugrunde  gelegt.  Als  der  achtjährige  Zeitraum  zu  Ende 
ging,  wurde  das  Verhältnis  der  Post  zu  den  Staats-  wie  auch  den  Privatbahnen 
für  das  ganze  Reichs-Postgebiet  einheitlich  durch  das  Eiseubahn-Postgesetz  vom 
20.  Dezember  1875  geregelt  (vgl.  S.  46). 
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Es  erhebt  sich  hier  die  Frage,  wie  dieses  der  Paketpost  ein- 
geräumte Vorrecht,  das  als  Entschädigimg  der  Post  für  die  zugunsten 
der  Eisenbahn  erfolgte  Durchbrechung  des  Postmonopols  gedacht  war, 
volkswirtschaftlich  zu  beurteilen  ist,  oder  mit  anderen  Worten,  ob  der 
Nutzen  der  Paketpost  für  das  Gemeinwohl  so  bedeutend  ist,  daß  der 
im  Einheitsporto  erreichte  billige  Tarifsatz  volkswirtschaftlich  gerecht- 
fertigt werden  kann1). 

Die  Ansichten  über  den  Nutzen  der  Paketpost  für  das  Gemein- 
wohl sind  geteilt.  Hull2)  behauptet,  daß  die  Paketpost,  weil  sie  größten- 
teils Massensendungen  der  Geschäftswelt  befördere,  „keine  Allgemeinheit 
und  Gleichmäßigkeit"  aufweise,  sondern  dem  Klasseninteresse,  und  zwar 
den  besser  gestellten  Bevölkerungsklassen  diene.  Mit  Hull  stimmen 
hierin  Säx3)  und  Weichs -Glon4)  überein,  die  im  Verein  mit  Hull 
unter  Hinweis  auf  die  Bevorzugung  einzelner  Klassen  durch  die  Paket- 
post   deren    stärkere    finanzielle    Belastung    für   gerechtfertigt  halten. 

Wenn  auch  die  Mehrzahl  der  Postpakete  aus  Massensendungen  der 
Geschäftswelt  besteht,  diese  also  den  ersten  unmittelbaren  Vorteil  aus 
der  Tätigkeit  der  Paketpost  zieht,  so  ist  damit  deren  Nutzen  durchaus 
nicht  erschöpft.  Wie  früher  (S.  9/10)  erörtert  worden  ist,  dient  die 
Paketpost  neben  den  Produzenten  und  den  Handelskreisen  den  Konsu- 
menten, denen  doch  auch  die  „breiten  Volksschichten"  angehören. 
Es  haben  danach  wohl  fast  alle  Bevölkerungsklassen  an  der  Bei- 
behaltung des  billigen  Paketportos,  das  für  die  Sendungen  bis  5  kg  in 
dem  Einheitssatz  erreicht  ist,  Interesse. 

Tatsächlich  fehlt  es  auch  in  der  einschlägigen  Literatur  nicht  an 
Stimmen,  die  den  allgemeinen  Nutzen  der  Paketpost  hervorheben.  So 
heißt  es  in  dem  Buche  „Zur  Reform  des  Paketportos  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn"5):  „Neunundneunzig  Prozent  der  Bevölkerung 
werden  immer  an  einem  möglichst  billigen  Porto  interessiert  sein.  Nur 
wenige  reiche  Leute  und  Großindustrielle,  deren  Fabrikate  sich  nicht 
zur  Versendung  in  Form  von  Postpaketen  eignen,  dürften  dem  Paket- 
porto gleichgültig  gegenüberstehen"  —  d.  h.  nur  als  Produzenten,  nicht 
auch  als  Konsumenten.  Dieser  Auffassung  schließt  sich  van  der  Borght 
an,  wenn  er  den  „demokratischen  Charakter  der  heutigen  Post"  betont6). 

')  Ob  die  Eisenbahn  für  Postzwecke  genügend  entlohnt  wird,  ist  eine 
Frage  für  sich,  die  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt.  Diese  Frage 
ist  neuerdings  eingehend  behandelt  worden  in:  Poppe,  Die  finanziellen  Beziehungen 
zwischen  Post  und  Eisenbahn  in  Deutschland,  Berlin  1911. 

a)  Hull,  Die  deutsche  Reichs-Paketpost,  Jena  1892,  S.  152 ff. 

3)  Sax,  Verkehrsmitteil,  S.  254. 

4)  Weichs-Glon,' Verkehrsmittel,  S.  221/2. 

5)  Leipzig  1898,  Verlag  von  Fr.  Wilh.  Grunow  (Verfasser  nicht  angegeben). 

6)  van  der  Borght,  Verkehrswesen,  S.  13. 
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Im  weiteren  ist  zu  berücksichtigen,  daß  eine  Aufhebung  des 
Einheitssatzes  bzw.  eine  Erhöhung  des  Paketportos,  die  Hull,  Sax  und 
Weichs-Glon  aus  dem  oben  angeführten  Grunde  befürworten,  kaum  den 
gewünschten  Erfolg  haben  dürfte,  nämlich  die  (angeblich)  zuungunsten 
der  Allgemeinheit  bevorzugte  Geschäftswelt  zu  treffen.  Es  ist  vielmehr 
anzunehmen,  daß  der  Industrielle  oder  Kaufmann  diese  Tariferhöhungen 
nicht  selbst  tragen,  sondern  durch  Steigerung  der  Warenpreise  auf  die 
Konsumenten  überwälzen  würde.  „Jede  Erhöhung  der  Beförderungs- 
kosten pflegt  mit  großer  Schnelligkeit  und  oft  mit  beträchtlichen 
Steigerungen  auf  die  Konsumenten  abgewälzt  zu  werden"1). 

Hiernachläßt  sich  die  Beibehaltung  des  Einheitsportos  bzw.  des  erwähn- 
ten Postprivilegs  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  rechtfertigen. 

In  den  Jahren  1876  bis  1879  dehnte  Deutschland  den  festen 
Portosatz  für  Pakete  bis  5  kg  auf  den  Paketaustausch  mit  der  Schweiz, 
Dänemark,  Belgien  und  den  Niederlanden  aus2). 

Das  Bestreben  der  deutschen3)  Postverwaltung  war  gleichzeitig 
darauf  gerichtet,  diesem  Einheitssatz  auch  im  Verkehr  der  Weltpost- 
vereinsstaaten untereinander  Eingang  zu  verschaffen.  Die  Schwierigkeiten, 
die  sich  der  Verwirklichung  des  Planes  entgegenstellten,  wurden 
deutscherseits  nicht  verkannt.  Das  Haupthindernis  lag  darin,  daß  die 
meisten  Weltpostvereinsstaaten  eine  Paketpost,  wie  sie  in  Deutschland 
bestand,    nicht  hatten4).    Außer  Deutschland    besaßen   im   Jahre  1878 

!)  Vgl.  de  Terra,  Im  Zeichen  des  Verkehrs,  Berlin  1899,  S.  28. 

2)  Übereinkommen  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  betreffend 
die  Einführung  einer  Einheitstaxe  für  Pakete  bis  5  kg  vom  1.  Juni  1876.  Post- 
übereinkunft zwischen  Deutschland  und  Dänemark  vom  14./23.  August  1879. 
Übereinkommen  zwischen  der  deutschen  Reichs-Postverwaltung  und  der  belgischen 
Postverwaltung  vom  15./18.  März  1879.  Übereinkommen  zwischen  der  deutschen 
Reichs-Postverwaltung  und  der  Allgemeinen  Postwagen -Unternehmung  van 
Gend  &  Loos  zu  Rotterdam,  betreffend  den  gegenseitigen  Austausch  von  kleinen 
Paketen  sowie  von  Geldsendungen  in  Paketform  vom  22.  März  1879. 

3)  Dem  Auslande  gegenüber  tritt  im  allgemeinen  nicht  in  Erscheinung, 
daß  das  deutsche  Postwesen  von  drei  selbständigen  Verwaltungen  ausgeübt  wird, 
weil  die  Postverträge  mit  dem  Auslande  vom  Reiche  abgeschlossen  werden. 
Deutschland  tritt  den  Staatsverträgen  und  Verwaltungsabkommen  des  Weltpost- 
vereins als  Gesamtstaat  bei,  so  daß  sich  die  Gültigkeit  der  Verträge  usw.  nicht 
nur  auf  das  Reichs-Postgebiet,  sondern  auch  auf  Bayern  und  Württemberg 
erstreckt.  Diese  schließen  mit  ausländischen  Staaten  Verträge  über  die  Regelung 
des  Post-  (und  Telegraphen-)  Verkehrs  nicht  ab;  ausgenommen  hiervon  ist  nur 
der  eigene  unmittelbare  Verkehr  Bayerns  bzw.  Württembergs  mit  seinen  dem 
Reich  nicht  angehörenden  Nachbarstaaten,  mit  Osterreich  und  der  Schweiz  [vgl. 
Artikel  52  der  Reichsverfassung]. 

4)  Vgl.  L'Union  postale  universelle,  sa  fondation  et  son  developpement, 
S.  72  73:  „La  realisation  du  projet  de  l'Allemagne  rencontrait  un  grand  obstacle 
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eine  Staatspaketpost  nur  noch  Österreich-Ungarn,  Bulgarien,  Dänemark, 
Helgoland,  Luxemburg,  Rumänien,  Rußland,  Schweden  (und  Norwegen), 
die  Schweiz,  Serbien  sowie  Britisch-Indien.  In  manchen  Ländern,  wie 
in  England,  Frankreich,  Italien,  war  der  gesamte  Paketdienst  privaten 
Unternehmungen  (messageries,  parcel  companies)  überlassen.  In  einigen 
wenigen  Ländern  (z.  B.  Belgien)  befaßte  sich  die  Staatseisenbahn- 
verwaltung mit  der  Kleingüterbeförderung.  Für  den  Transport  von 
Paketen  nach  überseeischen  Ländern  mußte,  abgesehen  von  dem  Verkehr 
mit  Britisch-Indien  nebst  Birma,  fast  ausnahmslos  die  Vermittlung 
von  Spediteuren  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  deutsche  Postverwaltung  zweifelte  trotz  der  bestehenden 
Schwierigkeiten  nicht  an  der  Durchführbarkeit  ihres  Planes ;  hatte  doch 
der  Weltpostverein  in  seinem  Bestände  und  in  seiner  Wirksamkeit 
gezeigt,  in  welch  hohem  Grade  eine  Verbindung  selbständiger  Staaten 
zu  gemeinsamer  Pflege  postalischer  Interessen  erreichbar,  und  wie  sehr 
eine  solche  Verbindung  befähigt  war,  das  Verkehrsleben  zu  fördern. 
Aus  solchen  Beweggründen  heraus  wurde  deutscherseits  ein  Überein- 
kommen nebst  Ausführungsbestimmungen  wegen  Einrichtung  eines  Aus- 
tausches von  kleinen  Paketsendungen  zwischen  den  Ländern  des  Welt- 
postvereins ausgearbeitet.  Dieser  Entwurf  wurde  dem  im  Jahre  1878 
in  Paris  zusammengetretenen  Postkongreß  vorgelegt.  Die  hohe  Bedeutung 
des  deutschen  Vorschlags  wurde  allgemein  anerkannt,  eine  große  Zahl 
von  Ländern  erklärte  sich  auch  mit  den  Grundlinien  des  deutschen 
Entwurfs  einverstanden,  aber  man  hielt  die  Sachlage  noch  nicht  für 
genügend  geklärt,  um  sogleich  mit  der  Einrichtung  eines  internationalen 
Paketaustausches  vorzugehen.  Es  wurde  beschlossen,  die  deutsche  Vor- 
lage dem  Internationalen  Bureau  des  Weltpostvereins  in  Bern  *)  zum 
Studium  zu  überweisen  und  die  endgültige  Beschlußfassung  einer  be- 
sonders einzuberufenden  Konferenz  vorzubehalten.    Den  Beratungen  der 

dans  le  fait  que  —  corame  on  a  pu  le  voir  par  ce  qui  precede  —  dans  la  plu- 
part  des  Etats,  la  poste  ne  se  chargeait  pas  du  transport  des  paquets  de  messa- 
gerie.  Ce  Service  etait  abandonne  aux  compagnies  de  chemins  de  fer  et  autres 
entreprises  de  transport." 

])  Eine  Zentralstelle  für  die  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte  hat  sich 
der  Weltpostverein  in  dem  „Internationalen  Bureau  des  Weltpostvereins" 
(„Bureau  international  de  l'Union  postale  universelle")  in  Bern  geschaffen.  Auf- 
gabe dieses  Bureaus  ist  es  vor  allein,  die  Arbeiten  der  Kongresse  und  Kon- 
ferenzen vorzubereiten,  in  streitigen  Fragen  auf  Verlangen  der  Beteiligten  Gut- 
achten abzugeben,  ferner  Auskünfte  über  Angelegenheiten  des  internationalen 
Postverkehrs  zu  erteilen,  die  Statistik  des  Weltpostvereins  auf  Grund  der  von 
den  Vereinsverwaltungen  gelieferten  Unterlagen  zusammenzustellen  und  zu  ver- 
öffentlichen, im  weiteren  nach  dem  im  Bankverkehr  üblichen  Clearinghouse- 
. Verfahren  für  den  Zahlungsverkehr  der  Vereinsverwaltungen  untereinander  die 
Geschäfte  einer  Zentral-Abrechnungssteile  wahrzunehmen. 
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Konferenz,  die  zu  diesem  Zwecke  im  Jahre  1880  zu  Paris  zusammen- 
trat, wurde  ein  vom  [ntemationalen  Bureau  unter  Benutzung  des 
deutschen  Vorschlags  aufgestellter  Entwurf  zugrunde  gelegt1). 


s 


Abschluß  des  Vereinspaketvertrages;  Weiterbildung  des 
Vereinspaketdieust.es. 

Pas  Ergebnis  der  Pariser  Konferenz  war  der  Abschluß  des  Ver- 
trages vom  3.  November  1880,  betreffend  den  Austausch  yon  Postpaketen 
„Convention  concernant  l'Echange  des  Colis  Postaux").  Der  Vertrag 
wurde  von  folgenden  Staaten  unterzeichnet:  Deutschland,  Osterreich- 
rngarn,  Belgien,  Bulgarien,  Dänemark,  Ägypten,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  Montenegro,  Portugal,  Rumänien,  Serbien,  Schweden  (-Nor- 
wegen),  Spanien,  der  Schweiz  und  der  Türkei. 

Die  Grundzüge  des  Vertrags  sind:  Zusammenschluß  der  Vereins- 
staaten zu  einem  einheitlichen  Gebiet  für  den  Austausch  von  Post- 
paketen, Freiheit  des  Transits,  Bindung  der  Transitgebühren,  Einheitlich- 
keit der  Portosätze.  Im  wesentlichen  wurde  in  dieser  Beziehung  fest- 
gesetzt: Die  Staaten,  welche  den  Paketverein  bilden,  stellen  innerhalb 
des  Weltpostvereins  einen  besonderen  internationalen  Verband  zum  Aus- 
tausch von  Postpaketen  dar.  Dieser  Austausch  regelt  sich  nach  der 
Vollzugsordnung  zum  Vereinsvertrage  („Reglement  de  detail  et  d'ordre 
pour  Pexecution  de  la  Convention") 2).  Die  Freiheit  des  Transits  wird 
gewährleistet;  infolgedessen  ist  jedes  Vereinsland  berechtigt,  —  über 
zwischenliegende  Vereinsländer  hinweg  —  mit  jedem  andern  Vereins- 
land unter  Benutzung  sämtlicher  im  Vereinsgebiet  zur  Paketbeförderung 
unterhaltenen  Verbindungen  Postpakete  auszutauschen.  Für  die  Transit- 
leistung erhält  jede  an  der  Landbeförderung  beteiligte  Verwaltung  für 
jedes  Paket  50  cts.;  die  Vergütungen  für  die  Seebeförderung  jedes 
Pakets  werden  nach  folgenden  5  Sätzen  bemessen: 

bis   500  Seemeilen  25  cts. 
über  500   „    1000       „        50  „ 

„    1000   „   3000        „  1  Fr. 

„    3000   „   6000       „  2  „ 

„    6000  „  3  „ 

Als  Übergangsmaßregel  —  um  den  Anschluß  der  Länder  an  den 
Paketverein   zu   erleichtern  —  wurde  jeder  Verwaltung   die  Befugnis 


')  Documents  c.  p.  1880,  S.  2  unter  „Observation": 
„Les  projets  ci-apres,  soumis  par  le  bureau  international  an  differentes  Adminis- 
trations,  sont,  sauf  quelques  modifications  de  redaction,  la  reproduetion  de  ceux 
qui  ont  ete  proposes  par  la  Delegation  allemande  au  Congres  de  Paris  dans  la 
seance  du  2  Mai  1878." 

2)  Documents  p.  c.  1880,  S.  187  ff.;  Anl.  3,  S.  91  ff.,  vgl.  auch  S.  52  3 
dieser  Arbeit. 
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erteilt,  für  die  bei  ihren  Anstalten  eingelieferten  oder  angekommenen 
Pakete  eine  Zuschlaggebühr  von  25  cts.  zu  erheben;  sie  wurde  für  Eng- 
land1) auf  50  cts.,  für  Britisch-Indien  und  Persien  auf  75  cts.  und  für 
Schweden  auf  1  Fr.  erhöht.  Die  Portosätze  wurden  unter  Zugrunde- 
legung der  bezeichneten  Transitgebühren  nach  der  Zahl  der  durchlaufenen 
Länder  festgesetzt,  so  daß  für  jedes  Land  ein  einheitlicher  Satz  von 
50  cts.  erhoben  wird,  und  daß  gegebenenfalls  die  Seetransitgebühren 
sowie  die  Zuschlagtaxen  hinzutreten. 

Von  sonstigen  Bestimmungen  des  Vereinspaketverkehrs  und  der 
zugehörigen  Vollzugsordnung  sind  noch  hervorzuheben:  Als  Gebühr  für 
die  Bestellung  und  für  die  Erfüllung  der  Zollförmlichkeiten  kann  vom 
Empfänger  ein  Betrag  bis  zu  25  cts.  für  jedes  Paket  erhoben  werden. 
Das  Meistgewicht  beträgt  3  kg;  es  wurde  so  gering  bemessen,  um  auch 
den  Ländern,  die  noch  keinen  Postpaketdienst  besaßen,  den  Beitritt  zu 
dem  internationalen  Paketverein  zu  ermöglichen  bzw.  zu  erleichtern. 
Im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  eines  Pakets  wird,  den 
Fall  höherer  Gewalt  ausgenommen,  der  wirkliche  Schaden,  jedoch  nicht 
mehr  als  15  Fr.  für  jede  Sendung  ersetzt.  Wie  in  den  Weltpostvertrag 
hinsichtlich  der  Briefsendungen,  so  wurde  auch  in  den  Vereinspaketvertrag 
hinsichtlich  der  Pakete  eine  Bestimmung  aufgenommen,  wonach  es  den 
Verwaltungen  gestattet  ist,  zwecks  Verbesserung  des  Postverkehrs  be- 
sondere Verträge  unter  sich  bestehen  zu  lassen  oder  neu  zu  schließen, 
sowie  engere  Vereine  aufrecht  zu  erhalten  oder  neu  zu  gründen2).  So 
konnte  beispielsweise  die  in  dem  Verkehr  zwischen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  schon  früher  eingeführte  Einheitstaxe  von  50  Pfg.  für 
Pakete  bis  5  kg  auch  nach  Inkrafttreten  des  internationalen  Vereins- 
paketvertrages bestehen  bleiben. 

Die  Entwicklung  des  internationalen  Paketvereins  seit  seiner  Grün- 
dung war  zweifacher  Art:  expansiv  durch  Ausdehnung  seines  Geltungs- 
bereichs, intensiv  durch  Ausgestaltung  seiner  inneren  Einrichtungen. 

In  welchem  Umfange  sich  das  Gebiet  des  Paketvereins  seit  der 
Pariser  Konferenz  von  1880  vergrößert  hat,  ergibt  sich  ohne  weiteres 
aus  einem  Vergleich  der  vorher  (Seite  24)  aufgeführten  Staaten,  die  den 
Vereins  vertrag  auf  der  genannten  Konferenz  unterzeichneten,  mit  denen, 
die  ihm  auf  dem  letzten  Postkongreß  (Rom  1906)  beigetreten  sind3). 

Hand  in  Hand  mit  der  Ausbreitung  des  Paketdienstes  ist  der 
innere  Ausbau  dieses  Verkehrszweiges  gegangen.  Pakete  mit  Wert- 
angabe und  Sendungen  mit  Nachnahme,  ferner  sperrige4)  Güter,  welche 

')  England  ist  bisher  dem  Vereinspaketvertrag  nicht  beigetreten  (vgl. 
S.  28  ff.). 

3)  Anl.  2,  Art.  21,  S.  79  und  Anl.  3,  Art.  19,  S.  87/8. 

3)  Anl.  3,  S.  82. 

4)  Wegen  des  Begriffs  „sperrig"  vergl.  Anl.  3,  Art.  III,  S.  91. 
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anfangs  oichl  zugelassen  waren,  sind  —  freilich  nur  von  einer  beschränkten 
Zahl  von  \  er  eins  Verwaltungen  —  in  den  Vereinspaketdienst  mit  einbezogen 
worden')  (Kongreß  zu  Lissabon  1885).  Es  ist  auf  demselben  Kongreß 
eine  Erhöhung  des  anfangs  3  l<g  betragenden  Meistgewichts  auf  5  kg 
erfolgt.  I  m  den  Posteinrichtungen  gewisser  Länder  Rechnung  zu  tragen, 
wurde  jedoch  eine  Übergangsbestimmung  zugestanden,  wonach  es  den 
\  erei nsverw  altungen  freistand,  Sendungen  nur  bis  zu  einem  Gewicht  von 
3  kg  zuzulassen.  Von  dieser  Befugnis  machte  zunächst  eine  größere 
Zahl  von  Verwaltungen  Gebrauch,  jedoch  sind  nach  und  nach  immer 
mehr  zu  dem  Höchstgewicht  von  5  kg  übergegangen.  So  war  es  möglich, 
daß  auf  dem  Kongreß  in  Rom  (1900)  nur  einem  Lande,  nämlich  dem 
in  Rom  dem  Paketvertrage  beigetretenen  Bolivien2)  die  Beschränkung 
des  Höchstgewichts  auf  3  kg  zugestanden  zu  werden  brauchte)3.  In 
\\  ashington  (1897)  wurde  ein  Antrag  Deutschlands  angenommen,  der  es 
den  Verwaltungen  gestattet,  sich  über  den  Austausch  von  Sendungen 
von  mehr  als  5  kg  auf  der  Grundlage  des  Vereinspaketvertrags  zu  ver- 
ständigen, mit  der  Ermächtigung  zur  Erhöhung  der  Taxen  und  der 
Ersatzbeträge  für  die  schwereren  Pakete4).  Diese  Bestimmung  hat  auch 
dazu  geführt,  daß  im  gegenseitigen  Verkehr  Belgiens,  Frankreichs, 
Luxemburgs  und  der  Schweiz  sowie  im  Verkehr  zwischen  Frankreich 
und  mehreren  französischen  Kolonien  Postpakete  bis  zum  Gewicht  von 
10  kg  zugelassen  worden  sind.  Im  übrigen  haben  aber  die  Vereinsländer 
bisher  an  dem  Meistgewicht  von  5  kg  festgehalten.  Im  Interesse  einer 
allgemeinen  Einführung  von  Postpaketen  über  5  bis  10  kg  im  Vereins- 
verkehr wäre  es  erwünscht,  wenn  die  jetzige  Vorschrift,  wonach  Pakete 
von  mehr  als  5  kg,  vorbehaltlich  der  Erhöhung  der  Gebühr  und  des 
Ersatzbetrages,  zugelassen  sind,  dahin  geändert  würde,  daß  die  Vereins- 
verwraltungen  allgemein  Postpakete  bis  zu  10  kg  zu  befördern  hätten, 
und  daß  die  Höhe  der  für  die  über  5  kg  schweren  Sendungen  zu 
zahlenden  Gebühren  sowie  des  gegebenenfalls  zu  leistenden  Ersatzbetrags 
einheitlich  festgesetzt  würde. 

Auf  dem  letzten  Postkongreß  (Rom  1906)  wurden  die  Taxbe- 
stimmungen in  mehrfacher  Beziehung  geändert.  Die  von  Deutschland 
gewünschte  Beseitigung  der  Zuschlagtaxen  ließ  sich  nicht  erreichen;  im 
Gegenteil  wurden  die  Zuschlaggebühren  noch  erweitert.  So  erhielten 
Kolumbien,  Peru  und  Venezuela,  ebenso  die  Argentinische  Republik  für 
die  an  der  Südküste,  an  der  Feuerlandküste  und  auf  den  nahe  gelegenen 


')  Anl.  3,  Art.  1,  S.  82,  Art.  8,  S.  85,  Art.  III,  S.  91/2. 

2)  Bolivien  läßt  neuerdings  für  gewisse  Orte  Postpakete  bis  5  kg  zu  (vgl. 
Postamtsblatt  Nr.  39  vom  27.  Mai  1911). 

3)  Anl.  3,  Art.  II,  S.  90. 
l)  Anl.  3,  Art.  1,  S.  82/3. 
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Inseln  bestehenden  Postanstalten  die  Befugnis,  für  die  ankommenden  und 
abgehenden  Pakete  eine  erhöhte  Zuschlaggebühr  von  1  Fr.  25  cts.  zu 
erheben.  Für  Transitpakete  dürfen  beispielsweise  Kolumbien,  Peru  und 
Venezuela  eine  Zuschlagtaxe  von  50  cts.,  ferner  die  Asiatische  Türkei, 
das  europäische  und  asiatische  Rußland  eine  Zuschlaggebühr  von  75  cts. 
berechnen1).  Da  die  Zuschlagtaxen  der  Einheitlichkeit  der  Beförderungs- 
gebühren entgegenwirken  und  daher  auf  das  unbedingt  Notwendige  be- 
schränkt werden  müßten,  so  ist  die  weitere  Ausdehnung  dieser  Zuschläge, 
für  die  zwingende  Gründe  nicht  vorgebracht  werden  konnten,  als  Rück- 
schritt zu  bezeichnen.  Britisch-Indien  gab  ein  nachahmenswertes  Beispiel 
dadurch,  daß  es  auf  die  ihm  in  Washington  (1897)  für  Transitpakete 
zugestandene  Zuschlagtaxe  von  50  cts.  verzichtete  und  sich  gleichzeitig 
damit  einverstanden  erklärte,  daß  die  Zuschlagtaxe  für  die  in  Britisch- 
indien ankommenden  oder  von  da  abgehenden  Postpakete  von  1  Fr.  25  cts. 
auf  75  cts.  ermäßigt  wurde.  Die  Seetransitgebühren  wurden  folgender- 
maßen festgesetzt: 

bis    500  Seemeilen  25  cts. 

über    500  „    2500       „  50  „ 

„  2500  „  5000  „  1  Fr.  —  „ 
„  5000  „  8000  „  1  „  50  „ 
»     8000  „        2    „    -    „  2) 

Diese  neuen  Sätze  bedeuten  gegenüber  den  früher  erhobenen 
eine  große  Verbilligung3).  Für  die  Pakete  bis  zu  1  kg  soll  in  keinem 
Falle  eine  Seetransitgebühr  von  mehr  als  1  Fr.  erhoben  werden.  Die 
Vereinsverwaltungen,  die  durch  langfristige  Verträge  mit  ihren  Schiffs- 
gesellschaften gebunden  sind  und  daher  die  billigeren  Seetransitgebühren 
ohne  größere  finanzielle  Nachteile  nicht  sogleich  anwenden  können, 
haben  jedoch  die  Berechtigung  erhalten,  bis  auf  weiteres  noch  die  alten 
Sätze  zu  erheben4).  Die  Versicherungsgebühren  für  Pakete  mit  Wert- 
angabe sind  dahin  abgeändert  worden,  daß  nicht  mehr  wie  früher  eine 
Gebühr  von  10  cts.  für  je  300  Fr.  bei  angrenzenden  und  von  25  cts. 
für  je  300  Fr.  bei  nicht  angrenzenden  Ländern  berechnet  wird,  sondern 
eine  Taxe,  die  für  jedes  an  der  Beförderung  beteiligte  Land  5  cts.  (bei 
Seebeförderung  10  cts.)  für  je  300  Fr.  ausmacht.  Dadurch  wird  die  Ver- 
sicherungsgebühr in  manchen  Fällen,  nämlich  dann,  wenn  es  sich  nur 
um  ein  oder  zwei  Transitländer  (d.  s.  Länder,  durch  die  die  Post- 
sendungen durchgeführt  werden,  von  denen  diese  Sendungen  also  nicht 
ausgehen  und  für  die  sie  auch  nicht  bestimmt  sind)  handelt,  verbilligt. 


')  Anl.  3,  Art  5,  S.  84/5. 
3)  Anl.  3,  Art  3,  S.  83. 

3)  Vgl.  wegen  der  auf  der  Pariser  Konferenz  (1880)  vereinbarten  Sätze  S.  24. 

4)  Anl.  3,  Art.  3  und  III,  S.  83  und  S.  91. 
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Die  Ausnahmebestimmung,  daß  die  am  Wertpaketdienste  teilnehmenden 
Staaten  eine  andere  als  die  gewöhnliche  Versicherungsgebühr  erheben 
dürfen,  ist  als  ü bergan gsmaßregel  bestehen  geblieben;  doch  darf  die 
besondere  Versicherungsgebühr  nicht  mehr  wie  früher  '/3,  sondern,  nur 
noch  '/,  v.  II.  ausmachen1). 

Von  sonstigen  Erleichterungen,  die  nach  und  nach  noch  im  Vereins- 
paketverkehr  eingeführt  worden  sind,  seien  genannt:  Zulassung  der  Eil- 
bestellung,  Einführung  der  Zollfrankozettel,  durch  die  dem  Absender 
der  Pakete  die  Möglichkeit  geboten  ist,  dem  Empfänger  die  Zahlung 
der  Zoll-  und  anderen  nicht  postalischen  Gebühren  abzunehmen'2).  Diese 
Erleichterungen,  namentlich  die  Zulassung  des  Wert-  und  Nachnahme- 
dienstes  sowie  der  Eilbestellung  haben  ohne  Zweifel  zur  Belebung  des 
Wroinspaketverkehrs  beigetragen.  Allerdings  sind  sie,  da  der  Paket- 
vertrag den  Yonunsmitgliedern  in  diesen  Fragen  mehr  oder  minder  freie 
Hand  Hißt,  nicht  dem  ganzen  Vereinspaketverkehr  zugute  gekommen, 
sondern  nur  dem  gegenseitigen  Verkehr  der  Länder,  welche  die  Er- 
leichterungen eingeführt  haben.  In  dieser  Beziehung  ist  die  wünschens- 
werte Gleichartigkeit  der  Einrichtungen  für  die  Vereinspaketpost  bei 
weitem  noch  nicht  erreicht  worden. 

§  5.  Werbende  Kraft  der  Vereinspaketpost  für  den  sonstigen  inter- 
nationalen Postpaketverkehr;  Ubersicht  über  die  Zunahme  des  ge- 
samten internationalen  Postpaketverkehrs;  wachsende  Bedeutung  der 
Vereinspaketpost  für  den  internationalen  Postfrachtstückdienst. 

Die  Weltpostvereinsstaaten,  die  heute  dem  Vereinspaketdienst  noch 
fernstehen,  sind:  England  mit  den  britischen  Kolonien  (ausgenommen 
Britisch-Indien),  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  deren  insulare 
Besitzungen,  Mexiko  sowie  mehrere  mittel-  und  südamerikanische  Staaten. 
Wie  sich  diese  Erscheinung  erklärt,  ist  früher  (S.  15/6)  erörtert  worden. 
Aber  diese  Länder  haben  sich  der  werbenden  Kraft,  die  der  Vereins- 
paketpost innewohnt,  nicht  zu  entziehen  vermocht.  Sind  sie  auch  nicht 
beigetreten,  so  haben  sie  sich  doch  veranlaßt  gesehen,  einen  Postpaket- 
austausch mit  anderen  Ländern  auf  Grund  von  Sonderabkommen  ins 
Leben  zu  rufen.  Derartige  Abkommeu  haben  nicht  selten  den  Eintritt 
in  den  Kreis  der  am  Vereinspaketdienste  teilnehmenden  Länder  gefördert. 
Sie  vermochten  dies  um  so  eher,  als  der  Inhalt  dieser  Sonderabkommen 
sich  im  allgemeinen  an  das  vielfach  erprobte  und  bewährte  Muster  der 
Bestimmungen  des  Vereinspaketvertrags  anlehnte  und  Abweichungen  nur 
da  vorsah,  wo  dies  aus  besonderen,  beispielsweise  in  der  Organisation 
der  Postverwaltung  des  in  Frage  kommenden  Landes  liegenden  Gründen 


»)  Anl.  3,  Art.  3,  S.  83/4  und  Art  5,  S.  84/5. 
2)  Anl.  3,  Art.  9,  S.  85,6  und  Art.  VIII,  S.  92. 
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nicht  zu  vermeiden  war.  Sobald  diese  Gründe  wegfielen  —  was  unter 
dem  ausgleichenden  Einfluß  der  diesen  Sonderabkommen  für  gewöhnlich 
den  Schwerpunkt  verleihenden  Vereinsbestimmungen  nicht  selten  bald 
erfolgte  — ,  konnte  der  Anschluß  des  Staates  an  die  Yereinspaketpost 
stattfinden.  In  den  Nichtvereinsländern ,  mit  denen  Sonderabkommen 
über  einen  Postpaketaustausch  bestehen,  vollzieht  sich  also  infolge  der 
mittelbaren  Einwirkungen  des  Vereinspaketdienstes  auf  deren  interne 
Posteinrichtungen  in  größerem  oder  geringerem  Grade  eine  Umbildung 
der  vorhandenen  Dienstformen  mit  der  Tendenz  immer  stärkerer  An- 
näherung an  die  Vereinsvorschriften,  so  daß  auf  diese  Weise  der  Anschluß 
an  die  Vereinspaketpost  in  günstiger  Weise  vorbereitet  wird. 

'Die  Sonderabkommen  sind  nicht  nur  für  den  Paketaustausch  der 
Länder,  die  sie  abgeschlossen  haben,  sondern  für  alle  Vereinsländer, 
sofern  diese  von  der  im  Art.  19,2  des  internationalen  Paketvertrags1) 
ausgesprochenen  Vergünstigung  Gebrauch  machen,  von  Bedeutung.  Die 
Postverwaltungen  der  Vereinsländer,  die  mit  nicht  am  Vereinspaket- 
vertrage  teilnehmenden  Ländern  einen  Paketaustausch  unterhalten,  haben 
danach  allen  anderen  Vereins  Verwaltungen  die  Benutzung  der  mit 
Nichtvereinsländern  für  den  Paketaustausch  bestehenden  Verbindungen 
zu  gestatten.  Hier  hat  sich  also  eine  Meistbegünstigungsklausel  im 
postalischen  Sinne  herausgebildet2). 

Infolge  der  engen  Beziehungen,  die  zwischen  dem  Vereinspaket- 
dienste und  dem  auf  Grund  der  Sonderabkommen  vermittelten  Paket- 
austausche bestehen,  wird  dieser  gesamte  Paketverkehr  mit  dem  gemein- 
samen Namen:  Postpaketverkehr  bezeichnet.  Der  Ausdruck  „Post- 
paket" („colis  postal")  steht  ausschließlich  den  Paketen  zu,  die  auf 
Grund  des  Vereinspaketvertrags  oder  auf  Grund  der  Sonderabkommen 
befördert  werden. 

Die  Zunahme,  die  der  Postpaketverkehr  von  Land  zu  Land  seit 
Abschluß  des  Vereinspaketvertrags  erfahren  hat,  ist,  wie  die  nachstehenden, 
auf  der  „Allgemeinen  Poststatistik"  fußenden  Ubersichten  zeigen,  er- 
heblich3). In  der  „Allgemeinen  Poststatistik"  wird  der  gesamte  inter- 
nationale Postpaketverkehr  —  also  ohne  Trennung  nach  Vereins-  und 
nach  dem  auf  deu  erwähnten  Sonderabkommen  beruhenden  Paketverkehr  — 


')  Anl.  3,  S.  88. 

2)  Auch  Deutschland  ist  eine  größere  Anzahl  derartiger  Abkommen  ein- 
gegangen. Es  unterhält  einen  Paketaustausch  auf  Grund  von  Sünderabkommen 
vor  allem  mit  folgenden  dem  Vereinspaketdienste  fernstehenden  Ländern:  Eng- 
land, den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Kostarika,  Ekuador,  Honduras, 
Mexiko,  Nikaragua,  Panama,  sodann  mit  mehreren  britischen  Kolonien  (Neu-Sud- 
WTales,  Viktoria,  Hongkong  u.  a.). 

3)  Vgl.  Deutsche  Verkehrszeitung,  Jahrgang  1905,  Nr.  44/45. 
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in  einer  Summe  abgeführt1).  Das  Jahr  1883  ist  als  Ausgangspunkt  ge- 
wähll  worden,  weil  erst  von  diesem  Zeitpunkte  ab  statistische  Daten  in 
größerem  Umfange  vorliegen.  Die  in  den  Übersichten  in  Klammern  an- 
geführten  Zahlen    bezeichnen   die  Anzahl   der  Länder,  für  welche  die 


Jahr 

Pakete  ohne 
Wertangabe 
Stück 

Pakete  mit  Wertangabe 

|  Betrag- 
Stück  Taus.M 

Pakete  mit  Nachnahme 

Betrag 
Stück          |  Taus.M 

Gesamtzahl  der 
aus  den  ver- 
schiedenen 
Ländern  abge- 
sandten Pakete 

1883 
1893 
1903 

5  991208  (27) 
13759  193*)  (44) 
33  647  839  |  (54) 

976  327 

1  459  866 

2  792  205 

(11) 
(24) 
(34) 

429  807 
504  093 
900  767 

475  482-) 
1  135  024 
3  993  601 

(5) 
(14) 
(22) 

6  2172) 
16  5213) 
73  5573) 

7  443  017  2) 
16  354  383 4) 
40  433  645 

„Allgemeine  Poststatistik"  Angaben  über  den  Paketverkehr  mit  anderen 
Ländern  enthält.  AVenn  hiernach  auch  nicht  sämtliche  am  internationalen 
Postpaketaustausch  teilnehmenden  Länder  statistisch  erfaßt  werden,  so 
sind  doch  alle  Gebiete  mit  stärkerem  Verkehr  vertreten.  Die  Über- 
sichten geben  daher  ein,  wenn  auch  nicht  völlig  erschöpfendes,  so  doch 
annähernd  vollständiges  Gesamtbild  über  den  Umfang  und  die  Zunahme 
des  internationalen  Postpaketverkehrs. 


Die  Yerkehrszuhname  beträgt  nach  den  in  der  Übersicht  aufge- 
führten Zahlen: 


von  1883 
auf  1893 

von  1893 
auf  1903 

„     „    Wertpaketen  hinsichtlich  der  Stückzahl     .    .  . 
„     „            „                 „          des  Wertbetrags  .    .  . 
„     „    Nachnahmepaketen  hinsichtlich  der  Stückzahl 
„     „   .             „                      „des  Nachn.-Betr. 

130% 
49% 
17% 
139% 
166% 

145% 

91% 
79% 
252% 
345% 

Daß   der   internationale  Postpaketverkehr  auch  nach   1903  eine 
nicht   unbedeutende  Zunahme   erfahren  hat,   zeigt  die  zurzeit  neueste, 


J)  Auch  hierin  kommt  der  schon  (S.  28/9)  erörterte  innige  Zusammenhang 
zwischen  beiden  Beförderungseinrichtungen  zum  Ausdruck. 

3)  Einschließlich  der  Briefsendungen  mit  Nachnahme  (die  Trennung  der 
Nachnahmesendungen  nach  Paketen  uud  sonstigen  Sendungen  ist  in  der  Statistik 
für  1883  noch  nicht  durchgeführt). 

3)  Da  die  Statistik  die  Beträge  der  Paketnachnahmen  mit  denen  der  Brief- 
nachnahmen in  einer  Summe  aufführt,  ist  der  Betrag  der  Paketnachnahmen  nach 
dem  Verhältnis  der  Zahl  der  Pakete  mit  Nachnahme  zur  Gesamtzahl  der  Nach- 
nahmesendungen berechnet  worden. 

4)  5  521  022  Sendungen,  welche  die  Statistik  für  Neu-Süd -Wales  aufführt, 
sind  unberücksichtigt  geblieben,  weil  sich  diese  Zahl  nach  Lage  der  Verhältnisse 
nicht  auf  den  Paketverkehr  beziehen  kann. 
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1911  erschienene  Ausgabe  der  „Allgemeinen  Poststatistik"  für  das  Jahr 
1909.  Hiernach  sind  im  Jahre  1909  von  Land  zu  Land  abgesandt 
worden : 


Pakete 
ohne  Wertangabe 

Stück 

Paket 
mit  Werts 

Stück 

e 

mgabe 
Betrag 
Taus.  M 

Pakete 
mit  Nachn« 

Stück 

ihme 

Betrag 
Taus.  M 

Gesamtzahl  der  aus 
den  verschiedenen 
Ländern  abge- 
sandten Pakete 

53  636  695  (102) 

3  366  324  (73) 

1324749 

5852  6361)  (38) 

84  288 2) 

62  855  655 

Die  Verkehrszunahme  beträgt  von  1903  auf  1909: 
bei  den  Paketen  ohne  Wertangabe   59%? 

„     „     Wertpaketen  hinsichtlich  der  Stückzahl  .    .    .  21%? 

„     „  „  „  des  Wertbetrags   .    .  47%, 

„     „    Nachnahmepaketen  „  der  Stückzahl  .    .    .  47%? 

„     „  „  „  des  Nachnahmebetrags  15%  > 

Die  beträchtliche  Steigerung  des  Paketaustausches  von  Land  zu 
Land  ist  durch  eine  Reihe  von  Ursachen  hervorgerufen  worden,  die  mit 
dem  Aufschwung  auf  allen  Gebieten  des  Verkehrs,  des  Handels,  der 
Industrie  usw.  zusammenhängen;  zweifellos  haben  aber  auch  die  Er- 
leichterungen und  Verbesserungeu,  die  im  Vereinspaketpostdienst  einge- 
führt worden  sind,  zu  der  günstigen  Entwicklung  des  internationalen 
Paketverkehrs  beigetragen. 

Die  Postverwaltungen  einiger  Staaten  (Bulgarien,  Dänemark, 
Deutschland,  Luxemburg,  Norwegen,  Osterreich  -  Ungarn,  Rumänien, 
Rußland,  Schweden  und  die  Schweiz)  nehmen  zur  Beförderung  auch 
„Postfrachtstücke"  („articles  de  messagerie")  an.  Das  sind  solche 
Sendungen,  die  sich  aus  irgend  einem  Grunde  —  beispielsweise  weil 
sie  das  Meistgewicht  oder  die  Ausdehnungsmaße  für  Postpakete  über- 
schreiten —  zur  Beförderung  als  Postpakete  nicht  eignen.  Während 
für  Postpakete  einheitliche  Taxen  und  gleichmäßige  Versendungsbe- 
dingungen bestehen,  unterliegen  die  Postfrachtstücke  stufenweise  fest- 
gesetzten Taxen  von  ganz  verschiedener  Höhe;  sodann  sind  die  Ver- 
sendungsbedingungen im  Verkehr  mit  den  einzelnen  Ländern  sehr  viel- 
gestaltig. Dazu  kommt,  daß  die  Postfrachtstücke,  da  sich  nur  wenige 
Postverwaltungen  mit  ihnen  befassen,  zumeist  Privatspediteuren  zur 
Weiterbeförderung  überwiesen  werden  müssen,  und  daß  ihre  Beförderung 
infolgedessen  nicht  selten  viel  länger  dauert  als  die  der  Postpakete,  die 
in  der  Regel  während  ihrer  ganzen  Beförderung  in  den  Händen  der 
Post  verbleiben.    Der  Postfrachtstückdienst  hatte  früher,  d.  h.  vor  der 

1)  In  der  Statistik  für  1909  fehlen  die  Angaben  für  den  Nachnahmever- 
kehr Österreichs  und  Ungarns;  es  sind  daher  für  diese  beiden  Postgebiete  (vgl. 
Anmerk.  auf  S.  47)  die  Zahlen  aus  der  Statistik  für  1903  eingesetzt  worden. 

2)  Vgl.  Anmerk.  3  zur  ersten  Tabelle. 


Gründung  bzw.  größeren  Ausdehnung  des  Vereinspaketdienstes,  größere 
Bedeutung.  Seitdem  ist  er  zugunsten  und  unter  dem  Einfluß  der 
Vereinspaketposl  immer  mehr  zurückgegangen.  In  welchem  Umfange 
dies  geschehen  ist,  hat  sich  zahlenmäßig  nicht  feststellen  lassen,,  weil 
statistische  I  nt  erlagen  nicht  vorhanden  sind. 

Die  Frage,  ob  unter  den  heutigen  Yerkehrsverhältnissen  die  Bei- 
behaltung des  internationalen  Postfrachtstückdienstes  angebracht  ist, 
wird  dahin  zu  beantworten  sein,  daß  die  Postverwaltungen,  die  sich  da- 
mit befassen,  ihn  zweckmäßig  vorläufig  nicht  aufgeben,  weil  manche 
Beschränkungen,  die  heute  noch  für  Postpakete  im  Verkehr  mit  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Ländern  bestehen,  für  Postfracht- 
stücke ganz  oder  zum  Teil  wegfallen.  Dies  gilt  namentlich  für  Meist- 
gewicht,  Größenverhältnisse,  Wertangabe,  Nachnahme  und  Sperrgut. 
Wie  schon  früher  erwähnt  worden  ist,  fehlt  dem  Vereinspaketdienst  in 
dieser  Beziehung  die  erforderliche  Gleichförmigkeit  der  Versendungsbe- 
dingungen1). Allerdings  ist  ein  Meistgewicht  von  50  kg  und  darüber, 
wie  es  die  den  Postfrachtstückdienst  ausübenden  Länder  von  früher  her 
beibehalten  haben,  unter  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  als  bei 
weitem  zu  hoch  für  die  Postbeförderung  zu  bezeichnen,  nachdem  infolge 
der  größeren  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  die  Post,  deren  Betriebs- 
einrichtungen im  Gegensatze  zur  Eisenbahn  nicht  auf  schwerere  Fracht- 
güter bemessen  sind,  sich  auf  den  Kleingüterverkehr  beschränken  darf 
und  aus  dem  angeführten  Grunde  auch  sollte.  Auf  dem  Postkongreß 
in  Rom  (1906)  kam  denn  auch  gelegentlich  der  Beratung  eines  von 
Bulgarien  gestellten  Antrags  —  es  möchten  Vereinbarungen  getroffen 
werden,  um  zu  Taxen,  die  denen  der  Postpakete  entsprechen,  einen 
Austausch  von  Paketen  bis  50  kg  im  Vereinsverkehr  zu  ermöglichen  — 
zum  Ausdruck,  daß  die  Beförderung  so  schwerer  Sendungen  nicht  zu  den 
Aufgaben  der  Post  gehöre  und  besser  den  Eisenbahnen,  Schiffsgesell- 
schaften und  Spediteuren  überlassen  werde.  Der  Vorschlag  Bulgariens 
wurde  aus  dieser  Erwägung  heraus  abgelehnt2). 

Mit  der  zu  erstrebenden  Weiterbildung  der  Vereinspaketpost  in 
der  Richtung,  daß  das  Meistgewicht  allgemein  auf  10  kg  erhöht,  den 
Beschränkungen  der  Größenverhältnisse  der  Postpakete  noch  weiter  ent- 
gegengetreten wird,  Wertangabe,  Nachnahme  sowie  Sperrgut  allgemein 
eingeführt  werden,  wird  der  Postfrachtstück  dienst  immer  mehr  abnehmen 
und,  soweit  er  sich  überhaupt  zur  Ausübung  durch  die  Post  eignet, 
schließlich  ganz  in  der  Vereinspaketpost  aufgehen. 

»)  S.  26,  28,  AdI.  3,  Art.  III,  S.  91  2. 

2)  „La  proposition  de  la  Balgarie  n'est  appuyee  par  aueune  delegation." 
Documents  c.  p.  1906,  Tome  IL,  S.  382. 


II.  Abschnitt. 


Die  ökonomischen  und  die  öffentlich-rechtlichen 
Grundlagen  der  Vereinspaketpost. 

A.  Die  ökonomischen  Grundlagen. 

§  6.  Die  Post  als  geeignete  Vermittlerin  im  internationalen 
Kleingiiterverkehr. 

Die  Post  benutzt  für  ihre  Zwecke  sämtliche  Verkehrsmittel;  sie 
sucht  diese  überall  da  zu  verwerten,  wo  dies  der  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben dienlich  ist;  „sie  konzentriert  die  Benutzung  aller  modernen  Verkehrs- 
mittel, um  einen  bestimmten  Teil  des  Verkehrs  zu  bewältigen"1).  In- 
folgedessen ist  die  Post  heutzutage  —  im  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten  — 
überwiegend  Verkehrsanstalt  (Speditionsgeschäft),  weniger  Verkehrsmittel, 
wie  Eisenbahnen,  Landstraßen,  Wasserwege2).  Der  Umstand,  daß  sich 
die  Post  bei  der  Beförderung  der  Sendungen  in  immer  steigendem  Maße 
der  Hilfsmittel,  die  sich  ihr  im  Eisenbahn-  und  Dampfschiffsverkehr 
bieten,  bedient,  hat  die  Meinung  aufkommen  lassen,  daß  die  Tätigkeit 
der  Post  bei  der  Paketbeförderung  entbehrt  und  ihre  Leistungen  im 
Kleingüterverkehr,  unbeschadet  der  Interessen  der  Allgemeinheit,  von 
den  Eisenbahnen  und  Schiffahrtsunternehmungen  mit  ausgeführt  werden 
können3).  An  sich  würde  es  nicht  nötig  sein,  daß  die  Organisation  des 
internationalen  Kleingüterverkehrs  in  den  Händen  der  Post  liegt.  Man 
kann  sich  dafür  auch  die  Eisenbahn  —  in  Verbindung  mit  Schiffahrts- 
unternehmungen  —  denken. 

Eisenbahn  und  Schiffahrtsunternehmungen  bieten  den  Vorteil,  daß 
sie  den  Paketdienst  ihren  anderen  Verkehrszweigen,  dem  Gepäck-  und 
dem  Eilgüterverkehr,  angliedern  und  dadurch  billig  wirtschaften  können. 
Aber  diesen  Vorzug  hat  die  Post  auch;  denn  der  Paketdienst  wird  in 
der  Hauptsache  nicht  von  eigens  dazu  angestelltem  Personal  in  eigens 
dazu  hergerichteten  Gebäuden,  Fahrzeugen  usw.  besorgt,  sondern  vom 
Personal  in  Gebäuden  usw.,  das  durch  die  übrigen  Dienstzweige,  die  die 
Post  betreibt,  nicht  voll  ausgenützt  wird,  das  vielfach  unterhalten  werden 

J)  van  der  Borght,  Verkehrswesen,  S.  351/2. 

,J)  van  der  Borght,  Verkehrswesen,  S.  351. 

3)  Weichs- Glon,  Verkehrsmittel,  S.  222. 
R.  3 
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müßte,  auch  wenn  es  keinen  Postpaketdienst  gäbe.  Infolgedessen  Wirt- 
schaft et  die  Post  hier  tatsächlich  billig,  „die  Ausgaben  für  den  Post- 
paket verkehr  decken  sich  vielfach  mit  denen  für  den  sonstigen  Post- 
betrieb1"). 

Der  Hauptgrund,  weshalb  die  internationale  Kleingüterbeförderung 
zweckmäßig  der  Post  anzugliedern  ist,  liegt  in  der  Einheit  der  Leistung 
von  der  Absendung  des  Pakets  bis  zu  seiner  Auslieferung  an  den  Emp- 
fänger; sie  vermag  die  Post  in  viel  höherem  Grade  zu  bieten  als 
K  isenbahnen  und  Schiffahrtsunternehmungen.  Keinesfalls  wären  die 
beiden  letztgenannten  Verkehrsunternehmungen  imstande,  die  Beförderung 
einheitlich  in  derselben  Weise  schnell,  sicher  und  billig  zu  vermitteln, 
wie  es  die  Post  mit  Hilfe  ihres  dichten  Verkehrsnetzes  und  in  Verbindung 
mit  ihren  übrigen  Betriebszweigen  auf  der  Grundlage  aller  Verkehrs- 
mittel2),  nicht  zum  wenigsten  auch  der  weit  verästelten  Land- 
straßen, vermag.  Von  dem  Vorteile  der  faktischen  Monopolisierung 
des  Kleingüterverkehrs  und  der  dadurch  begünstigten  Einheit- 
lichkeit der  Preise  und  Verkehrsbestimmungen  gegenüber  den  ver- 
schiedenen Eisenbahn-  und  Schiffahrtsfrachtsätzen  mag  hier  ganz  ab- 
gesehen werden.  Man  vergegenwärtige  sich  nur,  daß  ein  Eisenbahnstück- 
gut zur  Bahnstation,  die  der  inneren  Stadt  häufig  fernliegt,  gebracht 
und  am  Bestimmungsort  abgeholt  werden  muß,  während  die  Post  zumeist 
in  der  Mitte  des  Ortes  eine  bequeme  Art  der  Einlieferung  bietet  und 
die  Bestellung  bis  in  die  Wohnung  besorgt. 

Im  weiteren  würde  die  Einbeziehung  des  platten  Landes  in  den 
Gepäck-  oder  Eilgüterverkehr  der  Eisenbahn  erhebliche  Schwierigkeiten 
verursachen  und  nur  mit  großen  Kosten  organisiert  werden  können. 
Allerdings  haben  die  Eisenbahnen  auch  wohl  in  Orten  ohne  Eisenbahn, 
wo  aus  irgendeinem  Grunde  ein  regelmäßiger  lebhafter  Güterverkehr 
stattfindet,  eigene  Annahme-  und  Ausgabestellen  eingerichtet,  die  auch 
für  den  Kleingüterverkehr  nutzbar  gemacht  werden  könnten;  allein  ihre 
Zahl  ist  verschwindend  gering  gegenüber  der  Zahl  der  Postanstalten  an 
Orten  ohne  Eisenbahnverbindung.  Eine  entsprechende  Vermehrung 
solcher  Eisenbahn- Annahme-  und  Ausgabestellen  würde  aber  den  Betrieb 
erheblich  verteuern.  Eisenbahn  und  Schiffahrt  sind  nur  geeignet,  die 
technische  Unterlage  für  den  Kleingüterverkehr  abzugeben,  aber  nicht, 
ihn  selbst  zu  bewirken3). 

Für  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  Angliederung  der  interna- 
tionalen Kleingüterbeförderung  an  die  Post  ist  ferner  der  schon  ange- 

1)  Fischer,  Artikel  „Post"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
3.  Auflage,  Bd.  VI,  Jena  1910,  S.  1084. 

2)  Vgl.  S.  33  (erster  Satz). 

3)  Hammer,  Die  deutsche  Post  als  Vermittlerin  von  Warenverkehr, 
Leipzig  1911,  S.  102/3. 
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deutete  Umstand  beachtenswert,  daß  der  Post  in  viel  höherem  Grade 
als  irgend  einer  anderen  Verkehrsunternehmung,  so  auch  der  Eisenbahn 
und  Schiffahrt,  der  Drang  nach  Einheit  und  Einheitlichkeit  eigen  ist, 
der  sich  in  immer  steigendem  Maße  geltend  macht,  entsprechend  dem 
extensiven  und  intensiven  Wachstum  der  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
den  verschiedenen  Ländern  und  Weltteilen.  Daß  diese  Tendenz  zu 
internationaler  Ordnung  der  Verkehrsbeziehungen  sich  bei  keiner  anderen 
Verkehrsunternehmung  in  gleich  hohem  Grade  wie  bei  der  Post  äußert, 
zeigt  der  Werdegang  des  Weltpostvereins,  der  alle  Kulturländer  der 
Erde  trotz  der  Verschiedenheit  ihrer  Interessen  zu  einem  einzigen  Post- 
gebiet zu  vereinigen  vermochte,  und  der  in  dieser  Beziehung  unerreicht 
dasteht.  Die  Wirkungen  dieses  Dranges  nach  Internationalisierung  sind 
mannigfacher  Art,  vor  allem  kommen  in  Betracht:  gleichmäßige  Anlage 
und  Ausbildung  der  Transportkurse  nach  den  Bedürfnissen  des  Gesamt- 
verkehrs, übereinstimmende  Verkehrsnormen,  möglichste  Gleichstellung, 
Vereinfachung  und  Billigkeit  der  Beförderungspreise.  Dadurch,  daß  der 
Weltpostverein  die  internationale  Kleingüterbeförderung  in  seinen  Tätig- 
keitsbereich einbezog,  sie  in  der  „Vereinspaketpost"  organisierte,  gab  er 
ihr  Anteil  an  diesen  Wirkungen. 

§  7.  Die  Beförderungsmittel  im  Güterverkehr;  die  für  die  Klein- 
güterbeförderung der  Vereinspaketpost  im  Landstraßen-,  Schilfs- 
und Eisenbahnverkehr  gegebenen  Transportunterlagen. 

Zur  Fortbewegung  der  Transportgegenstände  findet  in  der  Regel 
eine  Vereinigung  der  Beförderungsmittel  in  der  Weise  statt,  daß  Weg, 
Fahrzeug  und  bewegende  Kraft  zusammenwirken.  Je  besser  diese  drei 
Teile  einander  angepaßt  sind,  je  zweckmäßiger  sie  ineinandergreifen, 
um  so  vollkommener  ist  die  Verkehrsleistung.  Es  kommt  nun  nicht 
selten  vor,  daß  Weg,  Fahrzeug  und  bewegende  Kraft  in  ihren  Fort- 
schritten ungleichartig  sind,  daß  Verbesserungen  nicht  immer  gleichzeitig 
an  allen  drei  Teilen  erfolgen.  Für  gewöhnlich  ist  die  Entwicklung  die, 
daß  Vervollkommnungen  des  einen  Teils  die  Anregung  zur  Verbesserung 
der  anderen  geben.  Neben  ökonomischen  Momenten  —  Wirkungen  der 
Produktionsfaktoren:  Natur,  Arbeit  und  Kapital  —  spielen  hier  technische 
eine  wichtige  Rolle.  Durch  die  technische  Gestaltung  wird  die  absolute 
Verkehrsmöglichkeit  bestimmt,  ökonomische  Momente  entscheiden  über 
das  relative  Verkehrsmaß,  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Herstellung  einer 
Verkehrseinrichtung.  In  ökonomischer  Beziehnng  tritt  hier,  und  zwar 
in  potenzierter  Form,  das  allgemeine  Grundgesetz  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung,  das  Gesetz  fortschreitenden  Übergangs  von  der  extensiven 
zur  intensiven  Wirtschaft  in  die  Erscheinung,  wonach  sich  das  gegen- 
seitige Verhältnis  der  drei  Wirtschaftsfaktoren  fortwährend  ändert,  in- 
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sofern  als  im  Verlaufe  der  ökonomischen  Entwicklung  der  anfänglich 
vorherrschende  Naturfaktor  immer  mehr  zurücktritt  und  zuerst  von  der 
Arbeit  und  dann  besonders  vom  Kapital  verdrängt  wird.  Aber  nicht 
nur  das  Vorherrschen  des  Kapitalfaktors  ist  im  Verkehrswesen  augen- 
fällig wahrnehmbar,  sondern  auch  das  Verhältnis  der  beiden  Arten  des 
Kapitals,  des  stehenden  und  des  umlaufenden,  zueinander.  Wie  in  der 
Entwicklung  der  ganzen  Volkswirtschaft,  so  zeigt  sich  besonders  im 
Transportwesen  die  Tendenz  dauernder  Zunahme  des  stehenden  Kapitals 
gegenüber  dein  umlaufenden1). 

Der  Weg,  ursprünglich  so  benutzt  wie  die  Natur  ihn  darbot,  wurde 
zunächst  von  der  Arbeit  und  dann  mit  Hilfe  des  Kapitals  immer  mehr 
vervollkommnet.  Er  ist  wirtschaftlich  um  so  höher  zu  bewerten,  je  ge- 
ringere Anforderungen  er  an  die  bewegenden  Kräfte  stellt,  je  weniger 
er  das  Fahrzeug  abnutzt  und  je  weniger  er  selbst  durch  dieses  abgenutzt 
wird.  Die  Herstellung  und  Erhaltung  eines  Fahrwegs  ist  besonders 
Aufgabe  des  Landverkehrs  geworden,  der  durch  den  Bau  von  Straßen, 
Brücken  und  Eisenbahnen  erleichtert  werden  mußte.  Aber  auch  die 
Wasserwege  bedürfen  mancher  kostspieligen  Nachhilfe.  Die  Flüsse 
müssen  für  gewöhnlich  reguliert  und  vertieft  werden,  um  möglichst 
gleichmäßig  schiffbar  zu  sein.  Wenn  Flüsse  und  Seen  oder  Meeresteile 
durch  Kanäle  verbunden,  also  künstliche  Wasserstraßen  geschaffen 
werden,  entstehen  nicht  selten  hohe  Anlagekosten.  Der  Seeweg  ver- 
ursacht zum  mindesten  durch  das  Erfordernis  bequemer  Zugänge,  der 
Hafenanlagen,  Kosten. 

Die  meisten,  doch  nicht  alle  Verkehrsleistungen  erfordern  ein 
Fahrzeug.  Es  kann  bei  einigen  ganz  ursprünglichen  und  einfachen 
Verkehrstätigkeiten  entbehrt  werden,  beispielsweise  bei  der  Beförderung 
von  Lasten,  die  durch  Menschen  getragen  werden,  aber  auch  bei  sehr 
vollkommenen  Verkehrsleistungen,  so  bei  denen  des  Telegraphen  und 
Fernsprechers.  Die  Gestaltung  der  Fahrzeuge  richtet  sich  nach  der  Be- 
schaffenheit des  Weges,  nach  den  Beförderungsgegenständen,  nach  den 
zu  benutzenden  Transportkräften,  nach  der  verlangten  Schnelligkeit, 
Betriebssicherheit,  Massenhaftigkeit  des  Transports.  Bei  dieser  Mannig- 
faltigkeit der  Ansprüche  ist  es  begreiflich,  daß  die  verschiedenen  An- 
forderungen, die  an  die  Fahrzeuge  gestellt  werden,  sich  nicht  selten 
mehr  oder  weniger  gegenseitig  ausschließen,  so  das  Verlangen  möglichst 
großer  Schnelligkeit  der  Forderung  größtmöglicher  Sicherheit  und 
Massenhaftigkeit  des  Verkehrs  entgegengesetzt  ist.  Die  Arbeitsteilung- 
beherrscht  die  Fahrzeuge  so  weit,  daß  eine  möglichst  vielseitige  Ver- 
wendbarkeit immer  weniger  erstrebt  wird,  vielmehr  eine  fortschreitende 
Spezialisierung   der  Fahrzeuge  nach  Transportzwecken   erfolgt.  Diese 


\   Weichs-Glon,  Verkehrsmittel,  S.  63  ff. 
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Entwicklung  zeigt  sich  bei  den  Landfahrzeugen  wie  bei  den  Schiffen. 
Eine  Aufgabe  von  hoher  wirtschaftlicher  Bedeutung  ist  die  der  gehörigen 
Ausnutzung  der  Fahrzeuge.  Sie  müssen  möglichst  ständig  in  Bewegung, 
jede  einzelne  Benutzung  muß  eine  möglichst  vollständige  sein,  damit 
das  in  ihnen  angelegte  Kapital  ausgenutzt  wird,  es  muß  die  „tote" 
Zeit,  soweit  erreichbar,  vermieden  werden.  "Die  Dauerhaftigkeit  der 
Fahrzeuge,  angestrebt  durch  Massigkeit  derselben,  vermehrt  die  Abnutzung 
des  Weges  und  den  Bedarf  an  Bewegungskräften.  Die  Fahrzeuge  dürfen 
also  nicht  schwerer,  ihr  „totes"  Gewicht  darf  nicht  höher  sein,  als  es  nach 
Wegebeschaffenheit   und  Umfang  der  zu  befördernden  Lasten  nötig  ist. 

Wo  das  wirtschaftliche  Leben  noch  wenig  entwickelt  ist,  stehen 
als  Kräfte  zur  Fortbewegung  der  Beförderungsgegenstände  menschliche 
und  tierische  obenan,  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  der  Kultur- 
staaten treten  sie  —  namentlich  die  menschliche  Tragkraft,  der  im  allge- 
gemeinen  nur  noch  unbedeutende  Teilfunktionen  des  Verkehrs,  wie  das 
Beladen  und  Entladen  der  Fahrzeuge,  obliegen  —  mehr  und  mehr  zu- 
gunsten unbelebter  Naturkräfte  zurück.  Von  diesen  wurden  bis  zum 
19.  Jahrhundert  nur  das  fließende  Wasser  und  der  Wind  (in  der  Flößerei, 
Fluß-  und  Seeschiffahrt)  dem  Verkehrswesen  dienstbar  gemacht.  Eine 
große  Umwälzung  begann  erst  mit  Anfang  und  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts durch  die  Anwendung  der  Dampfkraft  im  Schiffs-  und  im 
Eisenbahnverkehr.  In  neuerer  Zeit  gewinnt  die  Elektrizität  als  be- 
wegende Kraft  immer  größere  Bedeutung.  Die  Brauchbarkeit  der  be- 
wegenden Kräfte  ist  je  nach  den  Bedürfnissen  verschieden.  Hinsichtlich 
der  Vielseitigkeit  ihrer  Anwendbarkeit  nimmt  die  menschliche  Tragkraft 
die 'erste  Stelle  ein;  der  Mensch  allein  kann  ohne  anderweitige  Vor- 
richtungen Güter  über  räumliche  Hindernisse  (Mauern,  Treppen  usw.) 
befördern.  Am  wohlfeilsten  sind  der  Wind  und  das  fließende  Wasser, 
die  andererseits  nicht  regelmäßig  benutzt  werden  können. 

Das  Ziel  aller  Beförderungstätigkeit  ist  nun  dahin  gerichtet,  die 
räumliche  Entfernung  so  zu  überwinden,  daß,  dem  Gebote  der  Wirt- 
schaftlichkeit entsprechend,  mit  dem  geringsten  Aufwand  an  Kraft  und 
Mitteln  der  größte  Erfolg  hinsichtlicht  der  Billigkeit,  Regelmäßigkeit 
und  Pünktlichkeit,  Schnelligkeit,  Betriebssicherheit  sowie  Massenhaftig- 
keit  erlangt  wird.  Die  entwickelte  Verkehrswirtschaft  der  Kulturstaaten 
bedient  sich,  um  in  der  Güterbeförderung  dieses  Ziel  zu  erreichen,  vor- 
nehmlich der  Hilfsmittel,  die  ihr  im  Landstraßen-,  Schiffs-  und  Eisen- 
bahnverkehr zur  Verfügung  stehen,  weil  in  diesen  dreien,  Weg,  Fahrzeug 
und  bewegende  Kraft  je  nach  den  verschiedenen  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  am  leistungsfähigsten  vereinigt  sind.  Inwieweit  der  Luft- 
schiffahrtverkehr, der  heute  im  wirtschaftlichen  Leben  noch  keine  Rolle 
spielt,  künftig  für  die  Güterbeförderung' nutzbar  gemacht  werden  kann, 
läßt  sich  vorläufig  nicht  absehen. 
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In  welchem  rm  lange  und  in  welcher  Weise  hat  sich  mm  nach 
ilen  angedeuteten  Gesichtspunkten  die  Vereinspaketpost  zur  Erreichung 
des  bezeichnetes  Zieles  der  ihr  im  Landstraßen-,  Schiffs-  und  Eisenbahn- 
verkehr gebotenen  Jlilfsmittel  zu  bedienen?1) 

Die  Landstraße  besitzt  gegenüber  dem  Wasser-  und  dem  Schienen- 
weg einen  hohen  Reibungswiderstand,  wodurch  für  den  Transport  ein 
relativ  großer  Aufwand  an  bewegender  Kraft  nötig  wird  und  eine  ver- 
hältnismäßig starke  Abnutzung  der  Fahrzeuge  und  des  Weges  selbst 
erfolgt.  Das  Hauptziel  der  Straßenbautechnik  bei  der  Herstellung  künst- 
licher Wege  ist  deshalb  auf  die  Verminderung  des  Reibungswiderstandes 
durch  Ebnung  der  Wegfläche  gerichtet.  Trotz  der  im  Wegebau  dank 
fortgeschrittener  Technik  erzielten  Verbesserungen  sind  die  Kosten, 
Schwierigkeiten  und  Fährlichkeiten  des  Transports  auf  der  Landstraße 
zu  bedeutend,  als  daß  besonders  schwere  oder  umfangreiche,  oder  über- 
haupt Güter  von  verhältnismäßig  niedrigem  Tauschwert  auf  längere 
Strecken  für  diesen  Verkehr  geeignet  wären.  Wie  die  hohen  Kosten 
des  Landstraßenverkehrs  sich  aus  dem  großen  Reibungswiderstand  er- 
klären, so  die  Schwierigkeiten  und  gewisse  Unsicherheiten  in  der  Haupt- 
sache aus  der  Abhängigkeit  der  Benutzbarkeit  der  Landstraße  von 
Witterungseinflüssen  (Schneefall,  Regengüsse  usw.),  von  der  Tageszeit 
(unzureichende  Beleuchtung  in  der  Dunkelheit)  und  aus  dem  mangel- 
haften Schutz  auf  der  Landstraße.  Seit  dem  Aufkommen  der  eine 
größere  Transportvollkommenheit  bietenden  Eisenbahnen  hat  die  Land- 
straße für  den  Fernverkehr,  der  bis  dahin  nur  für  hochwertige  Güter 
eine  Rolle  spielte  —  Nahrungsmittel,  überhaupt  Gegenstände  des  Massenver- 
brauchs, wurden  für  größere  Entfernungen  nicht  auf  der  Landstraße  be- 
fördert, man  suchte  solche  Güter  vielmehr  möglichst  am  Orte  oder  in 
der  Nähe  des  Ortes  zu  gewinnen,  wo  sie  verbraucht  wurden  —  fast  gar 
keine  Bedeutung  mehr.  Ist  demnach  auf  der  einen  Seite  die  Aufgabe 
der  Landstraße  im  Güterverkehr  eingeschränkt  worden,  so  gestaltet  sie 
sich  für  den  ihr  gebliebenen  engeren  Kreis  um  so  intensiver.  Es  bleibt 
der  unersetzliche  Vorzug  der  Landstraße,  daß  sie  selbst  den  entlegensten 
Dörfern  die  Teilnahme  am  Güterverkehr  ermöglicht,  zumal  sie  die  Ent- 
ladung oder  Beladung  der  Wagen  fast  an  jeder  beliebigen  Stelle  und 
die  Verwendung  von  Fuhrwerken  der  mannigfachsten  Art  gestattet. 
Die  Bedeutung  der  Landstraße  für  das  Transportwesen  gipfelt  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Anschlußlinie  an  leistungsfähigere  Beförderungsmittel, 
namentlich  die  des  Schiffs-  und  Eisenbahnverkehrs.  Nach  den  vor- 
stehenden Ausführungen  über  die  Zweckmäßigkeit  des  Güterverkehrs 
auf  der  Landstraße  läßt  sich  das  Ergebnis  für  die  Kleingüterbeförderung 
im   allgemeinen   wie   für   die   Vereinspaketpost,    als    die  bedeutendste 
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Organisation  dieses  Verkehrszweiges,  im  besonderen  dahin  zusammen- 
fassen :  die  Landstraße  ist  geeignet  nur  für  solchen  Verkehr  von  Klein- 
gütern, bei  dem  es  auf  Billigkeit,  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit, 
Schnelligkeit  sowie  Sicherheit  der  Beförderung  nicht  in  erster  Linie 
ankommt.  Da  diese  Momente  Haupterfordernisse  des  Güterverkehrs 
darstellen,  die  die  Volkswirtschaft  der  Kulturstaaten  nicht  entbehren 
kann,  da  anderseits  die  bezeichneten  Nachteile  mit  der  Abnahme  der 
Beförderungsstrecke  in  ihrer  Wirkung  sich  verringern,  auch  durch  geeig- 
nete, im  nachfolgenden  näher  besprochene  Maßnahmen  sich  mehr  oder 
minder  beseitigen  lassen,  und  da  die  Kleingüterbeförderung  der  Vereins- 
paketpost die  Landstraße  als  Vermittler  im  Transportwesen  nicht  ent- 
behren kann,  so  läßt  sich  der  Umfang,  in  dem  die  Landstraße  für  die 
Vereinspaketpost  in  der  Hauptsache  in  Frage  kommt,  kurz  folgender- 
maßen bestimmen:  die  Vereinspaketpost  bedarf  der  Landstraße  als 
Anschlußlinie  (als  Zubringer  und  als  Abnehmer);  die  Landstraße  bildet 
für  die  Vereinspaketpost  nicht  selten  das  einzige  Mittel,  um  entlegeneren 
Gegenden  die  Teilnahme  am  internationalen  Güterverkehr  zu  ermöglichen. 

Da  hiernach  die  Vereinspaketpost  in  nicht  geringem  Maße  auf  die 
Benutzung  der  Landstraße  angewiesen,  der  Güterverkehr  auf  dieser  aber 
im  allgemeinen  teuer,  unregelmäßig  und  unpünktlich,  langsam  sowie 
unsicher  ist,  so  muß  für  möglichste  Beseitigung  dieser  Nachteile  gesorgt 
werden.  Welche  Gesichtspunkte  hierfür  hauptsächlich  von  Bedeutung 
sind,   möge  aus  den  nachstehenden  Ausführungen   entnommen  werden. 

Im  Interesse  der  Billigkeit  muß  eine  Minderung  des  hohen  Fracht- 
aufwandes angestrebt  werden.  Eine  Herabsetzung  der  Kosten  läßt  sich 
dadurch  erreichen,  daß  sich  die  Post  in  der  Wahl  der  Beförderungs- 
mittel sorgfältig  nach  dem  Umfange  des  Verkehrs  richtet.  Solange  es 
sich  um  kleinere  Gütermengen  handelt,  ist  die  Anwendung  anorganischer 
Bewegungskraft  wegen  ihrer  Kostspieligkeit  zu  vermeiden,  vielmehr  die 
menschliche  und  die  tierische  Tragkraft  für  die  Kleingüterbeförderung 
nutzbar  zu  machen.  Reicht  die  Tragkraft  eines  Menschen  nicht  mehr 
aus,  so  ist  zu  prüfen,  ob  es  billiger  ist,  ihm  eine  zweite  menschliche 
Kraft  als  Aushilfe  zuzuteilen  oder  ein  auf  der  Landstraße  zu  anderen 
Zwecken  regelmäßig  verkehrendes  Fuhrwerk  für  die  Kleingüterbeförderung 
mitzubenutzen.  Bei  größeren  Gütermengen  kommt  die  Einstellung 
eines  Fuhrwerks  eigens  für  die  Kleingüterbeförderung  in  Frage.  Die 
Höhe  der  Transportkosten  ist  in  größerem  Umfange  von  der  Art  des 
Fuhrwerks  und  der  verwendeten  Zugtiere  abhängig.  Es  muß  daher  auf 
die  zweckmäßige  Auswahl  der  Fahrzeuge  und  der  Zugtiere  besonders 
geachtet  werden.  Von  der  Verwendung  mechanischer  Kraft  (Last- 
automobilen) wird  wegen  der  hohen  Kosten  (beträchtliche  Unterhaltungs- 
kosten und  rasche  Abnutzung  der  Automobile)  im  allgemeinen  abzusehen 
und  nur  bei  großen  Verkehrsmassen  sowie  guten  Fahrstraßen  Gebrauch 


40 


bu  machen  sein.  Hiernach  hat  es  die  Post  in  der  Hand,  durch  zweck- 
mäßige Wahl  derBeförderungsmittel  die  Kosten  des  Landstraßentransports 
einzuschränken.  Um  jeweilig  die  billigsten  Transportmittel  wählen  zu 
können,  muß  die  Post  unter  Verwendung  geeigneter  statistischer  Unter- 
lagen  darüber  wachen,  in  welchem  Umfange  die  einzelnen  Beförderungs- 
mittel für  die  Kleingüterbeförderung  benutzt  werden. 

Aue h  die  weiteren  Nachteile  des  Landstraßenverkehrs,  eine  gewisse 
Unregelmäßigkeit  und  Unpünktlichkeit  sowie  Langsamkeit,  lassen  sich 
für  den  Kleingüterverkehr  erheblich  herabsetzen.  Die  Regelmäßigkeit 
und  Pünktlichkeit  sowie  Schnelligkeit  ist  in  hohem  Maße  yon  den 
Wittenmgsein Hussen,  die  auf  die  jeweilige  Beschaffenheit  des  Weges 
einwirken,  abhängig.  Die  Maßnahmen  der  Post  haben  sich  also  in 
erster  Linie  darauf  zu  erstrecken,  ständig  darüber  zu  wachen,  daß  die 
von  ihr  benutzten  Landwege  sich  in  gutem  oder  doch  gebrauchsfähigem 
Zustande  befiuden;  etwaige  Mängel  sind  im  Benehmen  mit  den  Straßen- 
baubeamten  oder  den  sonst  in  Betracht  kommenden  Aufsichtsorganen 
abzustellen.  Kosten  entstehen  der  Post  durch  die  Überwachung  der 
Landwege  im  allgemeinen  nicht,  weil  sie  diese  durch  ihre  Fußboten 
und  fahrenden  Posten,  welche  die  Landwege  in  ausgedehntem  Umfange 
benutzen  müssen,  nebenbei  ausführen  lassen  kann.  Zur  Kontrolle,  ob 
die  für  die  Beförderung  von  Ort  zu  Ort  angesetzten  Fristen  auch 
tatsächlich  regelmäßig  innegehalten  werden,  ist  bei  jeder  Postanstalt 
Ankunfts-  und  Abfahrtszeit  der  Post  in  Begleitpapiere  (Stundenzettel 
oder  dgl.)  einzutragen,  die  am  Endpunkte  des  Kurses  abzunehmen  und 
zu  prüfen  sind;  ungerechtfertigte  Versäumnisse  sind  zu  verfolgen.  Die 
Beförderungsfristen  sind  im  Interesse  der  Schnelligkeit  möglichst  knapp 
zu  bemessen.  Um  einer  Verlangsamung  des  Transports  bei  Störungen 
des  Fuhrbetriebs  unterwegs,  wie  sie  durch  Wagen-,  Geschirrdefekte  usw. 
entstehen  können,  nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  sind  die  Fahrzeuge 
mit  nicht  zu  umfangreichen  Werkzeugen  und  kleineren  Ersatzgerätschaften 
(Winden,  Geschirrteilen  usw.),  die  zur  Vornahme  einer  wenigstens  vor- 
läufigen Instandsetzung  genügen,  auszurüsten.  In  gewissem  Grade  lassen 
sich  demnach  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit  sowie  Schnelligkeit  für 
die  Kleingüterbeförderung  auf  der  Landstraße  wohl  erreichen. 

Den  Unsicherheiten  des  Landstraßenverkehrs  läßt  sich  ebenfalls 
begegnen.  Soweit  sie  in  der  Wegebeschaffenheit  und  den  Witterungs- 
einflüssen begründet  sind,  tragen  hierzu  in  mehr  oder  minder  hohem 
Grade  die  zur  Erreichung  einer  möglichst  hohen  Regelmäßigkeit  und 
Pünktlichkeit  der  Beförderung  zu  treffenden  Maßnahmen  bei.  Es  ist 
hier  deshalb  nur  noch  zu  erörtern,  wie  der  Gefährdung  des  Transports 
durch  Beraubung  und  Diebstahl  vorgebeugt  werden  kann.  Für  besonders 
unsichere  Gegenden  ist  die  Ausrüstung  der  Postillione,  Fußboten  usw. 
mit  geeigneten  Waffen  unerläßlich;  bei  Sendungen  mit  hohen  Werten 
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sind  eine,  u.  U.  mehrere  zuverlässige  Personen  als  Begleiter  besonders 
mitzugeben.  Von  nicht  geringer  Bedeutung  ist  es  für  die  Sicherheit 
der  Transporte,  daß  in  der  Regel  selbst  die  kleinsten  Postanstalten 
durch  Telegraph  oder  Fernsprecher  mit  größeren  Orten  in  Verbindung 
stehen,  so  daß  bei  etwaigen  Uberfällen  sehr  rasch  die  Wiedererlangung 
geraubter  Sendungen  eingeleitet  werden  kann.  Ferner  ist  als  ein 
wichtiges  Vorbeugungsmittel  gegen  Veruntreuungen  die  Auswahl  und 
Heranbildung  eines  zuverlässigen  Personals  zu  nennen.  Es  bedarf  wohl 
keiner  näheren  Erörterung,  daß  jede  Vernachlässigung  in  dieser  Beziehung 
auf  die  Sicherheit  der  Sendungen  ungünstig  einwirken  würde.  Dies 
gilt  natürlich  nicht  nur  für  den  Verkehr  auf  der  Landstraße,  sondern 
ganz  allgemein;  es  spielt  aber  insofern  für  den  Postverkehr  auf  Land- 
wegen eine  größere  Rolle,  als  gerade  hier  die  Zuverlässigkeit  des 
einzelnen  Unterbeamten  mit  Rücksicht  auf  die  Eigenart  dieses  Teils 
des  Postbetriebs  (z.  B.  erschwerte  Überwachung  des  Landbotenpersonals) 
besonders  ins  Gewicht  fällt. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  dürften  als  Nachweis  dafür  genügen, 
daß  den  Nachteilen,  welche  für  die  Kleingüterbeförderung  der  Vereins- 
paketpost auf  der  Landstraße  bestehen,  durch  zweckmäßige  Maßnahmen 
begegnet  werden  kann.  Daß  diese  Maßnahmen  in  der  einen  oder  anderen 
Richtung  je  nach  den  besonderen  Verhältnissen  eines  Landes,  wie  sie 
namentlich  durch  die  geographische  Lage,  den  Kulturzustand  der  Be- 
völkerung, die  Handels-  und  Verkehrsentwicklung  gegeben  sind,  eine 
Änderung  (Erweiterung  oder  Einschränkung)  erfahren  können,  u.  U. 
auch  müssen,  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Erörterung. 

Der  Wasserweg  bietet  im  Gegensatz  zur  Landstraße  einen  sehr 
geringen  Reibungswiderstand;  er  gestattet  wegen  dieser  Eigenschaft  eine 
ausgedehnte  Anwendung  mechanischer  Triebkraft  wie  auch  die  Benutzung- 
größter  Fahrzeuge  und  eignet  sich  deshalb  besonders  gut  zur  Massen- 
beförderung. Infolge  des  günstigen  Verhältnisses  zwischen  Nutzlast 
zur  toten  Last  und  der  Möglichkeit  einer  weitgehenden  Ausnutzung  der 
Betriebskraft  sind  die  Beförderungskosten  sehr  niedrig.  Der  Wasser- 
transport ist  so  billig,  daß  er  selbst  sehr  geringwertige  Erzeugnisse  für 
die  größten  Entfernungen  transportfähig  macht.  Diesen  Vorzügen  der 
Massenhaftigkeit  und  der  Billigkeit  des  Transports  stehen  aber  auch 
Nachteile  gegenüber.  Doch  machen  sich  diese  bei  Benutzung  der 
Wasserstraße  in  viel  höherem  Grade  bei  der  Binnen-  als  bei  der  See- 
schiffahrt geltend. 

Die  Binnenschiffahrt  zeigt  eine  geringe  Stabilität  des  Betriebs, 
denn  sie  wird  nicht  selten  durch  Wassermangel,  Hochwasser,  Eisbildung, 
Sturm  für  längere  oder  kürzere  Zeit  lahmgelegt.  Dies  beeinträchtigt 
natürlich  die  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit,  die  Schnelligkeit  sowie 
auch  die  Sicherheit  des  Transports  in  hohem  Maße.  Der  Binnenwasser- 
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weg  ist  daher  nur  für  solche  Güter  geeignet,  für  die  es  mehr  auf 
Massenhäftigkeil  und  Billigkeit  als  auf  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit 
sowie  Schnelligkeit  und  Sicherheit  der  Beförderung  ankommt.  Dies 
>iiul  aber  nur  bestimmte  Güter,  wie  gewisse  Nahrungsmittel,  Rohstoffe 
für  die  [ndustrie,  namentlich  voluminöse,  aber  geringwertige  Roh- 
materialien. Für  die  Kleingüterbeförderung  bietet  hiernach  der  Binnen- 
schiffahrtsverkehr  im  allgemeinen  keine  geeignete  Unterlage,  wenn  dieWahl- 
möglichkeil  zwischen  diesem  und  dem  Landstraßenverkehr  gegeben  ist. 

In  hohem  Grade  eignet  sich  die  Seeschiffahrt  für  die  Zwecke  der 
Vereinspaketpost.  Die  Meeresstraße  kennt  die  Nachteile  des  Binnen- 
wasserweges:  Wassermangel,  Hochwasser  nicht,  Eisbildung  nur  in  ver- 
schwindendem Maße,  und  die  Gefahren  des  Sturmes  sind  bei  den 
heutigen  Riesendampfern,  die  für  die  Kleingüterbeförderung  über  See 
fast  ausschließlich  in  Betracht  kommen,  infolge  der  technischen  Voll- 
kommenheit dieser  Schilfe  immer  geringer  geworden.  Regelmäßigkeit 
und  Pünktlichkeit  sowie  Schnelligkeit  und  Sicherheit  der  Beförderung 
lassen  sich  daher  in  verhältnismäßig  hohem  Grade  für  diesen  Verkehr 
auf  dem  Meere  wohl  erzielen.  Dies  hat  für  die  Vereinspaketpost  um 
so  größere  Wichtigkeit,  als  sie  für  ihren  Verkehr  über  See  auf  die 
Meeresstraße,  die  ja  den  einzigen  Beförderungsweg  darstellt,  angewiesen 
ist  und  auf  die  bezeichneten  Momente:  Regelmäßigkeit  usw.  nicht  ver- 
zichten kann. 

Ihren  hauptsächlichsten  Ausdruck  findet  die  Beteiligung  der 
Vereinspaketpost  an  dem  Seeschiffahrtsverkehr  in  der  Benutzung  der 
subventionierten  Dampferlinien.  Auf  die  einschlägigen  Verhältnisse 
muß  daher  an  dieser  Stelle  näher  eingegangen  werden.  Man  hat  zwischen 
der  allgemeinen  und  der  besonderen  Subventionierung  zu  unterscheiden. 
Die  erstere  erfolgt  teilweise  bei  Herstellung  des  Schiffsmaterials  an  die 
Werften  in  der  Form  von  Bauprämien,  teilweise  bei  der  Ausübung  des 
Schiffahrtsgewerbes  selbst  an  die  Reedereien  in  Gestalt  von  Fahrt-  oder 
Betriebsprämien.  Eine  Zwischenstellung  nehmen  die  sogenannten  Aus- 
rüstungsprämien ein,  die  einmalig  dem  Reeder  bei  der  Fertigstellung 
der  Ausrüstung  eines  Schiffes  gezahlt  werden.  Zu  den  allgemeinen 
Subventionen  können  auch  die  mittelbaren  Beihilfen  in  Gestalt  des 
Erlasses  von  Zahlungen  gerechnet  werden  (Befreiung  der  Schiffsbau- 
materialien  vom  Einfuhrzoll,  Befreiung  der  heimischen  Schiffe  von 
Hafen-  und  Kanalgebühren  usw.).  Von  dieser  allgemeinen  Unter- 
stützung ist  verschieden  die  besondere  Subventionierung  einzelner 
Schiffahrtslinien  oder,  wie  sie  auch  kurz  genannt  wird,  die  „Dampfer- 
subvention". Sie  entspringt  anderen  Beweggründen  als  die  allgemeine 
Schiffsunterstützung.  Während  diese  die  gesamte  heimische  Schiffahrt 
und  u.  U.  den  heimischen  Schiffsbau  unterstützen  will,  tritt  bei  der 
Dampfersubvention  das  Interesse  der  Schiffahrt  als  solcher  gewöhnlich 
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stark  in  den  Hintergrund,  wenn  es  nicht  überhaupt  nur  noch  ein  Mittel 
zum  Zweck  bildet.  Die  besondere  Subventionierung  findet  sich  meistens 
da  vor,  wo  sich  das  Bedürfnis  eigener  regelmäßiger  Dampferverbindungen 
zugunsten  des  überseeischen  Handels  und  Postverkehrs  oder  der 
Kolonien  eines  Staates  geltend  macht,  ohne  daß  die  heimische  Schiffahrt 
imstande  wäre,  aus  eigener  Kraft  diesem  Bedürfnis  abzuhelfen.  Die 
Dampfersubvention  hat  also  den  Zweck,  ein  an  sich  nicht  rentierendes, 
aber  dem  Staate  aus  wirtschaftlichen  oder  sonstigen  Gründen  erwünschtes 
Schiffahrtsunternehmen  rentabel  zu  gestalten1).  Sie  erfordert  in  der 
Regel  auf  Grund  eines  Spezialgesetzes  die  Abschließung  eines  Vertrags 
zwischen  Staat  und  Reederei.  Die  Verträge  enthalten  in  der  Haupt- 
sache die  Bestimmungen  über  den  Fahrplan  (Anzahl  der  auszuführenden 
Fahrten,  Anlaufen  bestimmter  Häfen  usw.)  der  subventionierten  Linien, 
über  die  sonstigen  Verpflichtungen,  die  dem  Unternehmer  auferlegt 
werden,  und  über  die  ihm  gewährten  Staatsbeihilfen.  Unter  den  Ver- 
pflichtungen des  Unternehmers  befinden  sich  in  der  Regel  solche,  die 
die  Postbeförderung  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  berühren. 
Es  handelt  sich  dabei  außer  um  die  erwähnte  Einhaltung  eines  be- 
stimmten Fahrplans  im  allgemeinen  um  folgende  Punkte:  freie  Be- 
förderung der  Post.  Einhalten  einer  vorgeschriebenen  Mindestgeschwindigkeit 
auf  den  Fahrten,  ordnungsmäßige  Übernahme  sowie  Aufbewahrung  und 
Ablieferung  der  Postsachen,  Haftpflicht  bei  Verlust,  Beschädigung  oder 
verzögerter  Beförderung  der  Postsendungen.  Zahlung  von  Geldstrafen 
bei  unentschuldigten  Verspätungen  in  den  Beförderungsfristen,  Stellung 
einer  Kaution,  Unterwerfung  des  subventionierten  Betriebs  unter  die 
Aufsicht  des  Staates. 

Soweit  für  die  Kiemgüterbeförderung  der  Vereinspaketpost  auf 
der  Meeresstraße  subventionierte  Dampferlinien  nicht  zur  Verfügung 
stehen,  werden  natürlich  auch  andere  Dampfschiffsverbindungen  für 
deren  Zwecke  nutzbar  gemacht.  Alsdann  pflegt  die  Post  selbständig 
Verträge  mit  leistungsfähigen  Schiffahrtsgesellschaften  abzuschließen,  die 
in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  subventionierten  Dampferlinien  den  Momen- 
ten der  Billigkeit,  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit,  Schnelligkeit  sowie 
Sicherheit  des  Verkehrs  für  Postzwecke  nach  Möglichkeit  Rechnung  tragen. 

Wie  bei  der  Wasserstraße  so  ist  auch,  bei  dem  Schienenweg  der 
Reibungswiderstand  sehr  gering;  die  Ausnutzung  mechanischer  Be- 
wegungskraft wird  deshalb  in  hohem  Maße  begünstigt.  Die  gleiche 
Kraft  leistet  bei  horizontaler  Ebene  auf  dem  glatten  Schienenwege  etwa 
das  Zwölffache  mehr   als   auf  guter  Landstraße2).     Der  Schienenweg 

')  van  der  Borght,  Dampfersubvention,  Artikel  in  Elsters  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft,  3.  Auflage,  Bd.  I,  Jena  1911,  S.  6612. 

Gieve,  .Seeschiffahrts-Subventionen  der  Gegenwart,  Hamburg  19ü3,  S.  9  ff. 
2)  Sax,  Verkehrsmittel  11,  S.  7. 
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eignet  sich  daher  zur  Verwendung  großer  Fahrzeuge.  Ein  weiterer 
Vorzug  dem  Landstraßenverkehr  gegenüber  besteht  darin,  daß  die  Fracht- 
kosten geringer  sind,  zumal  es  sich  beim  Eisenbahnverkehr  um  Massen- 
beförderung  mit  weitgehender  Ausnutzung  der  Wagen  handelt;  •  doch 
stellen  sieh  die  Frachtkosten,  vornehmlich  wegen  des  ungünstigeren 
Verhältnisses  zwischen  toter  Last'  und  Nutzlast  höher  als  bei  dem 
Transport  auf  dem  Wasserwege.  In  Bezug  auf  Sicherheit,  Regelmäßig- 
keit und  Pünktlichkeit  sowie  Schnelligkeit  übertrifft  die  Beförderungs- 
leistung auf  dem  Schienenweg  die  auf  der  Wasser-  und  der  Landstraße. 
Die  für  die  Kleingüterbeförderung  der  Vereinspaketpost  unerläßlichen 
Forderungen  der  Sicherheit  usw.  sind  also  im  Eisenbahnverkehr  erfüllt. 
Infolgedessen  bedient  sie  sich  in  ausgedehntestem  Maße  der  Eisenbahn. 

Bei  der  Inanspruchnahme  der  Eisenbahn  für  den  Kleingüterdienst 
kommt  der  Vereinspaketpost  der  LTmstand  besonders  zustatten,  daß  in 
allen  dem  Weltpostverein  angehörenden  Ländern  die  Eisenbahnen  in 
den  Dienst  der  Post  gestellt  sind.  Das  Ausmaß  der  den  Eisenbahnen 
zugunsten  der  Post  auferlegten  Verpflichtungen  ist  nun  sehr  verschieden. 
Während  in  dem  einem  Lande  der  Post  nur  sehr  allgemeine  Befugnisse 
eingeräumt  sind,  im  übrigen  alles  der  freien  Vereinbarung  überlassen 
ist,  stehen  in  anderen  der  Post  sehr  wertvolle  Rechte  zu,  die  sich  über 
die  meisten  gegenseitigen  Beziehungen  erstrecken.  Vorzugsweise  kommen 
hierbei  in  Betracht:  der  Einfluß  der  Postverwaltung  auf  den  Gang  der 
Züge,  die  postseitige  Benutzung  derselben,  die  Gestellung  und  Unter- 
haltung der  zu  Postzwecken  dienenden  Wagen,  die  Überlassung  von 
Diensträumen  und  die  zu  zahlenden  Vergütungen  für  die  verschiedenen 
Leistungen  der  Eisenbahnen  zugunsten  der  Post. 

Nach  der  Verschiedenartigkeit  der  Beziehungen  zwischen  Post  und 
Eisenbahn  lassen  sich  für  die  älteren  Kulturstaaten  zwei  Systeme  unter- 
scheiden: das  englische  und  das  deutsch-französische. 

Im  Anschluß  an  die  Charakterisierung  der  beiden  Systeme  sollen 
für  die  bedeutenderen  älteren  Kulturländer  die  Verhältnisse  zwischen  Post 
und  Eisenbahn,  soweit  sie  für  die  Kleingüterbeförderung  unmittelbar 
oder  mittelbar  von  Bedeutung  sind,  dargestellt  werden1).  Auf  die  ein- 
schlägigen Verhältnisse  in  den  jüngeren  Kulturstaaten  (die  südamerika- 
nischen Staaten,  Japan  usw.)  braucht  nicht  eingegangen  zu  werden,  weil 
es  sich  hier  nicht  um  die  Herausbildung  eines  bestimmten  Typus 
handelt,  vielmehr  diese  Länder  die  für  sie  passenden  Bestimmungen  der 
älteren  Kulturländer  einfach  übernommen  haben.  Es  mag  genügen, 
darauf  hinzuweisen,  daß  die  jüngeren  Kulturstaaten,  die  an  dem  Vereins- 

')  Vgl.  L'  Union  postale,  Jahrgänge  1881  und  1882  (Aufsätze:  Die  Ver- 
hältnisse der  Post  zu  den  Eisenbahnen)  und  Poppe,  Die  finanziellen  Beziehungen 
zwischen  Post  und  Eisenbahnen  in  Deutschland,  S.  54  ff. 
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paketverkehr  teilnehmen,  die  Eisenbahnen  in  mehr  oder  minder  großem 
Umfange  zu  Leistungen  für  die  Post  verpflichten. 

Das  englische  System  kennzeichnet  sich  durch  den  Grundsatz 
voller  Entgeltlichkeit  für  jede  der  Post  von  der  Eisenbahn  erwiesene 
Leistung.  Die  von  der  Post  den  Eisenbahnen  zu  zahlenden  Vergütungen 
beruhen  auf  freier  Vereinbarung. 

Im  Gegensatze  hierzu  finden  wir  beim  deutsch-französischen 
Systeme  Dicht  das  Prinzip  unbedingter  Bezahlung  aller  Eisenbahn- 
leistungen, vielmehr  haben  die  Eisenbahnen  mehr  oder  wreniger  unent- 
geltliche oder  gering  bezahlte  Leistungen  für  Postzwecke  auszuführen. 
Die  rechtliche  Entstehungsgeschichte  dieser  Verpflichtungen  ist  verschieden, 
je  nachdem  für  die  Post  ein  Personen-  bezw.  Güterbeförderungsmonopol 
bestand  oder  nicht.  In  denjenigen  Ländern,  in  denen  ein  solches  vor- 
handen war:  Deutschland,  Dänemark,  die  Niederlande,  Österreich-Ungarn, 
Portugal,  Rumänien,  Rußland,  Schweden  und  die  Schweiz,  sind  die 
Verpflichtungen  auf  die  Abtretung  oder  Einschränkung  dieses  Staats- 
monopols zugunsten  der  Eisenbahnen  zurückzuführen.  In  den  Ländern, 
die  ein  derartiges  Postmonopol  nicht  hatten :  Frankreich,  Belgien,  Italien 
und  Spanien,  erklären  sich  diese  Verpflichtungen  durch  die  Mithilfe  des 
Staates  bei  der  Herstellung  der  Eisenbahnen.  Der  Umfang  der  Ver- 
pflichtungen und  die  Höhe  der  von  der  Post  zu  zahlenden  Vergütungen 
ist  durch  die  Gesetzgebung  bestimmt  oder  auch  durch  die  Konzessions- 
urkunden geregelt;  im  Gegensatze  zu  dem  englischen  System  beruhen 
die  Vergütungen  demnach  nicht  auf  freien  Vereinbarungen  zwischen  Post 
und  Eisenbahn.  Die  Art  der  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  Post  und 
Eisenbahn  ist,  dem  gegenwärtigen  Stande  entsprechend,  bei  der  Dar- 
legung der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ländern  angegeben. 

In  England  sind  die  Eisenbahnen  gesetzlich  verpflichtet,  die  Post- 
sendungen und  die  zu  ihrer  Bearbeitung  erforderlichen  Beamten  und 
Gerätschaften  zu  befördern.  Die  Höhe  der  Vergütungen  für  die  Eisen- 
bahnleistungen beruht  aber,  wie  erwähnt,  auf  freier  Vereinbarung  zwischen 
Post  und  Eisenbahn.  Da  die  Post  im  Interesse  der  Schnelligkeit  des 
Postverkehrs  auf  die  Benutzung  gewisser  Eisenbahnstrecken  nicht  ver- 
zichten kann,  so  sind  die  Beförderungsgebühren  für  die  Postgüter  vielfach 
höher  als  für  die  anderen  Güter,  die  in  der  Regel  überhaupt  nicht,  zum 
niiüdesten  nicht  in  dem  Grade  wie  die  Post,  auf  die  Benutzung  be- 
stimmter Eisenbahnlinien  angewiesen  sind.  „Das  Fehlen  der  Klausel, 
daß  das  Postgut  nicht  teurer  zu  befördern  sei  als  die  anderen  Fracht- 
güter, macht  sich  in  unangenehmster,  für  den  Staatssäckel  recht  fühl- 
barer Weise  bemerkbar  und  ist  in  den  Berichten  aller  Untersuchungs- 
kommissionen stets  wiederkehrender  Beschwerdepunkt"  '). 


')  Vgl.  Poppe  a.  u.  0.    S.  76. 
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Außer  in  England  findet  sich  das  englische  System  nur  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Wenn  auch,  wie  früher  (S.  28  ff.)  erwähnt,  England  und  die  Ver- 
einigten Staaten  der  Vereinspaketpost  noch  nicht  beigetreten  sind,  so 
mußten  die  Beziehungen  zwischen  Post  und  Eisenbahn  in  den  beiden 
Ländern  an  dieser  Stelle  gleichwohl  erörtert  werden,  weil  die  ungünstige 
Stellung  der  Post  zur  Eisenbahn  den  Hauptgrund  dafür  bildet,  daß  die 
beiden  Länder  den  Anschluß  an  die  Vereinspaketpost  noch  nicht 
erreicht  haben. 

Für  das  Deutsche  Reichs-Postgebiet  bildet  die  Grundlage  der  Be- 
ziehungen zwischen  Post  und  Eisenbahn  (Staats-  und  Privatbahnen)  das 
sogenannte  Eisenbahn-Postgesetz  vom  20.  Dezember  1875  (Reichs-Gesetz- 
blatl  318  ff.).  Den  Eisenbahnen  werden  hierdurch  in  der  Hauptsache 
folgende  Verpflichtungen  auferlegt:  Auf  Verlangen  der  Post  ist  mit  jedem 
regelmäßigen  Zuge  ein  von  ihr  gestellter  Bahnpostwagen  unentgeltlich 
mitzunehmen,  in  dem  die  Postsendungen  —  Pakete  bis  zum  Einzelge- 
wicht von  10  kg  — ,  ferner  die  zur  Verrichtung  des  Dienstes  unterwegs 
erforderlichen  Postbeamten  sowie  deren  Gerätschaften  gleichfalls  unent- 
geltlich befördert  werden.  Für  die  mehr  als  10  kg  schweren  Pakete 
erhält  die  Eisenbahn  eine  Vergütung,  die  —  unter  Mitwirkung  von  Be- 
amten beider  Verwaltungen  auf  Grund  statistischer  Ermittlungen 
während  eines  zweiwöchigen  Zeitraumes  im  Mai  jedes  Jahres  —  für  das 
Jahr  berechnet  wird.  Reicht  der  eine  Postwagen  oder  an  dessen  Stelle 
die  Abteilung  eines  Eisenbahnwagens  für  die  Bedürfnisse  der  Post  nicht 
aus,  so  muß  die  Eisenbahn  nach  Wahl  der  Post  entweder  mehrere 
Bahnpostwagen  zur  Beförderung  zulassen  oder  der  Post  geeignete  Güter- 
wagen oder  Abteilungen  von  Eisenbahnwagen  stellen,  oder  auch  bei 
Zügen,  mit  denen  die  Eisenbahn  Güter  befördert,  Postsendungen  zum 
eigenen  Transport  übernehmen;  für  diese  Leistungen  erhält  die  Eisenbahn 
nach  Maßgabe  der  Vollzugsbestimmungen  zum  Eisenbahn-Postgesetz  Ver- 
gütungen. Auf  den  Bahnhöfen  hat  die  Eisenbahn  der  Post  gegen  Ent- 
schädigung geeignete  Diensträume  zu  überlassen.  Diese  Vorschriften 
gelten  nicht  nur  für  die  Hauptbahnen,  sondern  auch  —  mit  gewissen 
Erleichterungen  —  für  die  Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung, 
gemäß  den  auf  Grund  des  angeführten  Eisenbahn-Postgesetzes  erlassenen 
Bestimmungen  vom  28.  Mai  1879.  In  Bavern  und  Württemberg  sind 
die  Verhältnisse  zwischen  Post  und  Eisenbahn  ähnlich  wie  im  Reichs- 
Postgebiet  geregelt;  jedoch  sind  die  Rechte  der  Landes-Postverwaltungen, 
namentlich  in  bezug  auf  die  Entschädigung  der  Eisenbahnen  für  die 
Leistungen  im  Interesse  der  Post,  nicht  so  weitgehend. 

In  Dänemark  enthalten  die  von  der  Regierung  den  Privatbahnge- 
sellschaften erteilten  Konzessionsurkunden  allgemein  eine  Bestimmung, 
wonach   die  Unternehmer  verpflichtet  sind,   auf  Verlangen  der  Postver- 
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waltung  dieser  in  dem  vom  Ministerium  des  Innern  angeordneten  Um- 
fange Diensträume  auf  den  Bahnhöfen  und  Bahnpostwagen  unentgeltlich 
zur  Benutzung  zu  überlassen.  Für  die  Beförderung  der  Postsendungen 
(auch  der  Pakete)  erhalten  die  Unternehmer  eine  Vergütung,  die  nach 
der  Größe  der  Bahnpostwagen  oder  der  an  deren  Stelle  verwandten 
Wagenabteilung  für  die  Meile  bemessen  wird  und  in  ihrer  Höhe  einem 
vom  Ministerium  des  Innern  festgesetzten  Tarif  unterliegt.  Das  Ver- 
hältnis zwischen  Staatsbahn  und  Post  ist  gesetzlich  in  ähnlicher  Weise 
geregelt. 

Die  in  den  Niederlanden  den  Eisenbahnen  zugunsten  der  Post 
auferlegten  Verbindlichkeiten  sind  in  der  Hauptsache:  unentgeltliche 
Beförderung  der  Postsendungen  (einschließlich  der  Postpakete)  und 
Bahnpostwagen  sowie  der  zur  Verrichtung  des  Dienstes  in  diesen  er- 
forderlichen Beamten,  ferner  —  gegen  Entschädigung  —  die  Hergabe 
von  Räumlichkeiten  auf  den  Bahnhöfen.  Diese  Verpflichtungen  sind  seit 
1875  gesetzlich  vorgesehen,  daneben  können  aber  den  Bahnen  in  den 
Konzessionsurkunden  noch  weitere  Verbindlichkeiten   auferlegt  werden. 

In  Osterreich1)  ist  das  Verhältnis  der  Post  zu  den  Privatbahnen 
durch  das  Eisenbahnkonzessionsgesetz  vom  14.  September  1854  geregelt. 
Hiernach  sind  die  Privatbahnen  zu  Leistungen  für  die  Post  nach  den 
Vorschriften  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
verpflichtet,  nämlich  die  Postsendungen  (auch  Pakete),  ferner  die  zu  ihrer 
Bearbeitung  erforderlichen  Beamten  und  Gerätschaften  unentgeltlich  zu 
befördern.  Außerdem  ist  es  dem  Staate  nach  dem  angeführten  Gesetze 
überlassen,  weitergehende  Verbindlichkeiten  da  zu  fordern,  wo  er  die 
Gesellschaften  finanziell,  beispielsweise  durch  Übernahme  von  Zins- 
garantien, unterstützt.  Das  Verhältnis  der  Post  zu  den  Staatsbahnen 
beruht  auf  besonderen  Ministerialverordnungen.  Die  Post  hat  hiernach 
im  allgemeinen  die  Eisenbahnbeförderungsleistungen  nach  dem  Satze  von 
50  v.  H.  der  Selbstkosten  zu  vergüten,  erhält  aber  die  Bahnpostwagen 
von  der  Staatsbahnverwaltung  gestellt,  die  auch  für  Heizung,  Reinigung, 
Beleuchtung  und  Unterhaltung  dieser  Wagen  auf  ihre  Kosten  sorgt. 

Diese  jetzt  gültigen  Bestimmungen  über  das  Verhältnis  der  Post 
zu  den  Eisenbahnen  finden  —  mit  geringfügigen  Abweichungen  —  auch 
auf  Ungarn  Anwendung. 

In  Portugal  haben  sowohl  die  Staats-  als  auch  die  Privatbahnen 
die  Postsendungen  (auch  die  Pakete)  und  die  Beamten,  denen  die  Be- 
arbeitung der  Postsachen  obliegt,   unentgeltlich  zu  befördern,  und  zwar 


Das  Post-  (und  Telegraphen-)  Wesen  beider  Reichshälften  wird  in  Öster- 
reich-Ungarn durch  zwei  voneinander  unabhängige,  besondere  Zentralverwaltungeu 
geleitet. 
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auf  (Jruiul  gesetzlicher  Vorschrift.  Die  Bahnpostwagen  hat  dagegen  die 
Post  zu  stellen. 

Ihui  Eisenbahnen  in  Rumänien  sind  durch  die  Konzessionsbedin- 
gungen  die  gleichen  Verpflichtungen  auferlegt,  jedoch  mit  der  Erweiterung, 
daß  sie  auch  die  Bahnpostwagen  zu  stellen  und  der  Post  auf  den  Bahn- 
höfen Diensträume  kostenlos  herzugeben  haben. 

In  Rußland  sind  die  Postsendungen  (einschließlich  der  Pakete) 
lind  die  zu  ihrer  Bearbeitung  erforderlichen  Beamten  von  Staats-  und 
Privatbahnen  mit  den  Personenzügen  unentgeltlich,  mit  den  Güterzügen 
gegen  geringe  Vergütung  zu  befördern.  Die  Bahnpostwagen  werden  von 
der  Post  gestellt.  Sie  kann  für  den  Postdienstbetrieb  von  der  Eisenbahn 
die  Hergäbe  von  Diensträumen  auf  den  Bahnhöfen  —  bis  zu  einer  ge- 
wissen Größe  unentgeltlich  —  verlangen.  Die  Verpflichtungen  der 
Eisenbahnen  beruhen  teils  auf  Gesetz,  teils  auf  Konzessionsbedingungen. 

Die  Beziehungen  zwischen  Post  und  Eisenbahn  in  Schweden  sind 
denen  in  Dänemark  sehr  ähnlich,  so  daß  auf  die  dänischen  Verhältnisse 
verwiesen  wrerden  kann. 

In  der  Schweiz  sind  die  Leistungen  der  Eisenbahn  zugunsten  der 
Post  fast  die  gleichen  wie  in  Deutschland;  es  besteht  ein  nennenswerter 
Unterschied  nur  insofern,  als  die  schweizerischen  Eisenbahnen,  im 
Gegensatze  zu  den  deutschen,  für  die  Beförderung  der  Pakete  zwischen 
5  und  10  kg  von  der  Post  Vergütung  erhalten.  Diese  Verpflichtungen 
beruhen  auf  dem  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1872;  sie  bestehen 
sowohl  für  die  Privat-  wie  für  die  Staatsbahnen. 

In  Frankreich  haben  die  Eisenbahnen  der  Post  gegenüber  haupt- 
sächlich folgende  Verpflichtungen:  unentgeltliche  Beförderung  der  zur 
Begleitung  und  Bearbeitung  der  Postsachen  nötigen  Beamten  mit  den 
fahrplanmäßigen  Zügen,  auf  Verlangen  der  Post  außerdem  noch  auf  jedem 
Bahnnetz  die  Stellung  eines  besonderen  „täglichen  Postzuges",  auf  dessen 
Fahrzeiten  die  Post  einen  bestimmenden  Einfluß  hat.  Die  Beförderung 
der  für  Postzwecke  erforderlichen  Wagen  hat  in  solchen  Zügen  ohne 
Kosten  für  die  Post  zu  geschehen.  Nur  wrenn  sie  mehrere  Züge  bean- 
sprucht, hat  sie  für  jeden  Wagen  ein  geringes  Entgelt  zu  zahlen.  Diese 
Leistungen  sind  in  den  sogenannten  Bedingungsheften  (cahiers  des  charges) 
zusammengestellt,  die  die  Grundlage  der  einzelnen  Konzessionen  bilden 
und  im  allgemeinen  gleich  gefaßt  sind. 

Die  Beziehungen  zwischen  Post  und  Eisenbahn  in  Frankreich  — 
und  ebenso  in  Belgien  und  Spanien  —  weisen  die  Eigentümlichkeit  auf, 
daß  die  Eisenbahnen  nicht  nur  zur  Beförderung  der  Pakete  benutzt 
werden,  sondern  im  Auftrage  der  Postverwaltung  gewisse  Tätigkeiten 
des  Postpaketdienstes  wahrnehmen;  er  wird  jedoch  im  Namen  sowie  unter 
der  Kontrolle  und  Verantwortlichkeit  der  Postverwaltung  ausgeübt1). 

')  Anl.  3,  Art.  I,  S.  90. 
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Auch  im  übrigen  sind  die  einschlägigen  Verhältnisse  in  Belgien  und 
in  Spanien  denen  Frankreichs  sehr  ähnlich,  so  daß  nicht  näher  da- 
rauf eingegangen  zu  werden  braucht. 

Nicht  ganz  so  günstig  für  die  Post  wie  in  diesen  Ländern  ist  in 
Italien  ihre  Stellung  zu  den  Eisenbahnen.  Den  italienischen  Eisen- 
bahnen, und  zwar  den  Staats-  wie  den  Privatbahnen,  liegen  nach  dem  Eisen- 
bahngesetz vom  27.  April  1885  unentgeltliche  Beförderungen  für  die 
Post,  sei  es  der  Postsachen,  sei  es  der  von  der  Post  benutzten 
Wagen  oder  Wagenabteilungen,  nur  hinsichtlich  der  Briefsendungen,  nicht 
aber  der  Pakete  ob.  Die  Vergütung  für  die  Paketbeförderung  ist  jedoch 
gering  bemessen. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchung  über  die  der  Vereinspaketpost  im 
Landstraßen-,  Schiffs-  und  Eisenbahnverkehr  zur  Verfügung  stehenden 
Beförderungsmöglichkeiten  ist  dahin  zusammenzufassen,  daß  die  Vereins- 
paketpost keine  dieser  Transportunterlagen  entbehren  kann,  und  daß 
sie  durch  zweckmäßige  Benutzung  und  Kombination  der  ihr  gebotenen 
Transportmittel  ein  geschlossenes  großes  Verkehrsnetz  für  den  inter- 
nationalen Kleingüterdienst  bildet. 

B.  Die  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen  der  Vereinspaket- 
post in  verkehrspolitischer  Beziehung. 

§  8.  Der  Weltpostvertrag  als  allgemeine  Grundlage  der 
Vereinspaketpost. 

Die  auf  Grund  des  Artikels  19  des  Weltpostvertrags1)  abge- 
schlossenen Übereinkommen,  so  auch  der  Vereinspaketvertrag,  sind  Zusatz- 
abkommen zum  Weltpostvertrage  (vgl.  S.  15).  Dieser  bildet  für  die 
Ubereinkommen  die  allgemeine  Grundlage.  Demgemäß  müssen  die  Grund- 
züge des  Weltpostvertrags,  die  in  den  Vereinspaketvertrag  übergegangen 
sind,  und  die  Art  ihrer  Übertragung  dargelegt  werden. 

Der  oberste  Grundsatz  des  Weltpostvertrags  ist  im  Artikel  l2) 
ausgesprochen:  Die  vertragschließenden  Länder  bilden  für  den 
gegenseitigen  Austausch  der  Briefsendungen  zwischen  ihren 
Postanstalten  ein  einziges  Postgebiet.  Als  Ausfluß  dieses 
Prinzips  ergeben  sich  drei  weitere  Grundsätze:  Freiheit  des 
Transits,  Bindung  der  Transitgebühren,  Einheitlichkeit 
der  Portosätze. 

Wie  im  Weltpostverein  für  den  Briefaustausch,  so  besteht  im 
internationalen  Paketverein  für  den  Paketaustausch  ein  einziges  Verkehrs- 
gebiet.   Die  Verwaltungen,  die  den  Paketvertrag  ausführen,  bilden  inner- 


')  Anl.  2.  S.  79. 
3)  Anl.  2,  S.  76. 

R. 
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hall'  des  \\  eltpost  Vereins  einen  besonderen  Verein  für  den  internationalen 
Postpaketaustausch1).  Die  Kontinuität  des  Weltpost-  und  ebenso  des 
Pak  et  Vereinsgebiets  wird  durch  die  dazwischen  liegenden  Meere  und 
Meeresteile  nicht  unterbrochen,  da  diese,  soweit  sie  nicht  unter  der 
Gebietshoheit  eines  Staates  stehen,  völkerrechtlich  als  neutral  anzu- 
sehen sind  (mare  liberum),  die  sonstigen  Meeresteile  (Küstenmeere  und 
Territorialgewässer)  jedoch  zu  dem  Gebiete  des  oder  der  angrenzenden 
Staaten  gerechnet  werden.  Der  Umfang  des  Austauschgebiets  für  den 
Postpaketyerkehr  erfährt  für  gewisse  Vereinsverwaltungen  eine  Er- 
weiterung  dadurch,  daß  sie  Sonderabkommen  über  einen  Postpaketaus- 
tausch  mit  solchen  Ländern  abgeschlossen  haben,  die  dem  Vereinspaket- 
v ei  trage  nicht  beigetreten  sind2). 

Als  die  Beziehungen  auf  dem  Gebiete  des  Postverkehrs  noch 
einzeln  von  Land  zu  Land  geregelt  wurden,  konnte  es  nicht  aus- 
bleiben, daß  die  für  den  Verkehr  überaus  wichtige  Transitgewährung 
als  Wert-  und  Tauschobjekt  gebraucht  wurde  (vergl.  S.  13).  Diesen 
den  Postverkehr  außerordentlich  erschwerenden  Zustand  beseitigte 
der  Weltpostvertrag  für  den  internationalen  Briefaustausch  dadurch, 
daß  er  den  Grundsatz  der  Transitfreiheit  aufstellte  und  damit 
jedes  Vereinsland  berechtigte,  mit  jedem  anderen  Vereinsland  —  über 
zwischenliegende  Vereinsländer  hinweg  —  unter  Benutzung  sämtlicher 
im  Verbandsgebiet  unterhaltenen  Postverbindungen  Briefsendungen  aus- 
zutauschen3). Der  Grundsatz  der  Transitfreiheit  gilt  nicht  allein  für  den 
Verkehr  der  Vereinsverwaltungen  unter  sich,  sondern  ist  auch  auf  den 
Verkehr  mit  Nichtvereinsländern,  wenn  dieser  durch  das  Gebiet  von 
Vereinsländern  durchgeführt  werden  muß,  ausgedehnt  worden4).  Aus 
dem  Weltpostvertrag  ist  das  Prinzip  der  Transitfreiheit  in  den  Vereins- 
paketvertrag übergegangen5).  Erst  infolge  der  Freiheit  des  Transits  ist 
es  möglich  geworden,  die  bis  dahin  zum  Schaden  der  Schnelligkeit  der 
Beförderung  notwendig  oder  üblich  gewesene.  Umgehung  einzelner  Länder 
zu  vermeiden  und  unter  Benutzung  der  kürzesten  Verbindungen  dem 
Verkehr  die  größtmögliche  Beschleunigung  zu  gewähren. 

Von  der  Transitfreiheit  ist  die  Transitvergütung  zu  unterscheiden. 
Während  die  Transitfreiheit  (Gewährung  des  Transits)  eine  staatsrecht- 
liche Frage  der  Oberhoheit  über  ein  bestimmtes  Gebiet  ist,  stellt  die 
Transitvergütung  (Entgelt  für  die  Ausführung  des  Transits),  da  die  Be- 
förderung der  Sendungen  fremder  Staaten  durch  das  eigene  Gebiet  von 
Grenze   zu    Grenze  mit   eigenen   Transportmitteln   und  u.  U.  mit  In- 

~  ')  Anl.  3,  S.  82  ff. 

2)  Anl.  3,  Art.  19,  S.  87/8. 

3)  Anl.  2,  Art.  4,  S.  76  ff. 
*)  Anl.  2,  Art.  2,  S.  76. 

5)  Anl.  3,  Art.  2  und  19,  S.  83  u.  88. 
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anspruchnahme  des  eigenen  Postpersonals  geschieht,  eine  Kostenfrage 
dar.  Für  den  Briefaustausch  ist  seitens  einer  größeren  Anzahl  von 
Ländern  in  der  Annahme,  daß  sich  die  Leistungen  im  Transitdienste, 
die  ein  Land  dem  anderen  gewährt,  im  allgemeinen  ausgleichen,  die 
Unentgeltlichkeit  des  Transits  erstrebt  worden;  sie  hat  sich  aber  nicht 
erreichen  lassen  und  wird  auch  nicht  zu  erreichen  sein,  weil  einige 
Länder  (z.  B.  Belgien  und  Frankreich)  infolge  ihrer  geographischen  Lage 
—  als  Kreuzungspunkte  zwischen  verkehrsstarken  Ländern  —  bei  weitem 
mehr  für  diese  leisten,  als  sie  als  Gegenleistungen  beanspruchen.  Hierzu 
kommt,  daß  einzelne  Länder  —  vor  allem  Deutschland,  England,  Frank- 
reich und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  —  zur  Beförderung  der 
Postsendungen  kostspielige  Seepostverbindungen  unterhalten  oder  sub- 
ventionieren (vgl.  S.  42/3).  und  diese  Einrichtungen  allen  andern 
Ländern  zur  Verfügung  stellen.  Bei  Anerkennung  des  Grundsatzes  der 
Unentgeltlichkeit  des  Transits  würden  derartige  Länder  eine  wesentliche 
Einbuße  in  ihren  Einnahmen  erleiden,  auch  würde  die  Beibehaltung 
sowie  Neueinrichtung  solcher  Seepostverbindungen  in  Frage  gestellt 
sein.  Wenn  hiernach  schon  beim  Briefverkehr  die  Unentgeltlichkeit 
des  Transits  nicht  zu  erreichen  ist,  so  gilt  dies  in  noch  höherem  Grade 
für  den  Paketverkehr,  weil  sich  in  diesem  die  Leistungen  im  Transit- 
dienste, die  ein  Land  dem  anderen  gewährt,  in  noch  geringerem  Maße 
als  im  gegenseitigen  Briefverkehr  ausgleichen  und  die  Einrichtungen  für 
den  Paketaustausch  kostspieliger  sind  als  die  für  den  Briefaustausch 
(vgl.  S.  15/6.)  Vor  allem  verursacht  die  Seebeförderung  der  Pakete 
dem  transitleistenden  Staate  erhebliche  Ausgaben,  die  durch  Gegen- 
leistungen des  transitnehmenden  Staates  meistens  nicht  ausgeglichen 
werden;  denn  die  Mehrzahl  der  Länder  nimmt  den  Seetransit  in  Anspruch, 
die  geringe  Minderzahl  führt  ihn  aus.  Wenn  danach  auch  die  Ein- 
führung der  Unentgeltlichkeit  des  Transits  nicht  in  Frage  kommen  kann, 
so  geht  doch  das  Bestreben  der  Vereinsverwaltungen  dahin,  die  dem 
Frachtmarkt  bezw.  den  Wirkungen  der  Monopolbetriebe  entzogenen  und 
vertragsmäßig  festgelegten  Einheitssätze  an  Transitgebühren  möglichst 
niedrig  zu  halten.  Die  Einheitssätze  sind  verschieden  bemessen,  je 
nachdem  es  sich  um  Land-  oder  Seetransit  handelt.  Bei  den  Brief- 
sendungen sind  die  Transitgebühren  noch  nach  offenem1)  und  ge- 
schlossenem Transit  abgestuft;  diese  Unterscheidung  fällt  für  die  Pakete 
fort,  weil  es  sich  hier  im  allgemeinen  nur  um  den  offenen  Transit 
handelt2). 

Die  Möglichkeit  einheitlicher  Portosätze  beruht  auf  der  Voraus- 
setzung einheitlicher  Transitgebühren.    Erst  nachdem  Einheitssätze  für 


')  Vgl.  An  merk.  1  auf  S.  13. 

3)  Anl.  2,  Art.  4,  S.  76  ff.;  Anl.  3,  Art.  3,  S.  83/4. 
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die  Transitgebühren  •  geschaffen  worden  waren,  und  zwar  in  der  Be- 
messung, daß  sie  ihren  hinsichtlich  der  Portosätze  prohibitiven  Charakter 
verloren,  war  der  Weg  für  einheitliche  Portosätze  geebnet.  Die  Einheit- 
lichkeit ist  hierbei  natürlich  nicht  in  absolutem  Sinne  zu  verstehen,  als 
wenn  das  Porto  für  alle  Sendungen  einer  Gattung  dasselbe  wäre; 
eine  so  weitgehende  Außerachtlassung  aller  den  einzelnen  Sendungen 
anhaftenden  und  sie  dadurch  voneinander  unterscheidenden  speziellen 
Merkmalen  ist  nicht  einmal  im  inneren  Verkehr  irgendeines  Vereins- 
landes, geschweige  denn  in  einem  Gebiete  von  der  Ausdehnung  des 
Weltpost-  oder  des  internationalen  Paketvereins  möglich.  Der  Begriff 
der  Einheitlichkeit  ist  hier  vielmehr  dahin  zu  fassen,  daß  die  Gebühren 
für  die  im  internationalen  Postverkehr  beförderten  Sendungen  derselben 
Gattungen  in  allen  Vereinsländern  nach  einheitlichen  Grundsätzen  erhoben 
werden,  daß  insbesondere  die  Maßeinheit  zur  Berechnung  der  Taxen  in 
allen  Vereinsländern  dieselbe  ist  und  Nebengebühren  außer  den  in  den 
Verträgen  angegebenen  nicht  eingeführt  werden  dürfen. 

Die  Grundzüge  des  Weltpostvertrags:  Zusammenschluß  der  Vereins- 
staaten zu  einem  einheitlichen  Postverkehrsgebiete,  Freiheit  des  Transits, 
Bindung  der  Transitgebühren  und  Einheitlichkeit  der  Portosätze  sind 
hiernach  in  den  Vereinspaketvertrag  übergegangen;  soweit  Abweichungen 
bestehen,  handelt  es  sich  um  nicht  wesentliche,  durch  die  besondere 
Natur  des  Verkehrszweiges  gebotene  Modifikationen. 

§  9.   Der  Vereinspaketvertrag  als  besondere  Grundlage 
der  Vereinspaketpost. 

Wie  der  Weltpostvertrag  (Hauptvertrag)  als  allgemeine  Grundlage 
für  den  gesamten  internationalen  Postdienst  zu  gelten  hat,  so  bilden 
seine  Nebenabkommen  die  besonderen  Grundlagen  für  die  Dienstzweige, 
die  sie  regeln.  Der  Vereinspaketvertrag  ist  demnach  die  spezielle 
Grundlage  für  die  Vereinspaketpost.  Als  Anhang  gehört  zu  diesem  — 
gleichwie  bei  dem  Hauptvertrag  —  ein  Schlußprotokoll  und  eine  Vollzugs- 
ordnung1) Das  Schlußprotokoll  enthält  Übergangsvorschriften  zur  Er- 
eichterung  des  Anschlusses  neuer  Länder  an  den  Verein  und  zur  Berück- 
sichtigung gewisser  Ausnahmebestimmungen  für  den  Paketaustausch  mit 
solchen  Ländern,  deren  außergewöhnliche  Verkehrsverhältnisse  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Vorschriften  erforderlich  und  durch- 
führbar erscheinen  lassen.  Die  Vollzugsordnung  enthält  die  Ausführungs- 
bestimmungen zum  Vereinspaketvertrag.  Ihrem  Inhalte  nach  hat  sie 
weniger  ein  allgemein  wirtschaftliches  als  ein  speziell  postalisches  Ver- 
waltungsinteresse. Sie  ist  jedoch  als  Norm  für  die  Handhabung  des 
technischen   Dienstbetriebs    in    den   Vereinsverwaltungen   insofern  von 


')  Anl.  3,  S.  89  ff. 
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Wichtigkeit,  als  die  mehr  oder  minder  geschickte  Anpassung  der  tech- 
nischen Einrichtungen  an  die  Forderungen  des  Verkehrs  die  Leistungs- 
fähigkeit des  letzteren  für  die  Bedürfnisse  der  Volkswirtschaft  beeinflußt. 

Der  Paketvertrag  zerfällt  in  zwei  Abschnitte,  von  denen  der  erste 
die  Grundsätze  feststellt,  nach  denen  der  Austausch  der  Pakete  erfolgen 
soll,  der  zweite  die  Verfassung  des  internationalen  Paketvereins  zum 
Gegenstande  hat.  Die  im  ersten  Absatz  niedergelegten  Grundsätze  sind, 
soweit  sie  ein  wirtschaftliches  Interesse  bieten,  bereits  behandelt  worden. 
Zu  den  Bestimmungen  über  die  Verfassung  des  Paketvereins  ist  folgendes 
zu  bemerken: 

Die  Verfassung  lehnt  sich  in  der  Hauptsache  an  die  des  Welt- 
postvereins an.  Will  ein  Land  des  Weltpostvereins  —  nur  solche  können 
sich  am  Vereinspaketdienste  beteiligen  —  an  diesem  Verkehrszweige 
teilnehmen,  so  ist  sein  Beitritt  auf  seinen  Antrag  und  in  der  Form  ge- 
stattet, die  durch  den  Artikel  24 l)  des  Hauptvertrags  für  den  Eintritt 
in  den  Weltpostverein  vorgeschrieben  ist2).  Ein  Einspruchsrecht  der 
Vereinsländer  gegen  die  Aufnahme  eines  Landes  in  den  internationalen 
Paketverein  besteht  nur  für  den  Fall,  daß  das  den  Beitritt  wünschende 
Land  ein  höheres  Zuschlagporto  als  25  cts.  erheben  wTill.  Wünscht  ein 
Land  —  ein  Fall,  der  bisher  noch  nicht  vorgekommen  ist  —  aus  dem 
Verein  auszuscheiden,  so  hat  es  dies  der  Regierung  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  durch  eine  diplomatische  Erklärung  mitzuteilen.  Der 
Austritt  erfolgt  alsdann  ein  Jahr  nach  Abgabe  der  Erklärung3). 

Der  Charakter  des  Weltpostvereins  und  ebenso  des  internationalen 
Paketvereiiis  als  völkerrechtlicher  Vereine  verlangt  für  alle  Mitglieder 
Gleichberechtigung  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  sich  um  den  größten 
oder  den  kleinsten  Staat  handelt.  Die  Gleichberechtigung  der  Staaten 
zeigt  sich  darin,  daß  sie  für  die  Abstimmung  auf  den  Kongressen  und 
Konferenzen  je  eine  Stimme  besitzen.  Nur  Ländern  mit  überseeischen 
Kolonien  sind  mehrere  Stimmen  bewilligt  worden;  so  hat  Deutschland 
3  Stimmen  (1  für  Deutschland,  je  1  für  die  Schutzgebiete  in  Afrika 
bzw,  in  Asien  und  Australien4). 

Gleichwie  der  Hauptvertrag  durch  Zulassung  der  Nebenabkommen 
dem  Bedürfnisse  seiner  Mitglieder  nach  freier  Bewegung  Rechnung  ge- 
tragen hat,  so  gestattet  auch  der  Vereinspaketvertrag  seinen  Mitgliedern, 
zur  Herabsetzung  der  Gebühren  oder  zu  jeder  anderen  Verbesserung 
des  Paketdienstes  besondere  Verträge  untereinander  bestehen  zu  lassen 
oder  abzuschließen  sowie  engere  Vereine  zu  erhalten  oder  zu  gründen0). 

■)  Anl.  2,  S.  79/80. 

2)  Anl.  3,  Art.  20,  S.  88. 

3)  Anl.  2,  Art.  28.  S.  81:  Anl.  3,  Art.  24,  S.  89. 

4)  Anl.  2,  Art.  25  und  27,  S.  80/81. 

5)  Vgl.  Anl.  2,  Art.  21,  S.  79  und  Anl.  3,  Art.  19,  S.  87/88. 
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Da  es  hiernach  tür  den  Abschluß  besonderer  Verträge  oder  engerer 
\  ereine  stets  Voraussetzung  ist,  daß  es  sich  dabei  um  Verbesserungen 
des  Paketverkehrs  bandelt,  so  würde  es  beispielsweise  nicht  zulässig 
sein,  wenn  zwei  Länder  in  ihrem  gegenseitigen  Verkehr  durch  besonderen 
Vertrag  höhere  als  die  Vereinstaxen  einführen  wollten.  Die  Bestimmung 
des  Artikels  des  Paketvertrags  trägt  in  glücklicher  Weise  der  Tat- 

saehe  Rechnung,  daß  unter  den  dem  Verein  angehörenden,  über  die 
ganze  bewohnte  Erde  verstreuten  Gebieten  große  Unterschiede  in  ihren 
gegenseitigen  Verkehrsbeziehungen  bestehen,  daß  diese  Gebiete  infolge- 
dessen auch  in  ihrem  gegenseitigen  Paketaustausch  nicht  selten  von- 
einander abweichende  Bedürfnisse  aufweisen.  Die  so  gebotene  Gelegen- 
heit zur  Individualisierung  der  Verkehrsbeziehungen  ist  von  den  Vereins- 
ländern  mehrfach  benutzt  worden1),  namentlich  zur  Regelung  der  un- 
mittelbaren Beziehungen  zu  angrenzenden  oder  zu  solchen  Ländern,  mit 
denen  ohne  Vermittlung  dritter  Verwaltungen  ein  Austausch  von  Paketen 
stattfinden  kann. 

')  Beispielsweise  hat  Deutschland  von  der  im  Art.  19,1  des  Vereinspaket- 
vertrages erteilten  Befugnis  Gebrauch  gemacht  im  Verkehr  mit  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Montenegro,  den 
Niederlanden,  Norwegen,  Rußland,  Schweden,  der  Schweiz  und  Serbien. 


III.  Abschnitt. 

Gebühr enwesen  der  Vereinspaketpost. 

§  10.    Das  Finanzprinzip  für  die  Paketpost  im  allgemeinen; 
Anwendung  auf  die  Vereinspaketpost. 

Die  Verwaltungsgrundsätze,  die  für  die  Darbietung  der  staatlichen 
Verkehrsmittel  maßgebend  sein  können,  werden  von  Adolph  Wagner1) 
wie  folgt  gefaßt: 

1.  das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe: 

2.  das  Gebührenprinzip; 

3.  das  privatwirtschaftliche  (gewerbliche)  Prinzip; 

4.  das  Regalisierungsprinzip2). 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  nach  welchen  der  bezeichneten 
Finanzprinzipien  eine  staatliche  Verkehrsanstalt  verwaltet  werden  soll, 
kommen  mancherlei  Umstände  in  Betracht,  vor  allem  die  wirtschaftliche 
und  soziale  Bedeutung  der  Verkehrsanstalt  für  die  Allgemeinheit,  ferner 
die  jeweilige  Richtung  der  Wirtschaftspolitik  und  nicht  zum  wenigsten 
der  Finanzbedarf  des  Staates  und  die  Ausbildung  der  Staatseinnahme- 
quellen. Hieraus  ergibt  sich,  daß  keiner  der  genannten  Verwaltungs- 
grundsätze ein  für  allemal  als  der  für  ein  Staatsverkehrsmittel  richtige 
bezeichnet  werden  kann,  hier  vielmehr  örtliche  und  zeitliche  Verhältnisse 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  sind,  demnach  die  Wahl  des  Finanz- 
prinzips nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  entschieden  werden  kann 
bzw.  muß,  ferner  auch  Modifikationen  und  Kombinationen  der  Prinzipien 

')  Wagner,  Sozialökonomische  Theorie  des  Kommunikations-  und  Transport- 
wesens, S.  33  ff.,  sowie  Finanzwissenschaft  I,  S.  479  fif. 

2)  Sax  (Verkehrsmittel  1,  S.  80)  unterscheidet  drei  Verwaltungsgrundsätze: 

1.  des  allgemeinen  Genußgutes  (nach  Wagner  Prinzip  der  reinen 
Ausgabe) ; 

2.  der  öffentlichen  Anstalt  (nach  Wagner  Gebührenprinzip); 

3.  der  öffentlichen  Unternehmung  (nach  Wagner  privatwirtschaftliches 
Prinzip),  wobei  allerdings  eine  Gliederung  des  Gebührenprinzips,  je 
nachdem  die  Gebühren  die  Kosten  decken  oder  nicht  (Zuschuß- 
verwaltung) oder  über  die  Kosten  hinausgehen  (indirekte  Besteuerung) 
vorgenommen  wird  (Sax,  a.  a.  0.  S.  248  9). 
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stattfinden  können1).  Ebenso  lassen  sich  auch  für  die  Verkehrsmittel 
in  ihrer  Gesamtheit  keine  übereinstimmenden  Verwaltungsgrimdsätze 
aufstellen,  wenn  auch  gewisse  allgemeine  Grundlagen  vorhanden  sind. 
Andere  Prinzipien  beherrschen  naturgemäß  die  Verwaltung  der  Kanäle, 
andere  die  der  Eisenbahnen  oder  der  Post.  Man  wird  hier  vor  allem 
die  einzelnen  Arten  der  Transportleistungen  —  z.  B.  bei  der  Post 
Nachrichtenbeförderung  (Briefpost),  Sachgüterverkehr  (Paketpost)  und 
Personenbeförderung  —  auseinander  halten  und  dabei  berücksichtigen 
müssen,  wie  sich  die  Vorteile  der  Verkehrsleistungen  auf  die  Be- 
völkerung verteilen. 

Welches  Finanzprinzip  paßt  nun  für  die  heutige  Paketpost?  Das 
Regalisierungsprinzip,  dessen  Zweck  darin  besteht,  durch  den  Ausschluß 
des  privaten  Mitbewerbs  (bzw.  unter  Zulassung  des  letzteren  nach  den 
dafür  von  der  obersten  Gewalt  festgesetzten  Bedingungen)  den  höchst- 
möglichen Reingewinn  —  einen  höheren,  als  durch  den  privatwirtschaft- 
lichen Betrieb  im  Konkurrenzsystem  zu  erreichen  wäre  —  zu  erzielen,  verbietet 
sich  für  die  Paketpost  im  Hinblick  auf  deren  Nutzen  für  das  Gemeinwohl. 
Wenn  auch  die  Mehrzahl  der  Pakete  aus  gewerblichen  Massensendungen 
besteht,  den  ersten  unmittelbaren  Vorteil  von  deren  Beförderung  also 
die  Geschäftswelt  durch  die  Erhöhung  des  Tauschwerts  ihrer  Waren 
hat,  so  sind  hiermit  die  Folgewirkungen  dieses  Verkehrs  keineswegs 
erschöpft.  Die  Paketpost  hat  sich  vielmehr  zu  einem  wichtigen  Hilfs- 
mittel der  Gütererzeugung  und  des  Güterverbrauchs  entwickelt,  sie  zeigt 
eine  verkehrschaffende  Wirkung,  verallgemeinert  Absatz  und  Bezug 
der  Waren  bis  in  die  entlegensten  Gegenden,  ist  demnach  für  fast  alle 
Kreise  des  Volkes  von  Vorteil,  so  auch  für  das  große  Heer  der  Kon- 
sumenten, denen  sie  manche  Waren  erst  zugänglich  macht.  Es  liegen 
nun  keine  Anzeichen  dafür  vor,  daß  das  öffentliche  Interesse  an  der 
Einrichtung  der  Paketpost  zurückgehen  wird,  vielmehr  berechtigt  die 
bisherige  Entwicklung  des  Paketverkehrs  zur  Annahme  des  Gegenteils. 
Bei  dieser  Sachlage  kann  die  Anwendung  des  Regalisierungsprinzips 
auf  die  Verwaltung  der  Paketpost,  durch  welche  die  Interessen  der 
Allgemeinheit,  die  höher  als  die  bloße  Erzielung  eines  möglichst  hohen 
staatlichen  Reinertrags  stehen,  benachteiligt  würden,  nicht  in  Frage 
kommen. 

Die  Anwendung  des  Prinzips  der  reinen  Ausgabe,  wonach  die 
Verkehrsmittel  jedermann  zur  unentgeltlichen  Benutzung  bereit  gestellt 
werden,  während  die  Kosten  von  der  Allgemeinheit  zu  bestreiten  sind, 
setzt  voraus,  daß  die  Wirkung  des  Verkehrsmittels  auf  die  einzelnen 
Privatwirtschaften  vollständig  oder  doch  nahezu  gleichmäßig,  das  Ver- 

')  Wagner,  Sozialökonomische  Theorie  des  Kommunikations-  und  Trans- 
portwesens, S.  40. 
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kehrsnetz  möglichst  über  das  ganze  Land  verbreitet,  sowie  die  all- 
gemeine Benutzung  aus  allen  Volksschichten  angängig  und  tatsächlich 
vorhanden  ist  bzw.  im  Bedürfnis  liegt.  Es  bedarf  wohl  keiner  längeren 
Erörterung,  daß  für  die  Paketpost  die  genannten  Voraussetzungen  selbst 
in  den  Staaten  höchster  wirtschaftlicher  Kultur  mit  intensivster  Ver- 
kehrsentwicklung noch  weit  von  ihrer  Erfüllung  entfernt  sind.  Indivi- 
duen und  klassenweise  ist  die  Benutzung  der  Paketpost  so  verschieden, 
und  wird  es  auf  absehbare  Zeit  auch  bleiben,  daß  von  der  zur  An- 
wendung des  Prinzips  der  reinen  Ausgabe  erforderlichen  Gleichheit  der 
Benutzung  usw.  nicht  gesprochen  werden  kann.  Die  Übertragung  des 
Verwaltungsgrundsatzes  der  reinen  Ausgabe  auf  die  Paketpost  würde 
zu  einer  unwirtschaftlichen  Benutzung  dieses  Verkehrsmittels  und  zu 
einer  ungleichmäßigen  Belastung  der  Bevölkerung  führen. 

Es  wäre  also  noch  zu  erörtern,  ob  die  Paketpost  nach  dem  Ge- 
bühren- oder  dem  privatwirtschaftlichen  Prinzip  zu  verwalten  ist.  Bei 
jenem  sollen  nach  Wagner1)  die  Gebühren  für  die  Benutzung  nur  die 
Kosten  decken,  das  finanzielle  Interesse  soll  hinter  das  sachliche,  all- 
gemeinwirtschaftliche, soziale  zurücktreten,  bei  diesem  soll  nach  privat- 
wirtschaftlichen Grundsätzen  eine  möglichst  hohe  Reineinnahme  (Rente) 
erstrebt  werden.  Ob  die  Staatspaketpost  einen  Reingewinn  und  in 
welcher  Höhe  erzielen,  oder  ob  sie  lediglich  Selbstkostendeckung  er- 
streben, also  das  privatwirtschaftliche  oder  das  Gebühren-Prinzip 
anwenden  soll,  hängt  vor  allem  von  dem  Grade  der  Gemeinnützigkeit 
dieses  Verkehrszweiges  ab.  Je  mehr  die  Vorteile  der  Paketpost  der 
Bevölkerung  in  ihrer  Gesamtheit  zufließen,  um  so  mehr  wird  der  Staat 
auf  die  Erzielung  von  Uberschüssen  verzichten,  bis  auf  die  Deckung 
der  Selbstkosten  heruntergehen  dürfen.  Auch  werden  für  die  Ent- 
scheidung dieser  Frage  außer  der  Bedeutung  des  Verkehrsmittels  für 
die  Allgemeinheit  die  Gesamtbudgetverhältnisse  des  Staates  und  die 
dadurch  bestimmte  allgemeine  Finanzlage  von  nicht  geringem  Einfluß 
sein.  Solange  z.  B.  die  Finanzverhältnisse  des  Staates  die  Besteuerung- 
unentbehrlicher  Verbrauchsgegenstände  erfordern,  welche  die  breiten 
Massen  der  Bevölkerung  viel  härter  treffen  als  die  Wohlhabenderen, 
wird  man,  auch  wenn  sonst  die  Anwendung  des  Gebührenprinzips  an- 
gebracht wäre,  die  Erzielung  eines  Reingewinns  als  gerechtfertigt  an- 
sehen müssen2). 

So  übereinstimmend  nun  der  Staatspaketdienst  nach  seinem 
Inhalte  und  nach  seiner  Ausführung  in  sämtlichen  Ländern,  die  ihn 
eingeführt  haben,  sich  darstellt,  so  verschieden  sind  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse, unter  denen  er  ausgeübt  wird,  so  verschieden  ist  der  Ent- 


1)  Finanz  wissen  schaft,  S.  480  ff. 

2)  Weichs-Glon,  Verkehrsmittel,  S.  HO  1. 
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wicklungs-  und  [ntensitätsgrad '),  den  er  erreicht  hat,  so  verschieden 
sind  auch  die  sonstigen  Einflüsse,  die  auf  die  Wahl  des  Verwaltungs- 
prinzips für  diesem  Verkehrszweig  einwirken.  Alle  diese  Umstände 
kommen  für  die  Vereinspaketpost,  die  ein  Verwaltungsgebiet  im  eigent- 
lich n  Sinne,  eine  eigene  Kasse  nicht  besitzt,  bei  der  vielmehr  eine 
Teilung  der  Einnahmen  nach  einem  bestimmten,  dem  Anteil  an  dem 
Verkehr  entsprechenden  Verhältnisse  erfolgt5*),  unmittelbar  nicht  in 
Betracht.  Dagegen  treten  sie  mittelbar  recht  lebhaft  in  die  Erscheinung, 
insofern  als  der  internationale  Paketverein  durch  die  Gesamtheit  seiner 
Mitglieder  seine  Tarifbestimmungen,  in  denen  das  Verwaltungsprinzip 
zum  Ausdruck  kommt,  vereinbart3).  Hierbei  ist  den  Mitgliedern  des 
Paketvereins  Gelegenheit  gegeben,  ihre  speziellen  Interessen  wahr- 
zunehmen. Es  ist  erklärlich,  daß  es  hierbei  zu  lebhaften  wirtschaftlichen 
Kämpfen  kommt,  weil  die  Wünsche  der  verschiedenen  Staaten  nicht 
selten  einander  zuwiderlaufen  und  manchmal  bei  dem  einen  oder  anderen 
Lande  die  Notwendigkeit  der  Deckung  des  eignen  Finanzbedarfs  der 
bestehenden  internationalen  Interessensolidarität  entgegegenwirkt.  Die 
Vertragsbestimmungen  über  den  Vereinspakettarif  sind  das  Ergebnis 
dieser  Kämpfe.  Abgesehen  von  vereinzelten  Fällen,  in  denen  es  nicht 
gelang,  Sonderbestrebungen  zugunsten  der  internationalen  Interessen- 
solidarität unwirksam  zu  machen,  haben  die  Vereinbarungen  über  den 
Tarif  das  internationale  Paketgebührenwesen  in  günstigem  Sinne  be- 
einflußt. Die  erzielten  Fortschritte  erstrecken  sich  namentlich  auf  die 
Verbilligung  und  Vereinheitlichung  der  Taxen.  Inwieweit  der  Vereins- 
pakettarif noch  verbesserungsbedürftig  ist,  soll  im  Zusammenhang  mit 
der  Abhandlung  über  die  Preisbestimmungsgrundlagen  des  Tarifs  unter- 
sucht werden. 

§11.   Die  Preisbestimmungsgrundlagen  des  Vereinspakettarifs. 

Soweit  die  Post  auf  Grund  rechtlicher  oder  tatsächlicher  Monopole 
die  Preise  für  ihre  Leistungen  einseitig  bestimmt,  erhebt  sie  Monopol- 
preise, d.  h.  solche  Preise,  die  ohne  Wettbewerb  der  Verkäufer  zustande 
kommen4).  Wo  kein  rechtlicher  oder  tatsächlicher  Zwang  besteht, 
überläßt  es  die  Post  den  einzelnen,  ob  sie  die  staatliche  oder  eine 
private  Verkehrseinrichtung  benutzen  wollen.  In  diesem  Falle  tritt  die 
Post  mit  Privatunternehmungen  in  Wettbewerb;  die  Leistungen  der 
Post  werden  dann  von  der  Konkurrenz  beeinflußt  und  unterliegen  daher 
der  Preisregulierung  im  freien  Wettbewerb  durch  Angebot  und  Nachfrage. 

lj  Vgl.  Anl.  4. 

2)  Anl.  3,  Art.  3,  S.  83/4. 

3)  Anl.  3,  Art.  23,  S.  88/9. 

4)  v.  Hermann,  Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,  München  1874,  S.  408. 
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In  der  Hauptsache  erstreckt  sich  das  rechtliche  Monopol  der 
Post  nur  auf  Briefsendungen.  Nur  in  einzelnen  Ländern  ist  es  auf 
andere  Sendungen  ausgedehnt,  z.  B.  in  der  Schweiz  auf  solche  Pakete, 
deren  Gewicht  5  kg  nicht  übersteigt.  Im  allgemeinen  entbehrt  jedoch 
die  Paketpost  des  rechtlichen  Monopols;  dagegen  besitzt  sie  für  ge- 
wöhnlich ein  tatsächliches  Monopol,  wenn  man  vom  Nahverkehr  und 
von  schwereren  Sendungen,  die  nicht  mehr  zu  den  „postmäßigen"  ge- 
rechnet werden  können  (vgl.  S.  32),  absieht.  Zur  Beförderung  kleiner 
Pakete  (der  „Postpakete")  bleibt  auf  größere  Entfernungen,  vor  allem 
im  internationalen  Verkehr,  kaum  ein  anderer  Weg  als  die  Post. 
Es  besteht  daher  für  die  Vereinspaketpost  ein  tatsächliches  Monopol, 
die  von  ihr  erhobenen  Preise  sind  mithin  zu  den  Monopolpreisen  zu 
rechnen.  Diese  werden  nach  Neumann1)  vorzugsweise  einseitig,  durch 
den  Monopolinhaber,  bestimmt,  und  es  greifen  hiernach  bei  ihnen  in 
besonders  großem  Umfange  Preisvorausbestimmungen  Platz. 

In  welcher  Weise  die  Vereinsverwaltungen  diese  günstige  Stellung 
bei  der  Preisbildung  zu  verwerten  suchen,  hängt  von  der  Wahl  des 
Verwaltungsprinzips  ab.  Dieses  wird  aber  nicht  nur  die  Höhe  der 
Preise,  sondern  namentlich  auch  deren  tarifarische  Gliederung  nach 
bestimmten  Gesichtspunkten  beeinflussen.  Denn  während  sich  die  all- 
gemeinen Preisbestimmungsgründe  beim  freien  Wettbewerb  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  automatisch  Geltung  verschaffen,  bedarf  es  für  die 
Staatsverwaltungen  bei  der  Festsetzung  staatlicher  Monopolpreise  — 
mag  es  sich  nun  um  ein  rechtliches  oder  tatsächliches  Monopol 
handeln  —  der  bewußten  Würdigung  der  Preisbestimmungsgrundlagen 
im  Rahmen  des  herrschenden  Verwaltungsprinzips  unter  Berücksichtigung 
der  Bedürfnisse  der  Volkswirtschaft. 

Für  die  Vereinspaketpost  können,  wie  erwähnt,  nur  das  Gebühren- 
oder das  privatwirtschaftliche  Prinzip,  u.  U.  auch  Kombinationen  zwischen 
diesen  beiden,  in  Frage  kommen.  Nach  jenem  ist  die  Höhe  der  durch 
den  Tarif  zu  erzielenden  Einnahmen  durch  die  Summe  der  Ausgaben, 
d.  h.  Kosten,  bestimmt,  während  bei  diesem  die  Einnahmen  nicht  nur 
die  Kosten  decken,  sondern  darüber  hinaus  einen  möglichst  hohen  Rein- 
ertrag ergeben  sollen.  Da  die  Einnahmen  das  Produkt  aus  der  Zahl 
der  Verkehrsakte  und  dem  Betrage  der  Einzelgebühren  sind,  so  wird 
bei  gleichbleibenden  Kosten  dasselbe  Ergebnis  erzielt  durch  eine  hohe 
Zahl  von  Verkehrsleistungen  und  geringe  Gebührenbeträge  wie  umge- 
kehrt durch  eine  geringe  Zahl  von  Verkehrsakten  und  hohe  Gebühren- 
beträge. Die  Vereinsverwaltungen  haben  es  also  in  der  Hand,  im  Rahmen 
des  beabsichtigten  Finanzprinzips  den  Forderungen  der  Volkswirtschaft 

l)  Neumann,  Die  Gestaltung  des  Preises,  Artikel  in  Schönbergs  Handbuch 
der  politischen  Ökonomie,  a.  a.  0.  S.  276. 
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gerecht  zu  werden,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß,  je  mehr  der 
Preis  steigt  und  sich  seiner  Höchstgrenze,  dem  Gebrauchswert  für  den 
Benutzer,  nähert,  desto  schwächer  der  Verkehr  wird  und  umgekehrt,  wenn 
auch  für  gewöhnlich  nicht  in  genau  gleichem  Verhältnis.  Steigt  der  Preis 
über  einen  gewissen  Punkt,  so  nimmt  die  Benutzung  des  Verkehrsmittels 
SO  stark  ab,  daß  eine  Mindereinnahme  gegen  früher  eintrittt;  sinkt  er 
dagegen  unter  einen  gewissen  Punkt,  so  nimmt  die  Verkehrssteigerung 
nicht  in  dem  entsprechenden  Umfange  zu.  So  hat  die  allzu  unvermittelte 
Herabsetzung  des  Briefportos  in  England  im  Jahre  1840  (Hillsche 
Postreform)  —  von  durchschnittlich  7'/2  pence  auf  den  Einheitssatz  von 
1  penny  —  auch  nicht  annähernd  die  erwartete  Steigerung  des  Brief- 
verkehrs gebracht,  so  daß  statt  der  erhofften  Mehreinnahmen  für  eine 
Reihe  von  Jahren  ein  beträchtlicher  Einnahmeausfall  eintrat1).  Aufgabe 
der  Volkswirtschaftspolitik  ist  es,  die  Verkehrsmittel  möglichst  vielen 
zugänglich  zu  machen,  die  Zahl  der  Verkehrsakte  möglichst  zu  steigern, 
unter  Berücksichtigunng  des  Umstandes,  daß  die  verkehrschaffende 
Wirkung  der  Preisermäßigungen  in  ihrem  Umfange  von  dem  Maße  des 
vorhandenen  und  hervorzurufenden  Verkehrsbedürfnisses  abhängig  ist, 
und  daß  dieses  mit  den  gesamten  wirtschaftlichen  und  sonstigen  Ver- 
hältnissen, wie  Lebhaftigkeit  des  Handels,  Befestigung  der  politischen 
Zustände,  fortschreitende  Kulturentwicklung,  zusammenhängt.  Ein  ge- 
wisses notwendiges  Maß  von  Verkehrsleistungen  wird  auch  verlangt 
werden,  wenn  die  Preise  hoch  sind,  und  über  eine  gewisse,  durch  die 
Kulturfaktoren  gezogene  obere  Grenze  wird  die  Nachfrage  nach  Verkehrs- 
akten nicht  steigen,  auch  wenn  die  Preise  erniedrigt  werden.  Während 
beim  privatwirtschaftlichen  Finanzprinzip  der  Gebührenfaktor  so  zu 
wählen  ist,  daß  sein  Produkt  mit  dem  Verkehrsfaktor  den  größtmöglichen 
Wert  ergibt,  ist  er  beim  Gebührenprinzip  so  klein  zu  machen,  als  es 
der  durch  die  Kosten  bestimmte  Wert  des  Produkts  gestattet. 

Neben  die  Wechselwirkung  zwischen  Frequenzziffer  und  Gebühren- 
höhe tritt  eine  zweite:  zwischen  Frequenzziffer  und  Kosten.  Auch  diese 
Wechselwirkung  gleicht  sich  nicht  immer  bzw.  nicht  in  gleichem  Grade 
aus ;  so  nehmen  die  Kosten  bei  einer  Verkehrssteigerung  nicht  in  geradem 
Verhältnis  zu  dieser  zu,  d.  h.  auf  jeden  hinzukommenden  Nutzungsakt 
entfällt  nicht  der  gleiche  Kostenbestandteil  wie  auf  die  Nutzungsakte 
vor  der  Verkehrszunahme.  Sax2)  drückt  dies  durch  den  Satz  aus,  dessen 
Richtigkeit  durch  die  Erfahrung  bestätigt  wird:  „Die  Kosten  des  Verkehrs 
nehmen  mit  steigender  Intensität  des  Verkehrs  ab,  oder  stehen  mit  der 
Intensität  des  Verkehrs  in  umgekehrter  Proportionalität". 


')  ,Sax,  Verkehrsmittel  I,  S.  307/8. 
-)  Verkehrsmittel  I,  S.  58. 
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Biese  Wechselwirkungen  zwischen  Frequenzziffer  und  Gebühren- 
höhe einerseits  sowie  zwischen  Frequenzziffer  und  Kosten  andererseits 
richtig  zu  veranschlagen,  bietet  für  den  Aufbau  des  Tarifs  um  so  größere 
Schwierigkeiten,  als  diese  Beziehungen  bei  der  Vielseitigkeit  des  Ver- 
kehrs und  der  Beweglichkeit  der  gesamten  Lebensverhältnisse  beständig 
Änderungen  unterworfen  sind,  im  Interesse  des  Grundsatzes  der  Stetigkeit 
des  Tarifs  aber  verlangt  werden  muß,  daß  er  für  längere  Perioden  un- 
verändert bleibt,  wenn  nicht  empfindliche  Störungen  des  Verkehrs  ein- 
treten sollen.  Die  Frage,  ob  die  Wechselbeziehungen  bei  der  Aufstellung 
des  Tarifs  in  dem  richtigen  Maße  berücksichtigt  worden  sind,  wird  sich 
nur  nachträglich,  nach  den  tatsächlichen  Ergebnissen  entscheiden  lassen'). 
Bei  der  Festsetzung  des  Tarifs  kann  es  sich  daher  nur  darum  handeln,  auf 
der  einen  Seite  möglichst  alle  für  eine  Steigerung  des  Verkehrs  wichtigen 
Vorbedingungen  durch  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  der  Verkehrs- 
konsumenten (Wert)  zu  schaffen,  auf  der  anderen  Seite  alle  für  die 
Höhe  der  Gebühren  wichtigeu  Momente  (Kosten)  zu  analysieren  und 
tarifarisch  auszudrücken.  Wert  und  Kosten  sind  also  die  hauptsäch- 
lichsten Preisbestimmungsgrundlagen  für  den  Vereinspakettarif. 

a)  Der  Wert. 

Der  Wert  der  Transportleistung  für  den  einzelnen  Benutzer  ent- 
zieht sich  der  Feststellung  durch  die  Postanstalten,  weil  dieser  Wert 
zumeist  von  Umständen  abhängt,  die  den  Postanstalten  nicht  bekannt 
sind.  Seine  summarische  Feststellung  nach  dem  Wert  des  Inhalts  der 
Sendungen  ist  bei  größerem  Verkehr  infolge  der  bedeutenden  Schwierig- 
keiten2), die  der  Durchführung  einer  Wertklassifikation  bei  einem  auch 
nur  einigermaßen  entwickelten  Verkehr  entgegenstehen,  unmöglich.  Es 
bleibt  daher  nur  übrig,  den  Wert  der  Transportleistung  nach  deren  Umfang 
bezw.  Qualität  zu  messen. 

Als  Wertelemente  kommen  für  die  einfache  Leistung  in  Betracht: 
Länge  der  Beförderungsstrecke  (Entfernung)  und  Gewicht  der  Sendung. 
Die  Bemessung  des  Gebrauchswerts  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Ent- 
fernung wird  zwar  leicht  willkürlich  und  schablonenhaft,  aber  sie  ent- 
behrt doch  nicht  der  Begründung,  denn  die  Länge  der  Beförderungs- 
strecke spielt  für  den  Gebrauchswert  zweifellos  eine  Rolle.  Beispiels- 


■)  Weichs- Glon,  Verkehrsmittel,  S.  30. 

2)  Umständlich  und  zeitraubend  ist  vor  allem  die  nicht  zu  umgehende 
Kontrolle  des  Inhalts  der  Sendungen  durch  die  Postanstalten.  Berechtigt  ist 
eine  Werttarifierung  —  auch  bei  einem  lebhaften  Verkehr  — ,  wenn  die  Wert- 
deklaration durch  den  Absender  vorgenommen  wird,  und  zwar  zu  dein  Zwecke, 
ihm  eine  besonders  große,  das  durchschnittliche  Maß  übersteigende  Sicherheit  für 
seine  Sendung  zu  verschaffen  (vgl.  S.  65  ff.). 
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weise  ist  gerade  die  Verbindung  mit  entfernten  Handelsplätzen,  zumal 
mit  überseeischen,  bei  der  modernen  Entwicklung  der  Weltwirtschaft 
für  Hamid  und  Industrie  wie  für  den  gesamten  Verkehr  von  großer  Be- 
deutung.  l>:itf  der  Wert  der  Transportleistung  mit  der  Zunahme  des 
Gewichts  des  beförderten  Pakets  steigt,  bedarf  keiner  näheren  Er- 
örterung. 

Neben  solchen  Interessenten,  denen  die  bei  dem  gewöhnlichen  Betriebe 
sich  ergebende  Leistung  genügt,  gibt  es  andere,  die  hierüber  hinaus 
eine  erhöhte  Leistung  beanspruchen.  Für  die  letztere  kommen  neben 
den  Wertelenienten  Entfernung  und  Gewicht  folgende  in  Frage:  über- 
durchschnittliche Sicherheit  (Rückscheinverfahren,  Nachnahmeverkehr,  bei 
dem  außerdem  Inkassoleistungen  stattfinden,  ferner  Wertversicherung) 
und  erhöhte  Schnelligkeit  (Eilsendungen). 

b)  Die  Kosten. 

Die  Eigenkosten  für  jede  Verkehrsleistung  zerfallen  in  Stations- 
(Expeditions-)Kosten,  die  durch  die  Behandlung  der  Sendungen  am  Auf- 
gabe- und  Bestimmungsorte  hervorgerufen  werden,  und  in  Strecken- 
(Beförderungs-)Kosten,  d.  s.  Kosten,  die  unterwegs  entstehen.  Die  fest- 
stehenden Kosten  (Generalkosten)  finden  sich  anteilmäßig  bei  beiden 
Gattungen.  Unter  diese  feststehenden  Kosten  fallen  die  allgemeinen 
Auslagen,  die  zur  regelmäßigen  Funktion  und  Erhaltung  einer  bestimmten 
Anlage  und  Betriebs einrichtung  auf  dem  Niveau  einer  Minimalleistungs- 
fähigkeit erwachsen.  Hierzu  gehören  die  Kosten  für  die  zentrale  Ver- 
waltungsbehörde, die  provinziellen  und  lokalen  Unterbehörden,  für  Ver- 
zinsung sowie  Ersatz  und  Erneuerung  der  Gebäude  usw.  Feststehend 
sind  diese  Kosten  bis  zu  einer  gewissen  Intensitätsgrenze  insofern,  als 
sie  von  dem  einzelnen  Verkehrsakt  unbeeinflußt  bleiben  und  unter  allen 
Umständen  erwachsen,  mag  die  Benutzung  stark  oder  gering  sein. 

Die  Stationskosten  sind  für  alle  Postpakete  im  großen  ganzen 
gleich  und  im  Verhältnis  zu  den  Streckenkosten  so  unbedeutend,  daß 
sie  für  die  Preisgestaltung  nicht  berücksichtigt  zu  werden  brauchen. 

Den  Schwerpunkt  der  Kosten  für  die  Kiemgüterbeförderung  bilden 
die  Streckenkosten,  die  in  einem  bestimmten  Verhältnis  zur  Weglänge 
stehen:  je  länger  die  Beförderungsstrecke,  um  so  höher  der  Aufwand  an 
Zeit  und  Arbeitskräften,  um  so  stärker  die  Abnutzung  der  Transportmittel. 

Neben  der  Entfernung  beeinflußt  das  Gewicht  der  Pakete  die  Selbst- 
kosten, erkennbar  allerdings  erst  von  dem  Punkt  an,  wo  eine  Sendung 
wegen  ihrer  Schwere  nur  mit  Anstrengung  von  einer  Person  behandelt 
werden  kann,  wo  also  das  Aufladen,  Abfertigen  usw.  verlangsamt  wird 
und  unter  Umständnn  besondere  Einrichtungen  erforderlich  werden. 
Aber  auch  für  geringwichtige  Sendungen  besteht  dieser  Einfluß.  Nur 
sind  bei  den  kleinen  und  kleinsten  Paketen  die  Gewichtsunterschiede 
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nicht  so  groß,  daß  sie  wesentliche  Bedeutung  für  die  Höhe  der  Kosten 
haben  könnten. 

Die  Selbstkostenelemente  Entfernung  und  Gewicht  kommen  für 
alle  Pakete  in  Betracht.  In  gewissen  Fällen  bzw.  bei  bestimmten  Sen- 
dungen, z.  B.  bei  Seebeförderung,  bei  besonders  umfangreichen  Paketen, 
sind  daneben  noch  andere  Umstände  für  die  Selbskosten  von  Bedeutung. 

c)  Die  Tarifierung,  unter  Berücksichtigung  des  Wert-  und 
des  Selbstkostenmoments. 

Bildet  der  Gebrauchswert  die  obere  Grenze  des  Tarifs,  so  wird 
die  untere  Grenze  durch  die  Selbstkosten  gezogen.  Je  größer  die  Zahl 
der  Verkehrsleistungen  wird,  um  so  mehr  tritt  die  Eigenart  des  eiuzelnen 
Verkehrsaktes  zurück,  desto  mehr  bilden  sich  Durchschnittsklassen  her- 
aus, in  die  sich  die  verschiedenen  Verkehrsakte  nach  Leistungseinheiten 
einreihen.  Hieraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  in  den  Preiszusammen- 
stellungen für  die  Benutzer  einer  Verkehrsanstalt,  in  den  „Tarifen",  von 
der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Transportaktes  abzusehen  und  die  Be- 
messung nach  diesen  Durchschnittsklassen  eintreten  zu  lassen  („Gesetz 
der  Nivellierung  im  Tarifwesen")1). 

Die  Anwendung  von  Durschnittssätzen  bildet  in  vielen  Fällen  den 
Übergang  zur  Einführung  von  Einheitssätzen.  Hand  in  Hand  hiermit  geht 
eine  Verminderung  der  Preisabstufungen;  die  Tarife  werden  einfacher 
und  klarer;  die  Tendenz  einer  Vereinheitlichung  der  Preise  tritt  immer 
mehr  hervor. 

In  welcher  Weise  trägt  nun  der  Vereinspakettarif,  der  in  den 
Hauptpunkten  durch  die  Artikel  5,8  und  9  des  Paketvertrags  (vgl.  S.  84ff.) 
bestimmt  wird,  den  verschiedenen  Wert-  und  Kostenelementen  Rechnung? 

Entfernung  und  Gewicht,  die  für  den  Gebrauchswert  und  für  die 
Selbstkosten   von  Bedeutung  sind,    sollen    zunächst  behandelt  werden. 

Die  Gebühr  für  Pakete  beträgt  soviel  mal  50  cts.  für  jede  Sendung, 
als  Verwaltungen  an  der  Landbeförderimg  teilnehmen.  (Hierzu  treten 
g.  F.  noch  die  besonderen  Gebühren  für  die  Seebeförderung  und  die  Zu- 
schlagtaxen2).) Der  Gesamtbeförderungspreis  stellt  sich  demnach  als  ein 
Produkt  dar,  das  sich  zusammensetzt  aus  dem  stets  gleichbleibenden 
Faktor  des  Einheitssatzes  (50  cts.)  und  dem  veränderlichen  Faktor,  der 
durch  die  Zahl  der  an  der  Beförderung  beteiligten  Länder  gegeben  ist. 
(Von  den  u.  U.  hinzutretenden  Seebeförderungsgebühren  und  Zuschlags- 
taxen soll  später  gesprochen  werden.)  Wächst  die  Zahl  der  Länder, 
die  ein  Paket  durchlaufen  muß,  so  wächst  auch  die  zurückzulegende 
Weglänge,  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  daß  die  Ausdehnung  der  ein- 


')  Sax,  Verkehrsmittel  I,  S.  262/3;  van  der  Borglit,  Verkehrswesen,  S.  151. 
»)  Aul.  3,  Art.  5,  S.  84/5. 
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..  Inen  Länder  verschieden  ist  und  daher  die  Beförderungsstrecken  in 
den  einzelnen  Transitländern  bei  gleichen  Gebührensätzen  nicht  gleich 
groß  sind. 

Gleichwohl  wird  die  jetzige  Form,  in  der  das  Entfernungselement 
im  \  ereinspakettarif  zum  Ausdruck  kommt,  gutzuheißen  sein,  weil 
bei  einer  anderen,  die  Entfernung  genauer  berücksichtigenden  Bemessungs- 
form  zahlreiche  Preisabstufungen  und  damit  eine  schwere  Beeinträchti- 
gung, wenn  nicht  Preisgabe  .der  Einheitlichkeit  der  Beförderungsge- 
bühren sowie  der  Einfachheit  und  Klarheit  des  Tarifs  unausbleiblich 
w  ären  l). 

Die  Vereinheitlichung  der  Gewichtsabstufungen  ist  beim  Vereins- 
pak et  verkehr  in  weitem  Umfange  möglich;  denn  die  geringen  Gewichts- 
unterschiede und  der  lebhafte  Verkehr  gestatten  es,  für  Sendungen 
bis  5kg  das  Gewicht  im  allgemeinen  tarifarisch  unberücksichtigt  zu  lassen, 
laue  Ausnahme  ist  auf  dem  letzten  Weltpostkongreß  (Rom  1906)  zu- 
gunsten derjenigen  Einkilo-Pakete,  die  eine  Seebeförderung  erhalten, 
gemacht  worden  (vgl.  S.  27),  für  die  in  keinem  Falle  eine  Seetransitge- 
bühr von  mehr  als  1  fr.  erhoben  werden  soll.  Obwohl  der  Transportpreis 
für  die  Seebeförderung  sich  nicht  unwesentlich  höher  stellt  als  für  die 
Landbeförderung  und  der  Absender  eines  derartigen  Paketes  nur  y5 
des  Höchstgewichtes  in  Anspruch  nimmt,  mußte  er  früher  das  volle 
Porto  für  5  kg  zahlen.  Aus  diesem  Grunde,  und  weil  mit  dem  Sinken 
des  Gewichts  die  Selbstkosten  abnehmen,  wird  man  die  den  Einkilo- 
Paketen  für  die  Seebeförderung  zugestandene  Portoermäßigung,  die  als 
ein  Kompromiß  zwischen  Gebrauchswert  und  Selbstkosten  aufzufassen  ist, 
als  gerechtfertigt  erachten  müssen,  wenn  auch  die  Einfachheit  des 
Tarifs  in  gewissem  Umfange  beeinträchtigt  wird. 

Nachdem  Entfernung  und  Gewicht  in  ihrer  doppelten  Beziehung 
zum  Tarif  —  als  Wert-  und  Selbstkostenelement  —  besprochen  worden 
sind,  sollen  die  besonderen  Wertelemente  (vgl.  S.  61  ff.)  für  die  erhöhte 
Transportleistung  und  in  Verbindung  hiermit,  bzw.  im  Anschluß  hieran, 
die  für  die  Selbstkosten  in  gewissen  Fällen  in  Betracht  kommenden  be- 
sonderen Umstände  (vgl.  S.  63)  in  ihrem  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
des  Vereinspakettarifs  erörtert  werden. 


*)  „Das  finden  wir  aber  bei  allen  Einheitstaxen  (Anmerk.:  daß  nämlich  für 
eine  Sendung  manchmal  auf  eine  kleine  Entfernung  dieselbe  Gebühr  erhoben 
wird  wie  auf  eine  weite  Entfernung),  und  darauf  beruht  ja  gerade  die  Kraft  des 
Weltpostvereins,  daß  ein  Einheitssatz  festgesetzt  worden  ist,  der  auf  nahe  und 
weite  Entfernungen  gilt;  nur  dadurch  ist  es  möglich  geworden,  daß  man  den 
Einheitssatz  so  billig  hat  festsetzen  können"  (aus  der  Antwort  des  Staatssekretärs 
Kraetke  auf  die  Rede  des  Abgeordneten  List  [Eßlingen]  bei  den  Verhandlungen 
des  Reichstages  über  den  Postetat  in  der  Sitzung  vom  23.  März  1912). 


-   65  — 


Neben  Interessenten,  denen  die  Sicherheit,  die  sich  beim  gewöhnlichen 
Betrieb  für  ihre  Sendung  ergibt,  genügt,  fiinden  sich  solche,  die  eine  über- 
durchschnittliche Sicherheit  wünschen.  Daß  ein  Bedürfnis  hierfür  vorliegt, 
folgt  ohne  weiteres  aus  dem  Postgüterverkehr  als  Kleinverkehr,  der  sich 
naturgemäß  auch  auf  hochwertige  Gegenstände  erstreckt1).  Der  Ab- 
sender wird  Waren  im  Einzelfalle,  sei  es  einem  unbekannten  Empfänger, 
sei  es  der  Post  gegenüber,  besonders  sichern  wollen.  In  beiden  Rich- 
tungen bietet  ihm  die  Vereinspaketpost  hierzu  Gelegenheit. 

Ist  es  für  den  Absender  eine  Wichtigkeit,  von  schriftliche  Be- 
stätigung der  Zustellung  seines  Pakets  an  den  Empfänger  zu  erhalten, 
so  läßt  der  Absender  dieses  in  der  Aufschrift  mit  dem  Vermerk  „Avis 
de  reception"  („Rückschein")  versehen3).  Dem  Empfänger  wird  dann 
das  Paket  nur  gegen  Vollziehung  einer  Quittung  (des  Rückscheins)  aus- 
gehändigt, die  dem  Absender  durch  die  Post  übermittelt  wird3).  Die 
besondere  Gebühr  für  das  Verlangen  eines  Rückscheins  beträgt  höchstens 
25  cts.  Da  ein  Betrag  von  25  cts.  als  Entgelt  für  die  gebotene 
besondere  Leistung  keineswegs  als  zu  hoch  bezeichnet  werden 
kann,  so  ist  ein  stichhaltiger  Grund  nicht  einzusehen,  weshalb  den 
Vereinsverwaltungen  ein  Heruntergehen  unter  diesen  Betrag  freigestellt 
ist.  Die  Festsetzung  eines  Einheitssatzes  (25  cts.)  als  Gebühr  für  das 
Verlangen  eines  Rückscheins  wird  daher  anzustreben  sein. 

Oft  wünscht  der  Absender,  Zug  um  Zug  bei  Aushändigung  seiner 
Waren  den  Gegenwert  zu  erhalten.  Er  kann  dies  dadurch  erreichen, 
daß  er  sein  Paket  mit  Nachnahme  belastet.  Die  Post  händigt  in  solchem 
Falle  das  Paket  nur  gegen  Zahlung  des  auf  ihm  vermerkten  Nachnahme- 
betrags aus  und  übermittelt  alsdann  den  eingezogenen  Betrag  im  Wege 
des  Postanweisungsverfahrens  an  den  Absender  des  Pakets.  Von  diesem 
erhebt  die  Post  für  ihre  besonderen  Leistungen  eine  Gebühr,  die  20  cts. 
für  den  unteilbaren  Satz  von  je  20  fr.  nicht  übersteigen  darf.  Diese 
Nachnahmegebühr  wird  zwischen  den  Verwaltungen  des  Aufgabe-  und 
des  Bestimmungslandes  geteilt4).  Die  Zwischenländer  erhalten  für  die 
Beförderung  der  Nachnahme-Postanweisungen  keine  Vergütung,  weil 
Postanweisungen  zu  den  postdienstlichen  Papieren  zählen  und  als  solche 
von  jeglichen  Land-  und  Seetransitkosten  befreit  sind.  Im  Hinblick 
hieraufist  der  Satz  von  20  cts.  für  je  20  fr.  als  sehr  hoch  zu  bezeichnen, 
soweit  es  sich  um  größere  Nachnahmebeträge,  etwa  über  100  fr.  handelt. 
Der  Nachnahmetarif  ist  mit  Rücksicht  auf  das  Selbstkostenmoment  auch 
deshalb  zu  beanstanden,  weil  er  nicht  im  Einklang  mit  der  tatsächlichen  Ge- 


')  Vgl.  Übersicht  auf  S.  30/1,  Spalte:  Pakete  mit  Wertangabe. 

2)  Anl.  3,  Art.  5,  S.  85. 

3)  Anl.  3,  Art.  XI,  S.  92  3. 

4)  Anl.  3,  Art.  8,  S.  85  u.  Art.  XIX,  S.  93. 
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staltung  der  Selbstkosten  steht,  die  nichtvon  20  fr.  zu  20  fr.  in  gleichem Ver-  B 
hältnisse  wachsen.  Es  müßte  vielmehr  ein  Staffeltarif  geschaffen  werden,  eine 
Stufenerv  eiterung  der  A  rt,  daß  sich  die  Grenzen  der  Stufen  nach  oben  zu  er- 
weitern1 .  Die  A-bstufung  der  Gebühr  muß  aus  praktischen  Gründen  in 
größeren  Absätzen  geschehen,  weil  kleine  Unterschiede  ohne  unwirtschaft- 
liche Arbeits-  und  Kostenaufwendungen  überhaupt  nicht  bei  der  Be- 
rechnung  und  Erhebung  der  Gebühren  berücksichtigt  werden  können. 
Bei  dieser  Sachlage  muß  der  formale  Gesichtspunkt  möglichster  bzw. 
absoluter  Gleichmäßigkeit  vor  demjenigen  der  sachlichen  Gerechtigkeit 
zurücktreten.  Die  Nachnahmegebühr  würde  hiernach  etwa  so  zu  staffeln 
sein : 

bis  100  fr.  für  je  20  fr.  20  cts., 
üb.  100   „    bis    200   „  1  fr.  50  cts.. 

„  200  „      „     400  „2  „, 

„  400  „      „     700  „  2  „  50  cts., 

„  700  „      „    1000  „3  „. 

Die  für  diese  Stufen  vorgeschlagenen  Sätze,  die  für  höhere  Nachnahme- 
beträge  eine  wesentliche  Verbilligung  gegenüber  den  jetzigen  Gebühren 
bedeuten,  würden  zweckmäßig  von  allen  Verwaltungen  einheitlich  — 
nicht,  wie  jetzt,  unter  Gewährung  eines  Spielraums  (bis  zu  20  cts.  für 
je  20  fr.)  —  anzuwenden  sein;  ein  zwingender  Grund,  hier  das  Einheits- 
prinzip zu  durchbrechen,  liegt  u.  E.  nicht  vor. 

Daß  es  wünschenswert  ist,  die  Teilnahme  am  Nachnahmedienst  für 
die  Verwaltungen  allgemein  einzuführen,  ist  an  früherer  Stelle  (S.  28 
und  S.  32)  erörtert  worden.  Hier  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  im  Interesse 
einer  weiteren  Vereinheitlichung  und  Ausdehnung  des  Nachnahmeverfahrens 
dahin  gestrebt  werden  muß,  den  zulässigen  Höchstbetrag  der  Nachnahme 
allgemein  auf  1000  fr.  festzusetzen  und  den  Verwaltungen  die  Befugnis 
auf  Beschränkung  dieses  Betrags  (jetzt  auf  500  fr.)  nicht  mehr  zuzu- 
gestehen 2). 

Auch  der  Post  gegenüber  ist  dem  Absender  die  Möglichkeit  ge- 
geben, sich  ein  überdurchschnittliches  Maß  von  Sicherheit  zu  verschaffen, 
dessen  Wirkung  vor  allem  in  der  erhöhten  Ersatzpflicht  der  Post  zum 
Ausdruck  kommt.  Während  bei  gewöhnlichen  Paketen  der  Höchster- 
satzbetrag  auf  25  fr.  festgesetzt  ist,  steigt  er  bei  den  Wertsendungen 
bia  zur  Höhe  der  Wertangabe3).  Die  Versicherungsgebühr  beträgt  für 
den  unteilbaren  Betrag  von  300  fr.:  5  cts.  für  jede  an  der  Land-,  10  cts. 
für  jede   an    der  Seebeförderung  teilnehmende  Verwaltung4).    Bei  der 

Ähnlich  liefen  die  Verhältnisse  beim  internationalen  Postanweisungstarif. 

2)  Anl.  3,  Art.  8,  S.  85. 

3)  Anl.  3,  Art.  15,  S.  86. 
*)  Anl.  3,  Art.  5,  S.  84. 
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Beförderung  von  Sendungen  mit  Wertangabe  tritt  die  Vereinspaketpost 
zugleich  als  Versicherungsanstalt  auf;  die  Postversicherungsgebühr  trägt 
daher  den  Charakter  einer  Versicherungsprämie.    Als  Bemessungsgrund- 
lage  hat,   da   die  Entfernung   und   eintretendenfalls  das  Gewicht  beim 
Porto  (Transportpreis)  Berücksichtigung  zu  finden  haben,  der  angegebene 
Wert    des    Pakets    zu    dienen.     Zur    Ausführung    der  übernommenen 
Leistung,    nämlich    zur   gesicherten   Überkunft    der   Pakete,    sind  bei 
höheren  Werten,  entsprechend  der  Zunahme  der  Verantwortlichkeit  bzw. 
der  Erhöhung  der  Haftpflicht,  besondere  Wertgelasse,   sorgfältigere  Be- 
handlung der  Sendungen,   überhaupt  erhöhte  Sicherheitsmaßregeln  not- 
wendig.   Diese  verursachen  für  die  Seebeförderung  höhere  Aufwendungen 
als  für  die  Landbeförderung.    Rein   theoretisch  betrachtet,    würde  die 
Versicherungsgebühr   am    richtigsten   nach  Prozenten   des  angegebenen 
Wertes   zu  bemessen  sein.    Hiergegen  bestehen  aber  vom  Standpunkte 
der  Praxis  aus  Bedenken.    Die  Berechnung  und  Einziehung  der  Gebühr 
würde   alsdann   zu  umständlich   sein   (nicht   abgerundete  Beträge)  und 
dadurch  den  technischen  Betrieb  erschweren.    Deshalb  setzt  man  zweck- 
mäßig für   einen   bestimmten  Wertbetrag   einen  Einheitssatz   fest  und 
berechnet  hiernach  die  Gebühr  bei  höheren  Beträgen.    Der  Versicherungs- 
tarif der  Vereinspaketpost  trägt   diesen  Forderungen  nach  Möglichkeit 
Rechnung.     Daß   ein   absoluter  Einheitssatz   nicht  in   Frage  kommen 
kann,  ergibt  sich  aus  dem  schon  erwähnten  Unterschiede  in  den  Kosten 
für  die  Durchführung  der  Versicherungsleistung  bei  der  Land-  und  bei 
der  Seebeförderung.    Auch  der  Umstand,   daß   die  Versicherungsgebühr 
für  jedes   an   der  Beförderung  beteiligte  Land  erhoben  wird,   muß  im 
Hinblick   darauf  als   gerechtfertigt  erachtet  werden,   daß  jedem  Lande 
aus  der  Behandlung  der  Pakete  als  Wertsendungen  besondere  Kosten 
und  das  gleiche  Risiko  erwachsen. 

Gegen  die  jetzt  bestehende  Bemessung  der  Versicherungsgebühr 
sind  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  berechtigte  Einwendungen 
nicht  zu  erheben.  Wie  beim  Nachnahme-,  so  ist  auch  beim  Wertdienst 
den  Vereinsverwaltungen  die  Teilnahme  hieran  freigestellt.  Daß  es 
erwünscht  ist,  den  Wertbeförderungsdienst  allgemein  einzuführen,  ist 
bereits  an  früherer  Stelle  (S.  28  und  S.  32)  erwähnt  worden. 

Außer  nach  der  Sicherheit  läßt  sich  der  Wert  der  Leistung  der 
Vereinspaketpost  nach  der  Schnelligkeit  differenzieren.  Der  Wert  der 
Kleingüterbeförderung  der  Post  wächst  beispielsweise  für  einzelne 
Produktionszweige  in  dem  Maße,  als  ihre  Erzeugnisse  einem  schnellen 
(natürlichen)  Verderb  ausgesetzt  sind  und  daher  einen  besonders  raschen 
Versand  beanspruchen.  Eine  außergewöhnliche  Schnelligkeit  kann  bei 
der  Paketpost  nach  zwei  Richtungen  geboten  werden,  einmal  dadurch, 
daß  die  Beförderung  auf  dem  schnellsten  sich  darbietenden  Postwege  — 
unter  Benutzung  solcher  Transportmittel,  die  sonst  nur  zur  Beförderung 
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dw  Briefpost  dienen  —  stattfindet,  sodann  dadurch,  daß  eine  be- 
schleunigte Bestellung  am  Bestimmungsorte,  dem  die  Pakete  auf  dem 
gewöhnlichen  Wege  zugeführt  werden,  erfolgt.  Die  dem  erstbezeichneten 
Verfahren  unterworfenen  Sendungen  werden  „dringende",  die  nach  dem 
zw  eiten  Verfahrenbehandelten  „eilige"Pakete(auch„Eilsendungen")genannt. 

Dem  Bedürfnis  nach  einer  überdurchschnittlichen  Schnelligkeit 
trägt  die  Vereinspaketpost  insofern  Rechnung,  als  sie  Eilsendungen 
zuläßt1).  Die  hierdurch  eintretende  Werterhöhung  der  Leistung  recht- 
fertigt die  Erhebung  einer  besonderen  Gebühr  (50  cts.)  für  die  Eilbe- 
stell im g.  Wie  für  den  Nachahme-  und  den  Wertdienst,  so  muß  auch 
für  die  Eilbestellung,  deren  Einführung  jetzt  ebenfalls  in  das  Belieben 
der  Vereinsverwaltungen  gestellt  ist,  die  allgemeine  Ausübung  angestrebt 
werden. 

Daß  die  Vereinspaketpost  dringende  Sendungen  nicht  zuläßt,  muß 
im  Hinblick  darauf  als  gerechtfertigt  anerkannt  werden,  daß  nur  in 
Ländern  mit  hochentwickeltem  Verkehrswesen  solche  gesteigerte  Schnellig- 
keitsleistungen geboten  wrerden,  welche  die  durchschnittliche  gewöhnliche 
Dauer  des  Transports  in  erheblichem  Maße  übertreffen.  Da  die 
Schnelligkeit  der  Beförderung  naturgemäß  nur  dann  bei  der  Feststellung 
der  Preise  berücksichtigt  werden  darf,  wenn  der  Unterschied  zwischen 
gewöhnlicher  und  überdurchschnittlicher  Schnelligkeit  bedeutend  ist, 
so  daß  der  Gebrauchswert  der  Transportleistung  in  nennenswertem 
Umfang  erhöht  wird,  die  Voraussetzungen  hierfür  aber  nur  bei  einem 
Teile  der  Vereinsverwaltungen  gegeben  sind,  so  verbietet  sich  die  Ein. 
führung  dringender  Sendungen  für  die  Vereinspaketpost.  Das  hindert 
aber  keineswegs,  daß  kulturell  hochstehende  Länder  in  ihrem  gegen- 
seitigem Verkehr  derartige  Pakete  zulassen,  wozu  sie  nach  Artikel  19 
des  Vereinspaketvertrags2)  berechtigt  sind3). 

Neben  besonderen  Wertelementen  kommen,  wie  früher  erwähnt, 
besondere  Selbstkostenelemente  für  die  Tarifbildung  in  Betracht  (vgl. 
S.  64). 

Art  und  Beschaffenheit  gewisser  Sendungen  wirken  verteuernd 
auf  den  Dienstbetrieb.  Umfangreiche  Sendungen,  die  viel  Platz  bean- 
spruchen und  infolgedessen  eine  genügende  Ausnutzung  der  Tragfähigkeit 
der  Fahrzeuge  erschweren  oder  verhindern,  gehören  hierher,  ebenso 
solche  Güter,  die  eine  besonders  sorgfältige  Behandlung  erfordern  (z.  B. 
Pakete  mit  lebenden  Tieren).    Derartige  Sendungen  werden  mit  dem 

>)  Anl.  3,  Art.  9,  S.  85/6. 

2)  vergl.  Anl.  3,  S.  87/8. 

3)  Beispielsweise  hat  Deutschland  im  Verkehr  mit  Dänemark,  Luxemburg 
Österreich-Ungarn  (hier  allerdings  nur  für  Pakete  mit  Fischlaich)  und  Schweden 
dringende  Pakete  gegen  eine  besondere  Gebühr  von  1  Mark  für  jede  Sendung 

zugelassen. 
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Sammelnamen  „sperrige  Pakete"  („colis  encombrants") ')  bezeichnet;  sie 
verursachen  eine  erhebliche  Steigerung  der  Selbstkosten  und  müssen 
daher  höher  tarifiert  werden.  Die  Erhebung  eines  Portozuschlages 
(50  v.  H.)  für  sperrige  Pakete  ist  daher  gerechtfertigt2). 

Daß  die  Seebeförderung  besondere  Kosten  verursacht  und  daher 
die  Erhebung  besonderer  Seebeförderungsgebühren  (25  cts.  bis  2  fr.,  je 
nach  der  Länge  der  Beförderungsstrecke)  geboten  ist,  ist  bereits 
(S.  51)  erörtert  worden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Zuschlaggebühren3).  Sie  waren 
ursprünglich  in  der  Hauptsache  zugelassen  worden,  um  einzelnen 
Ländern,  denen  die  Einführung  des  Yereinspaketdienstes  außergewöhnlich 
hohe  Kosten  verursachte,  den  Anschluß  an  die  Vereinspaketpost  zu  er- 
leichtern; sie  waren  als  Übergangsmaßregel  gedacht  und  sollten  nach 
und  nach  wegfallen  (vgl.  S.  24/5).  Statt  dessen  sind  die  Zuschlagtaxen 
nicht  nur  nicht  zurückgegangen,  sondern  haben  eine  größere  Ausdehnung  ge- 
nommen. Wie  die  früheren  Ausführungen  über  das  Gebühren wesen 
gezeigt  haben  dürften,  liegt  es  dem  Verfasser  fern,  den  formalen  Ge- 
sichtspunkt absoluter  Gleichmäßigkeit  in  übertriebener  Weise  zu  betonen. 
Es  dürften  aber  doch  wesentliche  Bedenken  dagegen  geltend  zu  machen 
sein,  das  System  der  Zuschlagtaxen,  zumal  in  der  heutigen  Ausdehnung, 
beizubehalten.  Denn  die  Einheitlichkeit  der  Portosätze,  und  damit  die 
Einfachheit  und  Übersichtlichkeit  des  Vereinspakettarifs,  wird  durch  die 
Zuschlagtaxen  sehr  beeinträchtigt,  obwohl  ein  ausreichender  Grund  zu 
einer  solchen  Benachteiligung  der  gleichmäßigen  Ausgestaltung  des  Ge- 
bührenwesens nicht  vorliegt.  Mag  die  Befugnis  zur  Erhebung  eines 
Zuschlags  einem  einzelnen  Lande  aus  besonderen  Gründen  vorübergehend 
zuerkannt  werden  —  vor  allem  aus  dem  vorher  angeführten  Grunde: 
um  ihm  den  Anschluß  an  die  Vereinspaketpost  zu  erleichtern  — ,  auf 
die  Dauer  und  in  größerem  Umfange  wdrken  die  Zuschlagtaxen  auf  die 
Entwicklung  der  Vereinspaketpost  nachteilig  ein.  Daher  muß  ihre 
baldige  Einschränkung  und  ihre  allmähliche  völlige  Beseitigung  ange- 
strebt werden. 


»)  Anl.  3,  Art.  III,  S.  91/2. 

2)  Anl.  3,  Art.  5,  S.  84. 

3)  Anlage  3,  Art.  5,  S.  84/5  und  Art.  III,  S.  90/1. 


Schluß. 


§  12.  Zusammenfassung  des  Ergebnisses  der  Abhandlung. 

1.  Die  internationale  Kleingüterbeförderung  entbehrte  vor  dem 
Jahre  1880  jeglicher  einheitlichen  Organisation.  Sie  war  in  der  Haupt- 
sache dem  Privatbetrieb  überlassen.  Die  Beteiligung  zahlreicher  Privat- 
unternehmungen trat  besonders  in  den  Versendungsbedingungen  und  in 
den  Tarifen  in  Erscheinung;  es  herrschte  hierbei  eine  große  Mannig- 
faltigkeit, die  den  internationalen  Kleingüterverkehr  außerordentlich  er- 
schwerte. Sollte  hierin  Wandel  eintreten,  so  mußte  eine  staatliche 
Organisation  geschaffen  werden.  Auf  Anregung  Deutschlands,  das  den 
Weltpostvereinsstaaten  einen  Entwurf  zum  Abschluß  eines  internationalen 
Paketvertrags  vorlegte,  zog  der  Weltpostverein  die  internationale  Klein- 
güterbeförderung in  seinen  Tätigkeitsbereich,  organisierte  sie  in  der 
Vereinspaketpost  (Pariser  Postkonferenz  1880). 

Die  natürliche  Anziehungskraft  des  in  der  Vereinspaketpost  ver- 
körperten Gedankens:  das  Gesamtgebiet  der  vertragschließenden  Staaten 
bildet  ein  einziges  Verkehrsgebiet,  innerhalb  dessen  nicht  nur  die 
Transitfreiheit  des  internationalen  Paketaustausches  gewährleistet,  sondern 
auch  die  gleichmäßige  Behandlung,  aller  Pakete  in  der  Hauptsache  ge- 
sichert ist,  führte  der  Vereinspaketpost  in  rascher  Folge  neue  Mitglieder 
zu.  Günstig  wie  dieses  äußere  Wachstum  war  auch  die  innere  Ent- 
wicklung. Die  Verkehrsverbesserungen,  die  nach  und  nach  im  Vereins- 
paketdienst Eingang  fanden,  vor  allem:  Zulassung  des  Wert-  und  des 
Nachnahmedienstes,  der  Eilbestellung,  haben  hierzu  in  hohem  Grade 
beigetragen.  Allerdings  sind  sie,  da  der  Postvertrag  den  Vereins- 
mitgliedern in  diesen  Fragen  freie  Hand  läßt,  nicht  dem  ganzen  Ver- 
einspaketverkehr zugute  gekommen,  sondern  nur  dem  gegenseitigen 
Verkehr   der   Länder,    welche    die    Verbesserungen    eingeführt  haben. 

Im  Interesse  der  organischen  Weiterbildung  der  Vereinspaketpost 
muß  die  allgemeine  Einführung  dieser  Verkehrsverbesserungen,  die  sich 
in  jeder  Beziehung  bewährt  haben  und  daher  an  sich  schon  eine  reiche 
Werbekraft  enthalten,  angestrebt  werden.  Aus  dem  gleichen  Grunde 
ist  die  Erhöhung  des  jetzigen  Meistgewichts  von  5  auf  10  kg  geboten. 
Da  es  sich  bei  den  Sendungen  von  5  bis  10  kg  nur  um  geringe  Ge- 
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wichtsunterschiede  (die  gleichen  wie  für  Pakete  bis  5  kg)  handelt,  so 
ist  eine  Steigerung  des  Portos  mit  jedem  kg  nicht  erforderlich.  Die- 
selben Gründe,  die  für  die  Einführung  einheitlicher,  nur  auf  dem  Ent- 
fernungselement beruhenden  Portosätze  bei  den  Sendungen  bis  5  kg 
entscheidend  sind,  treffen  in  gleicher  Weise  bei  den  Paketen  von  mehr 
als  5  bis  10  kg  zu.  Es  müssen  deshalb  auch  für  diese  Sendungen  auf 
Durchschnittsklassen  sich  aufbauende  Einheitssätze  nach  denselben 
Grundsätzen  wie  für  die  Pakete  bis  5  kg  geschaffen  werden.  Der  ge- 
gebenenfalls   zu  leistende    Schadenersatz    ist    einheitlich  festzusetzen. 

2.  Die  Weltpostvereinsstaaten,  die  aus  irgendwelchen  Gründen 
heute  der  Vereinspaketpost  noch  fernstehen,  haben  sich  der  werbenden 
Kraft,  die  ihr  innewohnt,  nicht  entziehen  können:  sind  sie  auch  der 
Vereinspaketpost  nicht  beigetreten,  so  haben  sie  doch  einen  Paketaus- 
tausch mit  anderen  Ländern  auf  Grund  von  Sonderabkommen  ins  Leben 
gerufen.  Diese  Sonderabkommen,  die  dem  Vereinspaketvertrage  nach- 
gebildet sind,  pflegen  den  Anschluß  an  das  Netz  der  Vereinspaketpost 
vorzubereiten. 

3.  Zwischen  einer  beschränkten  Anzahl  von  Ländern  des  Weltpost- 
vereins besteht  noch  von  früher  her  ein  internationaler  „Postfrachtstück- 
dienst", der  solche  Paketsendungen  umfaßt,  die  sich  aus  irgendeinem 
Grunde  zur  Beförderung  als  Postpakete  nicht  eignen.  Dieser  Eracht- 
stückdienst entbehrt  der  Einheitlichkeit  der  Versendungsbedingungen, 
wie  sie  in  der  Vereinspaketpost  besteht;  auch  benachteiligt  der  Um- 
stand, daß,  weil  zahlreiche  Zwischenländer  sich  an  dem  Frachtstück- 
dienst nicht  beteiligen,  in  großem  Umfange  Privatspediteure  zur  Mit- 
wirkung herangezogen  werden  müssen,  die  Schnelligkeit  und  Billigkeit 
dieser  Verkehrseinrichtung;  im  weiteren  erstreckt  sich  der  Frachtstück- 
dienst auch  auf  solche  Sendungen  (bis  50  kg),  die  als  Schwergüter  an- 
zusehen und  daher  für  einen  postmäßigen  Versand  nicht  geeignet  sind. 
Gleichwohl  werden  die  Postverwaltungen,  die  den  Frachtstückdienst 
eingeführt  haben,  ihn  wenigstens  für  geringwichtige,  postmäßige 
Sendungen  solange  beizubehalten  haben,  bis  die  unter  Punkt  1  auf- 
gestellten Forderungen  für  den  Vereinspaketverkehr  verwirklicht  und 
damit  die  Gründe  für  die  Beibehaltung  des  Postfrachtstückdienstes  weg- 
gefallen sind. 

4.  Die  Vereinspaketpost  bedient  sich  bei  der  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben zwar  in  ausgedehntem  Umfange  der  Hilfsmittel,  die  sich  ihr  im 
Eisenbahn-  und  Schiffsverkehr  bieten,  jedoch  sind  diese  beiden  Ver- 
kehrsmittel nicht  geeignet,  die  Tätigkeit  der  Vereinspaketpost  zu  über- 
nehmen, weil  sie  nicht  imstande  sind,  die  Beförderung  einheitlich  in 
derselben  Weise  schnell,  sicher  und  billig  zu  vermitteln,  wie  es  die 
Post  mit  Hilfe  ihres  dichten  Verkehrsnetzes  und  in  Verbindung  mit 
ihren  übrigen  Betriebszweigen  auf  der  Grundlage  aller  Verkehrsmittel 
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vermag  (vgl.  S.  33ff.).  Für  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  An- 
biederung der  internationalen  Kleingüterbeförderung  an  die  Post  ist 
sodann  der  Umstand  von  Bedeutung,  daß  der  Post  in  viel  höherem 
(I  ratio  als  irgend  einer  anderen  Verkehrsunternehmung  der  Drang  nach 
Kmheitliehkeit  eigen  ist. 

.').  Neben  Eisenbahn  und  Schiffahrt  hat  die  Vereinspak etpo^t  auch 
die  ihr  im  Landstraßenverkehr  gebotenen  Transportmöglichkeiten  zu 
benutzen.  Wie  die  Vereinspaketpost  keine  dieser  drei  Verkehrsmittel 
entbehren  kann,  so  bildet  sie  durch  zweckmäßige  Benutzung  und  Kombi- 
nation derselben  ein  geschlossenes  großes  Verkehrsnetz  für  den  inter- 
nationalen Kleingüterdienst. 

6.  Die  Grundzüge  des  Weltpostvertrags  als  der  allgemeinen  Grund- 
lage für  den  gesamten  internationalen  Postverkehr:  Zusammenschluß 
der  Vereinsstaaten  zu  einem  einheitlichen  Postverkehrsgebiete,  Freiheit 
des  Transits,  Bindung  der  Transitgebühren,  Einheitlichkeit  der  Porto- 
sätze, sind  in  den  Vereinspaketvertrag  übergegangen  ;  soweit  Abweichungen 
bestehen,  handelt  es  sich  um  nicht  wesentliche,  durch  die  besondere 
Natur  der  Paketbeförderung  gebotene  Modifikationen. 

7.  Der  Vereinspaketvertrag  bildet  die  besondere  Grundlage  für 
die  Vereinspaketpost.  Er  zerfällt  in  2  Abschnitte,  von  denen  der  erste 
die  Grundzüge  feststellt,  nach  denen  der  Austausch  der  Pakete  erfolgen 
soll,  der  zweite  die  Verfassung  des  Paketvereins  zum  Gegenstande  hat. 
In  dem  Paketvertrag  (wie  auch  im  Weltpostvertrag)  ist  das  Prinzip 
der  Gleichberechtigung  im  allgemeinen  gewahrt.  Eine  Ausnahme  ist 
jedoch  zugunsten  der  Länder  mit  größerem  überseeischen  Kolonial- 
besitz gemacht  worden,  um  den  besonderen  Interessen  der  Kolonial- 
gebiete besser  Rechnung  tragen  zu  können. 

Wie  der  Weltpostvertrag,  so  trägt  auch  der  Paketvertrag  dem 
Bedürfnisse  seiner  Mitglieder  nach  freier  Bewegung  Rechnung,  dadurch, 
daß  er  seinen  Mitgliedern  gestattet,  zur  Herabsetzung  der  Gebühren 
oder  zu  jeder  anderen  Verbesserung  des  Paketdienstes  besondere  Ver- 
träge untereinander  bestehen  zu  lassen  oder  abzuschließen  sowie  engere 
Vereine  zu  erhalten  oder  zu  gründen.  Von  der  so  gebotenen  Gelegen- 
heit zur  Individualisierung  der  Verkehrsbeziehungen  ist  von  den  Vereins- 
ländern mehrfach  Gebrauch  gemacht  worden. 

8.  Als  Finanzprinzipien  können  für  die  Vereinspaketpost  nur  das 
Gebühren-  oder  das  privatwirtschaftliche  Prinzip,  oder  Kombinationen 
zwischen  beiden  in  Frage  kommen.  Alle  die  Umstände,  die  auf  die 
Wahl  des  Verwaltungsgrundsatzes  einwirken,  machen  sich  für  die  Ver- 
einspaketpost, die  ein  Verwaltungsgebiet  im  eigentlichen  Sinne  nicht 
besitzt,  unmittelbar  nicht  geltend,  treten  vielmehr  mittelbar  in  Er- 
scheinung, dadurch,  daß  der  internationale  Paketverein  durch  die  Ge- 
samtheit seiner  Mitglieder  seine  Tarifbestimmungen  trifft.    Der  hierbei 
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zutage  tretenden  Neigung  nach  Berücksichtigung  spezieller  Verkehrs- 
interessen seitens  einzelner  Staaten  steht  die  internationale  Interessen- 
solidarität der  Gesamtheit  der  Mitglieder  gegenüber,  die  bisher  im 
großen  ganzen  (eine  Ausnahme  machen  die  „Zuschlagtaxen"  [vgl.  Punkt  9 
unter  d])   über   die  Sonderbestrebungen   einzelner  Staaten  gesiegt  hat. 

Für  die  Vereinspaketpost  besteht  ein  tatsächliches  Monopol;  die 
von  ihr  erhobenen  Preise  sind  zu  den  Monopolpreisen  zu  rechnen  und 
werden  daher  vorzugsweise  einseitig  —  durch  den  Monopolinhaber  (die 
Gesamtheit  der  Vereinsverwaltungen)  —  festgesetzt.  Als  Preis- 
bestimmungsgrundlagen  kommen  hauptsächlich  das  Wert-  und  das 
Selbstkostenmoment  in  Frage. 

9*  Hinsichtlich  der  Weiterbildung  des  Vereinspakettarifs  sind 
folgende  Forderungen  zu  stellen: 

a)  Festsetzung  einer  Einheits gebühr  für  das  Verlangen  eines 
„Rückscheins"  („Avis  de  reception"). 

b)  Anderweitige  Bemessung  der  Nachnahmegebühr,  die  zur  Zeit 
für  größere  Nachnahmebeträge  zu  hoch  angesetzt  ist.  Es  wird  folgender 
Nachnahmetarif  vorgeschlagen: 

bis  100  fr.  für  je  20  fr.         20  cts., 
über  100  „    bis    200  „  1  fr.  50  „  , 
„    200  „     „     400  „  2  „  -  „  , 
„    400  „     „     700  „  2  „  50  „  , 
„    700  „     „    1000  „  3  „  -  „  . 
Diese  Sätze  sind  von  allen  Verwaltungen  einheitlich —  nicht,  wie 
jetzt,  unter  Gewährung  eines  Spielraums  —  anzuwenden.    Im  weiteren 
ist  der  Höchstbetrag   der  Nachnahme    allgemein    auf  1000fr.  fest- 
zusetzen und  den  Verwaltungen   die  Befugnis  auf  Beschränkung  dieses 
Betrags  (jetzt  auf  500  fr.)  nicht  mehr  zuzugestehen. 

c)  Für  die  im  Vereinspaketverkehr  allgemein  einzuführenden 
Sendungen  von  mehr  als  5  bis  10  kg  (vgl.  Punkt  1)  sind  auf  dem 
Entfernungsmoment  sich  aufbauende  und  auf  Durchschnittsklassen  be- 
ruhende Einheitssätze  zu  bilden;  es  haben  hier  also  dieselben  Grund- 
sätze Anwendung  zu  finden,  die  heute  für  die  Tarifbildung  bei  den 
Sendungen  bis  5  kg  maßgebend  sind. 

d)  Die  zur  Zeit  in  größerem  Umfauge  erhobenen  Zuschlagtaxen 
wirken  dem  Grundsatze  der  Eiuheitlichkeit  der  Vereinspaketgebühren 
und  damit  der  Einfachheit  und  Klarheit  des  Tarifs  entgegen.  Es  ist 
daher  ihre  baldige  Einschränkung  und  allmähliche  völlige  Beseitigung 
zu  erstreben. 


Villa»«'  1. 


Geschichtstafel  des  Weltpostvereins. 

1.  Kongreß  Bern.  1874. 

Vertrag  vom  9.  Oktober  1874:  Gründimg  des  „Allgemeinen  Post- 
vereins".  In  Kraft  getreten  1.  Juli  1875. 

2.  Konferenz  Bern.  1876. 

Übereinkommen  vom  27.  Januar  1876,  betreffend  den  Eintritt 
Britisch-Indiens  und  der  Französischen  Kolonien  in  den  Allgemeinen 
Postverein.    In  Kraft  getreten  1.  Juli  1876. 

3.  Kongreß  Paris.  1878. 

a)  Weltpostvertrag  vom  1.  Juni  1878:  Der  „Allgemeine  Postverein'1 
erhält  die  Bezeichnung  „Weltpostverein". 

b)  Hinzutreten: 

1.  Ubereinkommen  vom  1.  Juni  1878,  betreffend  den  Austausch  von 
Briefen  mit  Wertangabe; 

2.  Übereinkommen  vom  4.  Juni  1878,  betreffend  den  Austausch  von 
Postanweisungen. 

Sämtlich  in  Kraft  getreten  1.  April  1879. 

4.  Konferenz  Paris.  1880. 

Vertrag  vom  3.  November  1880,  betreffend  den  Austausch  von  Post- 
paketen.   In  Kraft  getreten  1.  Oktober  1881. 

5.  Kongreß  Lissabon.  1885. 

a)  Zusatzabkommen  vom  21.  März  1885  zum  Weltpostvertrag  und  zu 
den  Nebenabkommen,  betreffend  den  Austausch  von  Briefen  mit 
Wertangabe,  von  Postanweisungen  und  von  Postpaketen; 

b)  Hinzutreten: 

1.  Übereinkommen    vom    21.    März    1885,    betreffend    den  Post- 
auftragsdienst. 

2.  Übereinkommen  vom  21.  März  1885,  betreffend  die  Einführung 
von  iVusweisbüchern  im  internationalen  Postverkehr. 

Sämtlich  in  Kraft  getreten  1.  April  1886. 

6.  Konferenz  Brüssel.  1890. 

Vorbereitung  des  Zeitungs-Übereinkommens  (s.  unter  7b). 

7.  Kongreß  Wien.  1891. 

a)  Erneut  unterm  4.  Juli  1891:  Weltpostvertrag;  Übereinkommen,  be- 
treffend den  Austausch  von  Briefen  und  Kästchen  mit  Wertangabe; 
Übereinkommen,  betreffend  den  Postanweisungsdienst;  Vertrag,  be- 
treffend den  Austausch  von  Postpaketen;  Übereinkommen,  betreffend 
den  Postauftragsdienst,  und  Übereinkommen,  betreffend  die  Ausweis- 
bücher.   In  Kraft  getreten  1.  Juli  1892. 


b)  Hinzutreten:  Übereinkommen  vom  4.  Juli  1891,  betreffend  den  Post- 
bezug von  Zeitungen  und  Zeitschriften. 

In  Kraft  getreten  1.  Januar  1893. 

8.  Kongreß  Washington.  1897. 

Erneuert  unterm  15.  Juni  1897:  Weltpostvertrag  und  sämtliche 
Nebenabkommen. 

In  Kraft  getreten  1.  Januar  1899. 

9.  Kongreß  Rom.  1906. 

Erneuert  unterm  26.  Mai  1906:  Weltpostvertrag  und  sämtliche 
Nebenabkommen. 

In  Kraft  getreten  1.  Oktober  1907. 


Anlage  2. 


Weltpostvertrag. 

Rom,  den  26.  Mai  1906. 
(Reichs-Gesetzblatt  1907,  S.  593  ff.) 
(Auszug). 

Artikel  1. 
Begriff  „Weltpostverein". 
Die  Länder,  zwischen  denen  der  gegenwärtige  Vertrag  abgeschlossen 
ist,  sowie  diejenigen,  die  ihm  in  Zukunft  beitreten,  bilden  für  den  gegen- 
seitigen Austausch  der  Briefsendungen  zwischen  ihren  Postanstalten  ein 
einziges  Postgebiet,  das  den  Namen  „Weltpostverein"  führt. 

Artikel  2. 
Gegenstände  des  Vertrags. 
Die  Bestimmungen  dieses  Vertrags  erstrecken  sich  auf  Briefe,  ein- 
fache Postkarten,  Postkarten  mit  bezahlter  Antwort,  Drucksachen  jeder 
Art,  Geschäftspapiere  und  Warenproben,  die  aus  einem  der  Vereins- 
länder herrühren  und  nach  einem  anderen  von  ihnen  gerichtet  sind.  Sie 
gelten  auch  für  den  Postaustausch  dieser  Sendungen  zwischen  den  Vereins- 
ländern und  den  dem  Vereine  nicht  angehörigen  Ländern,  wenn  an 
dem  Austausche  mindestens  zwei  der  vertragschließenden  Länder  be- 
teiligt sind. 

Artikel  4. 
Transitk  osten. 

1.  Die  Freiheit  des  Transits  ist  im  gesamten  Vereinsgebiete 
gewährleistet. 

2.  Infolgedessen  können  die  verschiedenen  Vereins-Postverwaltungen 
durch  Vermittlung  einer  oder  mehrerer  von  ihnen  je  nach  dem  Verkehrs- 
bedürfnis und  den  Erfordernissen  des  Postdienstes  einander  geschlossene 
Briefposten  oder  Briefschaften  in  offenem  Transit  übersenden. 

3.  Briefschaften,  die  zwischen  zwei  Vereinsverwaltungen  in  ge- 
schlossenen Briefposten  durch  die  Postverbindungen  einer  oder 
mehrerer  anderer  Vereinsverwaltungen  ausgetauscht  werden,  unterliegen 
zugunsten  jedes  der  Durchgangsländer  oder  der  Länder,  deren  Post- 
Verbindungen  bei  der  Beförderung  beteiligt  sind,  den  nachstehenden 
Transitkosten: 
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1.  für  die  Landbeförderung: 

a)  1  Franken  50  Centimen  für  das  Kilogramm  Briefe  und 
Postkarten  und  20  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer 
Sendungen,  wenn  die  zurückgelegte  Entfernung  3000  Kilometer 
nicht  übersteigt; 

b)  3  Franken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  und 
40  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer  Sendungen,  wenn 
die  zurückgelegte  Entfernung  größer  als  3000  Kilometer  ist, 
aber  6000  Kilometer  nicht  übersteigt; 

c)  4  Franken  50  Centimen  für  das  Kilogramm  Briefe  und 
Postkarten  und  60  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer 
Sendungen,  wenn  die  zurückgelegte  Entfernung  größer  als 
6000  Kilometer  ist,   aber  9000  Kilometer  nicht  übersteigt; 

d)  6  Franken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  und 
80  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer  Sendungen,  wenn 
die  zurückgelegte  Entfernung  9000  Kilometer  übersteigt. 

2.  für  die  Seebeförderung; 

a)  1  Franken  50  Centimen  für  das  Kilogramm  Briefe  und 
Postkarten  und  20  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer 
Sendungen,  wenn  die  Beförderungsstrecke  300  Seemeilen 
nicht  übersteigt.  Die  Seebeförderung  für  eine  Strecke  von 
nicht  mehr  als  300  Seemeilen  ist  jedoch  unentgeltlich,  wenn 
die  beteiligte  Verwaltung  für  die  Beförderung  der  Brief- 
posten schon  die  Landtransitvergütung  empfängt ; 

b)  4  Franken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  und 
50  Centimen  für  das  Kilogramm  anderer  Sendungen  bei 
Beförderungsstrecken  von  mehr  als  300  Seemeilen  zwischen 
europäischen  Ländern,  zwischen  Europa  und  den  afrikanischen 
und  asiatischen  Hafenplätzen  am  Mittelländischen  und  am 
Schwarzen  Meer  oder  zwischen  diesen  Hafenplätzen  unter- 
einander und  zwischen  Europa  und  Nordamerika.  Die  gleichen 
Sätze  gelten  in  dem  gesamten  Bereiche  des  Vereins  für  die 
Beförderungen  zwischen  zwei  Hafenplätzen  ein-  und  desselben 
Staates  sowie  zwischen  den  durch  ein  und  dieselbe  Dampfer- 
linie miteinander  verbundenen  Hafenplätzen  zweier  Staaten, 
wenn  die  Seebeförderung  nicht  mehr  als  1500  Seemeilen 
beträgt; 

c)  8  Franken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  und 
1  Franken  für  das  Kilogramm  anderer  Sendungen  für  alle 
Beförderungen,  die  nicht  zu  den  in  den  vorstehenden  Ab- 
sätzen a  und  b  aufgeführten  Fällen  gehören. 

Wenn  die  Seebeförderung  von  zwei  oder  mehreren  Verwaltungen 
besorgt  wird,  dürfen  die  Kosten  für  die  gesamte  Beförderung  8  Franken 
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für  das  Kilogramm  Briete  und  Postkarten  und  1  Franken  für  das 
Kilogramm  anderer  Sendungen  nicht  übersteigen.  Diese  Kosten  werden 
unter  die  Verwaltungen,  die  an  der  Beförderung  teilnehmen  nach  dem 
Verhältnisse  der  zurückgelegten  Entfernungen  verteilt;  doch  können  hier- 
über /wischen  den  Beteiligten  abweichende  Vereinbarungen  getroffen 
werden. 

1.  Briefschaften,  die  in  offenem  Transit  zwischen  zwei  Vereins- 
verwal tungen  ausgetauscht  werden,  unterliegen  ohne  Rücksicht  auf 
(Gewicht  und  Bestimmungsland  folgenden  Transitkosten: 

Briefe  6    Centimen  das  Stück 

Postkarten  ....  2%  „  „  „ 
andere  Sendungen  .    .    2'/2        „         ,,  „ 

.").  Die  im  gegenwärtigen  Artikel  angegebenen  Transitsätze  gelten 
nicht  für  Postbeförderungen  innerhalb  des  Vereins  durch  solche  außer- 
gewöhnlichen Verbindungen,  die  von  einer  Verwaltung  auf  Verlangen 
einer  oder  mehrerer  anderer  Verwaltungen  besonders  hergestellt  oder 
unterhalten  werden.  Die  Bedingungen  für  diese  Art  von  Postbe- 
förderungen werden  zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  in  freier 
Vereinbarung  geregelt. 

Außerdem  wird  überall,  wo  der  Land-  oder  Seetransit  gegen- 
wärtig unentgeltlich  oder  unter  vorteilhafteren  Bedingungen  stattfindet, 
dieses  Verhältnis  beibehalten. 

Doch  können  auf  Landtransitbeförderungen  von  mehr  als  3000 
Kilometer  die  Bestimmungen  des  §  3  des  gegenwärtigen  Artikels  ange- 
wandt werden. 

6.  Die  Transitkosten  sind  von  der  Verwaltung  des  Ursprungslandes 
zu  tragen. 

7.  Die  Abrechnung  über  diese  Kosten  erfolgt  auf  Grund  von  Nach- 
weisungen, die  alle  sechs  Jahre  während  eines  28tägigen  Zeitraumes 
aufgestellt  werden ;    .    .    .  . 

Artikel  5. 

Porto  und  allgemeine  Versendungsbedingungen. 
Das   Porto   für  Postsendungen   im  gesamten  Vereinsgebiet,  ein- 
schließlich ihrer  Bestellung  in   den  Vereinsländern,   in   denen   ein  Be- 
stellungsdienst besteht   oder  später   eingerichtet  wird,   wird  wie  folgt 

festgesetzt: 

1.  für  jeden  Brief  bis  zum  Gewichte  von  20  Gramm  einschließlich 
auf  25  Centimen  im  Frankierungsfall,  anderenfalls  auf  das 
Doppelte,  und  für  jede  weiteren  20  Gramm  oder  einen  Teil 
von  20  Gramm  auf  15  Centimen  im  Frankierungsfall,  andern- 
falls auf  das  Doppelte; 
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2.  für  die  einfache  Postkarte  oder  für  jeden  der  beiden  Teile  der 
Postkarte  mit  bezahlter  Antwort  auf  10  Centimen  im  Fran- 
kierungsfall,  andernfalls  auf  das  Doppelte: 

3.  bei  Drucksachen  jeder  Art,  Geschäftspapieren  und  Warenproben 
für  jeden  mit  einer  besonderen  Aufschrift  versehenen  Gegen- 
stand oder  jede  derartige  Sendung  und  für  je  50  Gramm  oder 
einen  Teil  von  50  Gramm  auf  5  Centimen;  doch  darf  der 
Gegenstand  oder  die  Sendung  weder  einen  Brief  noch  einen 
geschriebenen  Vermerk,  der  die  Eigenschaft  einer  eigentlichen 
und  persönlichen  Mitteilung  hat,  enthalten  und  muß  derart  be- 
schaffen sein,  daß  der  Inhalt  leicht  geprüft  werden  kann. 

Das  Porto  für  Geschäftspapiere  darf  nicht  weniger  als  25  Centimen 
und  das  für  Warenproben  nicht  weniger  als  10  Centimen  für  jede  Sendung 
betragen. 

Artikel  19. 

Dienstzweige,  die  Gegenstand  besonderer  Ubereinkommen  sind. 

Der  Dienst  der  Briefe  und  Kästchen  mit  Wertangabe,  der  Post- 
anweisungen, der  Postpakete,  der  Postaufträge,  der  Ausweisbücher  und 
des  Zeitungsbezugs  wird  durch  besondere  Übereinkommen  zwischen  den 
Ländern  oder  Ländergruppen  des  Vereins  geregelt. 

Artikel  21. 

Innere  Gesetzgebung:  engere  Vereine. 

1.  Die  innere  Gesetzgebung  der  Länder  bleibt  von  dem  gegenwärtigen 
Vertrag  in  allem  unberührt,  was  durch  die  Bestimmungen  dieses  Ver- 
trags nicht  vorgesehen  ist. 

2.  Auch  beschränkt  der  Vertrag  nicht  die  Befugnis  der  vertrag- 
schließenden Teile,  zur  Herabsetzung  der  Gebühren  oder  zu  jeder  anderen 
Verbesserung  des  Postverkehrs  Verträge  untereinander  bestehen  zu  lassen 
oder  abzuschließen.  >owie  entere  Vereine  aufrecht  zu  erhalten  oder  zu 
gründen. 

Artikel  24. 
Beitritt  zum  Vereinsvertrage. 

1.  Die  Länder,  die  an  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nicht  teilge- 
nommen haben,  können  ihm  auf  ihren  Antrag  beitreten. 

2.  Der  Beitritt  wird  auf  diplomatischem  Wege  der  Regierung  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  angezeigt,  die  davon  allen  Vereins- 
ländern Nachricht  gibt. 

3.  Der  Beitritt  schließt  von  Hechts  wegen  die  Anerkennung  aller 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  und  die  Zulassung  zu  allen 
durch  ihn  gewährten  Vorteilen  in  sich. 
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Artikel  25. 
Kongresse  und  Konferenzen. 
;>.  Jedes  Land  kann  sich  durch  einen  oder  mehrere  Bevollmächtigte 
oder  durch  Bevollmächtigte  eines  anderen  Landes  vertreten  lassen;  jedoch 
dürfen  Bevollmächtigte  eines  Landes  nur  mit  der  Vertretung  zweier 
Lander  einschließlich  des  eigenen  beauftragt  werden.  Bei  den  Beratungen 
hat  jedes  Land  nur  eine  Stimme. 

Artikel  26. 

Vorschläge  in  der  Zeit  zwischen  den  Versammlungen, 
t.  In  der  Zeit   zwischen   den  Versammlungen   ist  jede  Postver- 
waltung eines  Vereinslandes  berechtigt,  den  anderen  Vereinsverwaltungen 
durch  Vermittlung  des  Internationalen  Bureaus  Vorschläge  in  Vereins- 
angelegenheiten  zu  unterbreiten. 

Jeder  Vorschlag  muß,  um  zur  Beratung  gestellt  zu  werden,  von 
mindestens  zwei  Verwaltungen  unterstützt  sein,  diejenige  nicht  eingerechnet, 
von  welcher  der  Vorschlag  herrührt.  Geht  dem  Internationalen  Bureau 
nicht  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  Vorschlage  die  erforderliche  Zahl  von 
Unterstützungserklärungen  zu,  so  bleibt  der  Vorschlag  ohne  Folge. 

2.  Jeder  Vorschlag  unterliegt  folgendem  Verfahren:  Die  Vereins- 
verwaltungen haben  sechs  Monate  Zeit,  um  die  Vorschläge  zu  prüfen 
und  dem  Internationalen  Bureau  ihre  etwaigen  Bemerkungen  zukommen 
zu  lassen.  Abänderungsvorschläge  sind  unstatthaft.  Die  Antworten 
werden  von  dem  Internationalen  Bureau  zusammengestellt  und  den 
Verwaltungen  mit  der  Aufforderung  mitgeteilt,  sich  für  oder  gegen  den 
Vorschlag  auszusprechen.  Die  Verwaltungen,  die  nicht  binnen  sechs 
Monaten  ihre  Stimmen  abgegeben  haben,  vom  Zeitpunkte  des  zweiten 
Rundschreibens  ab  gerechnet,  mit  dem  das  Internationale  Bureau  die 
Bemerkungen  zu  ihrer  Kenntnis  gebracht  hat,  werden  als  der  Abstimmung 
sieh  enthaltend  angesehen. 

3.  Die  Vorschläge  müssen,  um  vollstreckbar  zu  werden,  erhalten: 

1.  Einstimmigkeit,  wenn  es  sich  um  die  Aufnahme  neuer  Be- 
stimmungen oder  um  die  Änderung  der  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Artikels  und  der  Artikel  2  .  .  ,  4,-5  .  .  ,  handelt; 

2.  zwei  Drittel  der  Stimmen,  wenn  es  sich  um  die  Änderung- 
anderer  Vertragsbestimmungen  handelt  als  derjenigen  der 
Artikel  2  .  .  ,  4,  5  .  .  . 

3.  einfache  Stimmenmehrheit,  wenn  es  sich  um  die  Auslegung 
der  Vertragsbestimmungen  handelt  .... 

4.  Die  gültigen  Beschlüsse  werden  in  den  beiden  ersten  Fällen 
durch  eine  diplomatische  Erklärung  bestätigt,  welche  die  Regierung  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  auszufertigen  und  allen  Regierungen 
der  vertragschließenden   Länder    zu  übersenden   hat,   im   dritten  Falle 
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durch  eine  einfache  Mitteilung  des  Internationalen  Bureaus  an  alle 
Vereinsverwaltungen. 

5.  Die  angenommenen  Änderungen  oder  Beschlüsse  treten  frühestens 
drei  Monate  nach  ihrer  Bekanntmachung  in  Kraft. 

Artikel  27. 

Schutzgebiete  und  Kolonien  im  Vereine. 
Als  ein  einziges  Land  oder  einzige  Verwaltung  im  Sinne  der  vorher- 
gehenden Artikel  22,  25  und  26  werden  angesehen : 

1.  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika; 

2.  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Asien  und  Australien; 

3.  das  Britisch-Indische  Kaiserreich; 

4.  das  Dominium  Canada; 

5.  der  Australische  Bund  (Commonwealth  of  Australia)  mit  Britisch- 
Neuguinea; 

6.  die  Gesamtheit  der  britischen  Kolonien  und  Schutzgebiete  in 
Südafrika; 

7.  die  Gesamtheit  aller  andern  britischen  Kolonien; 

8.  die  Gesamtheit  der  im  Besitze  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  befindlichen  Inseln,  das  sind  gegenwärtig  Hawai,  die 
Philippinen,  Porto  Rico  und  Guam; 

9.  die  Gesamtheit  der  dänischen  Kolonien; 

10.  die  Gesamtheit  der  spanischen  Kolonien; 

11.  Algerien; 

12.  die   französischen  Kolonien   und  Schutzgebiete  von  Indochina; 

13.  die  Gesamtheit  der  anderen  französischen  Kolonien; 

14.  die  Gesamtheit  der  italienischen  Kolonien; 

15.  die  Gesamtheit  der  niederländischen  Kolonien; 

16.  die  portugiesischen  Kolonien  in  Afrika; 

17.  die  Gesamtheit  der  anderen  portugiesischen  Kolonien. 
• 

Artikel  28. 
Dauer  des  Vertrags. 
Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  am  1.  Oktober  1907  in  Kraft 
treten  und  für  unbestimmte  Zeit  gelten;  jeder  der  vertragschließenden 
Teile  hat  jedoch  das  Recht,  auf  Grund  einer  von  seiner  Regierung  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  ein  Jahr  vorher  gemachten  Mitteilung 
aus  dem  Verein  auszutreten. 
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Vertrag,  betreffend  den  Austausch  von  Postpaketen. 

Rom,  den  26.  Mai  1906. 
(Reichs-Gesetzblatt  1907,  S.  672). 
(Auszug.) 

Abgeschlossen  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen  Schutz- 
gebieten, der  Argentinischen  Republik,  Osterreich,  Belgien,  Bolivien, 
Bosnien-Herzegowina,  Bulgarien,  Chile,  der  Republik  Columbien,  Kreta, 
Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien,  Ägypten,  Spanien,  Frankreich, 
Algerien,  den  französischen  Kolonien  und  Schutzgebieten  von  Indochina, 
der  Gesamtheit  der  übrigen  französischen  Kolonien,  Griechenland, 
Guatemala,  Ungarn,  Britisch-Indien,  Italien  und  den  italienischen 
Kolonien,  Japan,  Luxemburg,  Montenegro,  Norwegen,  den  Niederlanden, 
den  niederländischen  Kolonien,  Peru,  Persien,  Portugal  und  den  portu- 
giesischen Kolonien,  Rumänien,  Rußland,  Serbien,  dem  Königreiche 
Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  Tunis,  der  Türkei,  Uruguay  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 

Die  Unterzeichneten,  Bevollmächtigte  der  Regierungen  der  vor- 
stehend aufgeführten  Länder,  haben  auf  Grund  des  Artikels  19  des 
Hauptvertrags  im  Einvernehmen  miteinander  und  unter  Vorbehalt  der 
Ratifikation  folgenden  Vertrag  abgeschlossen: 

Artikel  1. 
Gegenstand  des  Vertrags. 

1.  Unter  der  Bezeichnung  „Postpakete"  können  zwischen  den 
obengenannten  Ländern  Pakete  mit  oder  ohne  Wertangabe  -  bis  zum 
Gewichte  von  5  Kilogramm  versandt  werden. 

Als  Ausnahme  hiervon  ist  es  jedem  Lande  gestattet,  sich  mit  der 
Beförderung  von  Paketen,  mit  Wertangabe  sowie  von  sperrigen  Paketen 
nicht  zu  befassen. 

Jedes  Land  setzt  für  sein  Gebiet  den  Meistbetrag  der  Wertangabe 
fest;  dieser  darf  in  keinem  Fall  unter  500  Franken  heruntergehen. 

Im  Verkehr  zwischen  zwei  oder  mehreren  Ländern,  die  Meist- 
beträge von  verschiedener  Höhe  angenommen  haben,  muß  die  niedrigste 
Grenze  gegenseitig  eingehalten  werden. 

2.  Die  Postverwaltungen  der  beteiligten  Länder  können  die  Zu- 
lassung von  Paketen  im  Gewichte  von  mehr  als  5  Kilogramm  auf  der 
Grundlage  der  Bestimmungen   des  Vertrags  verabreden,  hierbei  bleibt 
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den  Verwaltungen  vorbehalten,  das  Porto  und  im  Falle  des  Verlustes, 
der  Beraubung  oder  der  Beschädigung  den  Ersatzbetrag  zu  erhöhen. 

3.  Die  Vollzugsordnung  enthält  die  sonstigen  Bedingungen,  unter 
denen  Pakete  zur  Beförderung  zugelassen  werden. 

Artikel  2. 
Transit  der  Pakete. 

1.  Die  Freiheit  des  Transits  ist  auf  dem  Gebiete  jedes  der  ver- 
tragschließenden Länder  gewährleistet;  die  bei  der  Beförderung  be- 
teiligten Verwaltungen  übernehmen  die  Verantwortlichkeit  in  den 
Grenzen,  die  der  nachfolgende  Artikel  15  bestimmt. 

2.  Wenn  keine  andere  Abmachung  zwischen  den  beteiligten  Ver- 
waltungen getroffen  ist,  werden  Postpakete,  die  zwischen  nichtangrenzenden 
Ländern  ausgetauscht  werden,  bloßgehend  überwiesen. 

Artikel  3. 
T  ransitvergütungen. 

1.  Die  Verwaltung  des  Ursprungslandes  hat  an  jede  am  Land- 
transit teilnehmende  Verwaltung  50  Centimen  für  das  Paket  zu  vergüten. 

2.  Außerdem  hat  die  Verwaltung  des  Ursprungslandes  bei  ein- 
oder  mehrfacher  Seebeförderung  an  jede  Verwaltung,  die  an  der  See- 
beförderung teilnimmt,  und  eintretendenfalls  für  jeden  Dienst  derselben 
Verwaltung  für  das  Paket  zu  vergüten: 

25  Centimen  für  jede  Strecke,  die  500  Seemeilen  nicht  übersteigt; 
50  Centimen  für  jede  Strecke,  die  größer  als  500  Seemeilen  ist, 

aber  2500  Seemeilen  nicht  übersteigt; 
1  Franken  für  jede  Strecke,   die  größer  als  2500  Seemeilen  ist, 

aber  5000  Seemeilen  nicht  übersteigt; 

1  Franken  50  Centimen  für  jede  Strecke,  die  größer  als  5000  See- 
meilen ist,  aber  8000  Seemeilen  nicht  übersteigt; 

2  Franken  für  jede  Strecke  von  mehr  als  8000  Seemeilen. 

Die  Beförderungsstrecken  werden  nach  der  mittleren  Entfernung  zwischen 
den  in  Betracht  kommenden  Häfen  der  beiden  in  Verbindung  stehenden 
Länder  berechnet. 

Bei  Paketen  bis  zu  1  Kilogramm  darf  jedoch  die  Vergütung,  die 
an  jede  an  der  Seebeförderung  beteiligte  Verwaltung  zu  zahlen  ist, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernungsstrecke  den  Betrag  von  1  Franken 
für  das  Stück  nicht  übersteigen. 

3.  Für  sperrige  Pakete  werden  die  durch  die  vorstehenden 
Paragraphen  1  und  2  festgesetzten  Vergütungssätze  um  50  v.  H.  erhöht. 

4.  Unabhängig  von  diesen  Transitvergütungen  hat  die  Verwaltung 
des  Aufgabelandes  für  Pakete  mit  Wertangabe  an  jede  Verwaltung, 
die  an  der  Beförderung  verantwortlich  teilnimmt,  und  eintretendenfalls 
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jeden  Dienst  derselben  Verwaltung  einen  Anteil  an  Versicherungs- 
gebühr zu  entrichten;  dieser  Anteil  beträgt  beim  Landtransit  5  Centimen 
und  beim  Seetransit  10  Centimen  für  je  300  Franken  oder  einen  Teil 
\ on  300  Franken. 

Artikel  5. 

Gebühren  und  Zuschl  aggebühren;  Rückscheine. 
L.  Das  Porto  für  Postpakete  setzt  sich  aus  einer  Gebühr  zu- 
sammen, die  für  jedes  Paket  so  viel  mal  50  Centimen  oder  den  gleichen 
Wert  in  der  Währung  jedes  Landes  beträgt,  als  Verwaltungen  an  der 
Landbeförderung  teilnehmen;  hierzu  treten  erforderlichenfalls  die  im 
§  2  des  vorhergehenden  Artikels  3  vorgesehene  Vergütung  für  den 
Seetransit  und  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  erwähnten  Porto- 
n ml  Gebührenbeträge. 

2.  Sperrige  Pakete  unterliegen  einem  Portozuschlage  von  50  v.  H., 
der  nötigenfalls  auf  eine  durch  5  Centimen  teilbare  Summe  abgerundet  wird. 

3.  Bei  Paketen  mit  Wertangabe  tritt  für  den  unteilbaren  Betrag 
von  je  300  Franken  hinzu: 

a)  eine    Gebühr   von    5    Centimen    für    jede    an    der  Land- 
beförderung teilnehmende  Verwaltung; 

b)  eine  Gebühr  von  10  Centimen  für  jede  Seebeförderung. 
Jedem   der  vertragschließenden   Teile   ist  jedoch   mit  Rücksicht 

auf  seine  Währungs-  oder  sonstigen  Verhältnisse  das  Recht  vorbehalten, 
eine  von  den  obigen  Sätzen  abweichende  Versicherungsgebühr  zu  er- 
heben, sofern  sie  '/4  v.  H.  des  angegebenen  Betrags  nicht  übersteigt. 
Diese  Bestimmung  hat  die  Eigenschaft  einer  Übergangsmaßregel. 

4.  Den  vertragschließenden  Ländern  steht  die  Befugnis  zu,  für 
jedes  bei  ihren  Anstalten  eingelieferte  oder  dahin  bestimmte  Postpaket 
ein  Zuschlagsporto  von  25  Centimen  zu  erheben.  Diese  Bestimmung 
gilt  als  Ubergangsmaßregel. 

Ausnahmsweise  kann  dieses  Zuschlagsporto  für  die  Argentinische 
Republik,  Bolivien,  Brasilien,  Chile,  Columbien,  Britisch-Indien,  die 
Niederländischen  Kolonien,  Guatemala,  Nicaragua,  Peru,  das  Europäische 
und  das  Asiatische  Rußland  —  für  jedes  besonders  — ,  Salvador,  Siam, 
Schweden,  die  Asiatische  Türkei,  Uruguay  und  Venezuela  auf  höchstens 
75  Centimen,  für  Griechenland  auf  50  Centimen  und  für  die  Dominikanische 
Republik  auf  40  Centimen  erhöht  werden. 

5.  Für  die  Beförderung  zwischen  dem  Festlande  von  Frankreich 
einerseits  und  Algerien  und  Korsika  anderseits  wird  als  Seetransit- 
vergütung ein  Zuschlag  von  25  Centimen  für  jedes  Paket  vom  Absender 
erhoben,  außerdem  bei  Paketen  mit  Wertangabe  als  Versicherungsgebühr 
ein  Zuschlag  von  10  Centimen  für  je  300  Franken  oder  einen  Teil  davon. 

Für  jedes  Paket  mit  Wertangabe  von  oder  nach  Korsika  und  von 
oder   nach    Algerien  wird   als    korsischer   oder   als   algerischer  Land- 
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gebührenanteil  ein  Zuschlag  zur  Versicherungsgebühr  von  5  Centimen 
für  je  300  Franken  oder  einen  Teil  davon  vorn  Absender  erhoben. 

Der  spanischen  Verwaltung  steht  es  frei,  für  die  Beförderung 
zwischen  dem  Festlande  von  Spanien  und  den  Balearen  ein  Zuschlag- 
porto von  25  Centimen  und  für  die  Beförderung  zwischen  dem  Fest- 
lande von  Spanien  und  den  Kanarischen  Inseln  ein  solches  von 
50  Centimen  zu  erheben. 

6.  Der  Absender  eines  Postpakets  kann  gegen  eine  im  voraus  zu 
entrichtende  feste  Gebühr  von  höchstens  25  Centimen  eine  Bescheinigung 
über  Zustellung  des  Pakets  (Rückschein)  erhalten.  Die  gleiche  Gebühr 
kann  für  die  nach  der  Einlieferung  gehaltenen  Nachfragen  nach  dem 
Verbleibe  von  Paketen  erhoben  werden,  wenn  der  Absender  nicht  schon 
die  besondere  Gebühr  für  Erlangung  eines  Rückscheins  entrichtet  hat. 
Diese  Gebühr  verbleibt  ungeteilt  der  Verwaltung  des  Ursprungslandes. 

Artikel  8. 
Nachnahmepakete. 

1.  Pakete  können  im  Verkehr  zwischen  den  Ländern  mit  Nach- 
nahme belastet  werden,  deren  Verwaltungen  sich  über  die  Einführung 
eines  solchen  Dienstes  verständigen.  Der  Höchstbetrag  der  Nachnahme 
ist  für  jedes  Paket  auf  1000  Franken  oder  den  gleichen  Wert  dieser 
Summe  in  der  Währung  des  Aufgabelandes  festgesetzt. 

Jede  Verwaltung  hat  jedoch  das  Recht,  diesen  Höchstbetrag  auf 
500  Franken  oder  den  gleichen  Wert  dieser  Summe  in  ihrer  Währung 
herabzusetzen. 

2.  Vom  Absender  eines  mit  Nachnahme  belasteten  Pakets  wird 
eine  besondere  Gebühr  erhoben,  die  20  Centimen  für  den  unteilbaren 
Satz  von  je  20  Franken  des  Nachnahmebetrags  nicht  übersteigen  darf. 

Diese  Gebühr  wird  zwischen  der  Verwaltung  des  Aufgabelandes 
und  der  des  Bestimmungslandes  in  der  durch  die  Vollzugsordnung  vor- 
geschriebenen Weise  geteilt. 

3.  Die  Abwicklung  der  eingezogenen  Nachnahmebeträge  geschieht 
durch  Nachnahme-Postanweisungen,  die  unentgeltlich  ausgefertigt  werden. 

Artikel  9. 
Eil  b est  ellung. 

1.  Auf  Verlangen  des  Absenders  werden  die  Pakete  sogleich 
nach  ihrer  Ankunft  dem  Empfänger  durch  besonderen  Boten  in  den 
Vereinsländern  zugestellt,  deren  Verwaltungen  sich  über  die  Einführung 
dieses  Dienstes  in  ihrem  gegenseitigen  Verkehr  verständigen. 

Derartige  Sendungen  werden  als  „Eilsendungen"  bezeichnet  und 
unterliegen  einer  besonderen  Gebühr,  diese  beträgt  50  Centimen  und 
muß  vom  Absender  neben  dem  gewöhnlichen  Porto  zum  vollen  Betrag 
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im  voraus  entrichte  werden,  ohne  Unterschied,  ob  im  Bestimmungslande 
das  Pake!  seihst  oder  nur  eine  Meldung  von  seinem  Eingänge  dem 
Empfänger  durch  Eilboten  zugestellt  wird.  Die  Gebühr  gehört  zu  den 
Vergütungen,  die  dem  ßestimmungslande  zukommen. 

2.  Ist  das  Paket  nach  einem  Ort  ohne  Eilbestelldienst  gerichtet, 
so  kann  die  Verwaltung  des  Bestimmungslandes  für  die  Bestellung  des 
Pakets  oder  für  die  Aufforderung  an  den  Empfänger,  das  Paket  ab- 
zuholen, eine  Ergänzungsgebühr  erheben,  welche  die  Höhe  des  in  ihrem 
inneren  Verkehr  für  die  Eilbestellung  festgesetzten  Botenlohns  erreichen 
darf;  dabei  wird  die  vom  Absender  entrichtete  feste  Gebühr  oder  der 
gleiche  Wert  in  der  Währung  des  Landes,  das  die  Ergänzungsgebühr 
erhebt,  verrechnet. 

Die  Ergänzungsgebühr  wird  auch  im  Falle  der  Nachsendung  oder 
der  Unbestellbarkeit  der  Sendung  eingezogen;  sie  verbleibt  der  Ver- 
waltung, die  sie  erhoben  hat. 

Artikel  15. 
Gewährleistung. 

1.  Wenn  ein  Postpaket  verloren  geht,  beraubt  oder  beschädigt 
wird,  so  hat,  den  Fall  höherer  Gewalt  ausgenommen,  der  Absender 
und  in  dessen  Ermangelung  oder  auf  sein  Verlangen  der  Empfänger 
Anspruch  auf  einen  dem  wirklichen  Betrage  des  Verlustes,  der  Be- 
raubung oder  der  Beschädigung  entsprechenden  Ersatz,  es  sei  denn, 
daß  der  Schaden  durch  die  Schuld  oder  Fahrlässigkeit  des  Absenders 
oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Gutes  herbeigeführt 
worden  ist.  Die  Entschädigung  darf  bei  gewöhnlichen  Paketen  25  Franken 
und  bei  Wertpaketen   den  Betrag   der  Wertangabe   nicht  übersteigen. 

Wenn  für  den  Verlust  oder  den  vollständigen  Verderb  eines 
Pakets  Ersatz  geleistet  worden  ist,  so  hat  der  Absender  außerdem 
Anspruch  auf  Erstattung  der  Beförderungsgebühren.  Ist  durch  Ver- 
schulden der  Post  eine  Nachfrage  veranlaßt  worden,  so  werden  dem 
Absender  auch  die  postseitig  erhobenen  Laufzettelgebühren  erstattet. 
Die  Versicherungsgebühr  verbleibt  jedoch  den  Postverwaltungen. 

2.  Die  Länder,  die  bereit  sind,  für  den  durch  höhere  Gewalt 
entstehenden  Schaden  zu  haften,  können  unter  den  Bedingungen,  die 
im  Artikel  12,  §  2  des  Ubereinkommens,  betreffend  den  Austausch  von 
Briefen  und  Kästchen  mit  Wertangabe1),  angegeben  sind,  für  Pakete 
mit  Wertangabe  eine  Zuschlaggebühr  erheben. 

l)  Nach  Art.  12,  §  2  kann  in  den  Grenzen,  die  im  Art.  5,  §  1,  letzter 
Absatz  desselben  Übereinkommens  gezogen  sind,  eine  Zuschlaggebühr  erhoben 
werden.  Dieser  Absatz  lautet:  „Jedem  der  vertragschließenden  Teile  ist  jedoch 
mit  Rücksicht  auf  seine  Währungs-  oder  sonstigen  Verhältnisse  das  Recht  vor- 
behalten, eine  andere  als  die  obenangegebene  Versicherungsgebühr  (Anmerk.  d. 
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3.  Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Ersatzbetrags  liegt  der 
Verwaltung  ob,  der  die  Aufgabeanstalt  angehört.  Dieser  Verwaltung 
bleibt  der  Rückgriff  auf  die  verantwortliche  Verwaltung,  d.  h.  auf  die- 
jenige vorbehalten,  in  deren  Gebiet  oder  Betriebe  der  Verlust,  die  Be- 
raubung oder  die  Beschädigung  erfolgt  ist. 

Wenn  im  Gebiet  oder  Betrieb  eines  Landes,  das  für  den  in  dem 
vorstehenden  §  2  erwähnten  Schaden  eintritt,  ein  Paket  mit  Wert- 
angabe infolge  höherer  Gewalt  verloren  geht,  beraubt  oder  beschädigt 
wird,  so  ist  das  Land,  in  dem  sich  der  Verlust,  die  Beraubung  oder 
die  Beschädigung  ereignet  hat,  der  Aufgabeverwaltung  gegenüber  hierfür 
verantwortlich;  es  wird  dabei  vorausgesetzt,  daß  diese  Verwaltung 
ihrerseits  die  Ersatzverbindlichkeit  für  Wertsendungen  im  Falle  der 
höheren  Gewalt  ihren  Absendern  gegenüber  übernimmt. 

4.  Bis  zum  Nachweise  des  Gegenteils  liegt  die  Verantwortlichkeit 
derjenigen  Verwaltung  ob,  die  das  Paket  unbeanstandet  übernommen 
hat  und  weder  seine  Aushändigung  an  den  Empfänger  noch  die  vor- 
schriftsmäßige Weitersendung  an  die  folgende  Verwaltung  nachweisen  kann. 

7.  Wenn  der  Verlust,  die  Beraubung  oder  die  Beschädigung  sich 
während  der  Beförderung  zwischen  den  Auswechslungspostanstalten 
zweier  angrenzenden  Länder  ereignet  hat,  ohne  daß  festgestellt  werden 
kann,  auf  welchem  der  beiden  Gebiete  dies  geschehen  ist,  so  wird  der 
Schaden  von  den  beteiligten  Verwaltungen  zu  gleichen  Teilen  getragen; 
das  gleiche  gilt  für  den  Fall,  daß  bei  der  summarischen  Eintragung 
der  gewöhnlichen  Pakete  in  die  Frachtkarten  nicht  festgestellt  werden 
kann,  auf  welchem  Gebiete  der  Verlust,  die  Beraubung  oder  die  Be- 
schädigung des  Pakets  eingetreten  ist. 

Die  Verantwortlichkeit  für  postlagernde  oder  sonst  zur  Abholung- 
bereit  gehaltene  Sendungen  hört  auf,  sobald  sie  an  eine  Person  aus- 
gehändigt sind,  die  sich  nach  den  im  Bestimmungslande  geltenden 
Vorschriften  ausgewiesen  hat  und  deren  Name  und  Stand  mit  den 
Angaben  in  der  Aufschrift  übereinstimmen. 

Artikel  19. 
Engere  Vereine. 
1.    Die  Festsetzungen   des   gegenwärtigen   Vertrags  beschränken 
nicht  die  Befugnis  der  vertragschließenden  Teile,  zur  Herabsetzung  der 
Gebühren  oder  zu  jeder  anderen  Verbesserung  des  Dienstes  besondere 

s.  soviel  mal  5  cts.  für  je  300  Fr.  des  angegebenen  Wertes  als  Verwaltungen 
an  der  Landbeförderung  teilnehmen;  hierzu  tritt  erforderlichenfalls  die  See- 
versicherungsgebühr von  10  cts.  für  je  300  Fr.  für  jede  an  der  Seebeförderung 
beteiligte  Verwaltung)  zu  erheben,  sofern  sie  y4  v.  H.  des  angegebenen  Betrags 
nicht  übersteigt.  Diese  Bestimmung  hat  die  Eigenschaft  einer  Übergangs- 
maßregel." 
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Verträge  untereinander  bestehen  zu  lassen  oder  abzuschließen  sowie 
engere  Vereine  aufrecht  zu  erhalten  oder  zu  gründen. 

2.  Wenn  jedoch  die  Postverwaltungen  der  Länder,  die  an  dem 
gegenwärtiges  Vertrage  teilnehmen,  mit  nicht  am  Vertrage  teilnehmenden 
Landers  einen  Austausch  von  Postpaketen  unterhalten,  so  gestatten  sie 
allen  anderes  teilnehmenden  Verwaltungen,  diese  Verbindungen  zum 
Austausche  von  Postpaketen  mit  den  Ländern,  die  nicht  am  Vertrage 
teilnehmen,  zu  benutzen. 

Artikel  20. 
Beitritt  zum  Vertrage. 

1.  Den  Ländern  des  Weltpostvereins,  die  an  dem  gegenwärtigen 
Vertrage  nicht  teilgenommen  haben,  ist  der  Beitritt  auf  ihren  Antrag 
und  in  der  Form  gestattet,  die  durch  Artikel  24  des  Hauptvertrags  für 
den  Eintritt  in  den  Weltpostverein  vorgeschrieben  ist. 

2.  Wenn  indes  das  Land,  das  dem  gegenwärtigen  Vertrage  bei- 
zutreten wünscht,  die  Befugnis  in  Anspruch  nimmt,  ein  höheres  Zuschlag- 
porto als  25  Centimen  für  jedes  Paket  zu  erheben,  so  teilt  die  Regierung 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  das  Beitrittsgesuch  allen  vertrag- 
schließenden Ländern  mit.  Das  Beitrittsgesuch  gilt  als  genehmigt,  wenn 
binnen  sechs  Monaten  kein  Einspruch  erhoben  worden  ist. 

Artikel  21. 
Vollzugsordnung. 
Die  Postverwaltungen  der  vertragschließenden  Länder  bezeichnen 
die  Anstalten  oder  Orte,  die  sie  zum  Austausche  von  Postpaketen  mit 
dem  Auslande  zulassen;  sie  regeln  die  Versendungsweise  dieser  Pakete 
und  setzen  alle  weiteren  Dienstvorschriften  fest,  die  erforderlich  sind, 
um  die  Ausführungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  zu  sichern. 

Artikel  23. 

Vorschläge  in  der  Zeit  zwischen  den  Kongressen. 

1.  In  der  Zeit  zwischen  den  Versammlungen  ...  ist  jede  Post- 
verwaltung eines  vertragschließenden  Landes  berechtigt,  den  anderen  be- 
teiligten Verwaltungen  durch  Vermittlung  des  Internationalen  Bureaus 
Vorschläge  in  betreff  des  Postpaketdienstes  zu  unterbreiten.  Jeder  Vorschlag 
muß,  um  zur  Beratung  gestellt  zu  werden,  von  mindestens  zwei  Ver- 
waltungen unterstützt  sein,  diejenige  nicht  eingerechnet,  von  welcher 
der  Vorschlag  herrührt.  Geht  dem  Internationalen  Bureau  nicht  zu 
gleicher  Zeit  mit  dem  Vorschlage  die  erforderliche  Zahl  von  Unter- 
stützungserklärungen  zu,  so  bleibt  der  Vorschlag  ohne  Folge. 

2.  Jeder  Vorschlag  unterliegt  dem  im  §  2  des  Artikels  26  des 
Hauptvertrags  festgesetzten  Verfahren. 
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3.  Die  Vorschläge  müssen,  um  vollstreckbar  zu  werden,  erhalten: 

a)  Einstimmigkeit,  wenn  es  sich  um  die  Aufnahme  neuer  Bestim- 
mungen oder  um  die  Änderung  der  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Artikels  und  der  Artikel  1,  2,  3  .  .  .,  5  ,  8, 

9  .  .  .,  15  ...  .  und  24  des  gegenwärtigen  Vertrags  handelt; 

b)  zwei  Drittel  der  Stimmen,  wenn  es  sich  um  die  Änderung 
anderer  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  als  derjenigen 
der  vorbezeichneten  Artikel  handelt; 

c)  einfache  Stimmenmehrheit,  wenn  es  sich  um  die  Auslegung  der 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  handelt. 

4.  Die  gültigen  Beschlüsse  werden  in  den  beiden  ersten  Fällen 
durch  eine  diplomatische  Erklärung,  im  dritten  Falle  durch  eine  Mit- 
teilung im  Verwaltungswege  in  der  im  Artikel  26  des  Hauptvertrags 
bezeichneten  Form  bestätigt. 

5.  Die  Änderungen  oder  Beschlüsse  treten  frühestem  drei  Monate 
nach  ihrer  Bekanntmachung  in  Kraft. 

Artikel  24. 

Dauer  des  Vertrags;   Aufhebungen  früherer  Vereinbarungen; 

Ratifikation. 

1.  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll   am  1.  Oktober  1907  in  Kraft 

treten. 

2.  Er  soll  gleiche  Dauer  haben  wie  der  Hauptvertrag;  jedem 
Lande  ist  jedoch  das  riecht  vorbehalten,  auf  Grund  einer  von  seiner 
Regierung  der  Regierung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  ein 
Jahr  vorher  gemachten  Mitteilung  von  dem  Vertrage  zurückzutreten. 

3.  Mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrags 
werden  alle  früher  zwischen  den  vertragschließenden  Ländern  oder  ihren 
Verwaltungen  vereinbarten  Bestimmungen  insoweit  aufgehoben,  als  sie 
mit  den  Festsetzungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  nicht  im  Einklang 
stehen;  doch  werden  die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  ...  19  vor- 
behaltenen Rechte  hierdurch  nicht  berührt. 

4.  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  sobald  als  möglich  ratifiziert 
werden.    Die  Ratifikationsurkunden  sollen  in  Rom  ausgewechselt  werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  der  oben  bezeich- 
neten Länder  den  gegenwärtigen  Vertrag  unterzeichnet  zu  Rom,  den  sechs- 
undzwanzigsten Mai  eintausendneunhundertundsechs. 

(Unterschriften). 

Schlußprotokoll. 
(Auszug.) 

Im  Begriff  zur  Unterzeichnung  des  am  heutigen  Tage  abgeschlossenen 
Vertrags,  betreffend  den  Austausch  von  Postpaketen,  zu  schreiten,  sind 
die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  über  folgendes  übereingekommen: 
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I. 

Jedes  Land,  in  dein  sich  die  Post  zur  Zeit  nicht  mit  der  Beförde- 
rung von  Postpaketen  befaßt  und  das  dem  obenerwähnten  Vertrage 
beitritt,  ist  befugt,  den  Vertrag  durch  die  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
imternelimungen  ausführen  zu  lassen.  Es  kann  zugleich  den  Dienst 
auf  Pakete  von  und  nach  solchen  Orten  beschränken,  für  die  diese  Unter- 
nehmungen den  Betrieb  wahrnehmeu. 

Die  Postverwaltuug  eines  solchen  Landes  hat  sich  mit  den  Eisen- 
bahn- und  Sehiffahrtsunternehmungen  darüber  zu  verständigen,  daß  die 
vollständige  Ausführung  aller  Festsetzungen  des  Vertrags  durch  diese 
Unternehmungen  sichergestellt  und  insbesondere  der  Auswechslungs- 
dienst an  der  Grenze  eingerichtet  wird. 

Sie  wird  ihnen  für  alle  Beziehungen  mit  den  Postverwaltungen 
der  übrigen  vertragschließenden  Länder  sowie  mit  dem  Internationalen 
Bureau  als  Vermittlerin  dienen. 

II. 

Als  Ausnahme  von  den  Bestimmungen  des  §  1  des  Artikels  1 
und  des  Artikels  15  des  Vertrags  wird  Bolivien  das  Recht  eingeräumt, 
vorläufig  das  Gewicht  der  Pakete,  die  in  seinem  Betriebe  zugelassen 
sind,  auf  3  kg  und  den  Meistbetrag  der  Entschädigung,  der  im  Falle 
des  Verlustes,  der  Beraubung  oder  der  Beschädigung  eines  das  Gewicht 
von  3  kg  nicht  überschreitenden  Postpakets  ohne  Wertangabe  zu  zahlen 
ist,  auf  15  Franken  zu  beschränken. 

III. 

Von  den  Bestimmungen  des  §  1  des  Artikels  2,  der  §§  1  und  2 
des  Artikels  3  und  der  §§  1  und  4  des  Artikels  5  des  Vertrags  werden 
folgende  Ausnahmen  zugelassen : 

1.  Die  russische  Regierung  darf  die  Landtransitvergütung  für  das 
Europäische  und  Asiatische  Rußland  —  für  jedes  besonders  —  auf 
1  Franken  25  Centimen  erhöhen. 

2.  Die  türkische  Regierung  darf  die  Landtransitvergütung  für  Postpakete, 
die  im  Durchgange  durch  die  Asiatische  Türkei  befördert  werden, 
auf  1  Franken  25  Centimen  erhöhen. 

3.  Für  die  Beförderung  der  bei  den  argentinischen  Postanstalten  der 
Südküste,  in  Feuerland  und  auf  den  anliegenden  Inseln  eingelieferten 
und  dahin  bestimmten  Postpakete  wird  ein  Zuschlagporto  bis  zu 
1  Franken  25  Centimen  für  das  Stück  und  für  die  Beförderung  der 
Pakete  mit  AVertangabe  von  und  nach  denselben  Postanstalten  eine 
Ergänzungsgebühr  von  10  Centimen  für  je  300  Franken  oder  einen 
Teil  von  300  Franken  erhoben.      .  . 


—  91 


4.  Die  Republik  Columbien,  Peru,  die  Yereingten  Staaten  von  Venezuela 
und  Brasilien  dürfen  vorübergehend  erhöben: 

a)  die  Laadtransitvergütung  auf  1  Franken; 

b)  das  Zuschlagporto  für  die  in  ihrem  Gebiet  aufgelieferten  und 
dahin  bestimmten  Postpakete  auf  1  fr.  25  cts. 

5.  Persien  braucht  Postpakete  im  Durchgange  durch  sein  Gebiet  nicht 
zu  befördern.    Diese  Befugnis  ist  Persien  nur  vorläufig  eingeräumt. 

6.  Britisch-Indien  hat  die  Befugnis,  auf  die  aus  seinem  Gebiete  her- 
rührenden Postpakete  nach  anderen  Ländern  einen  nach  verschiedenen 
Gewichtssätzen  abgestuften  Tarif  anzuwenden;  doch  darf  der 
Durchschnitt  der  Portosätze  das  Normalporto,  einschließlich  des 
Zuschlagportos,  auf  das  es  Anspruch  hat,  nicht  übersteigen. 

Diese  Befugnis  ist  auch  allen  Ländern,  die  dem  Vertrag  in  der 
Zeit  bis  zum  nächsten  Kongresse  beitreten,  zugestanden. 

7.  Die  Länder,  die  gegenwärtig  durch  langfristige  Verträge  mit  Schiffs- 
gesellschaften gebunden  sind  und  daher  die  im  Artikel  3  festge- 
setzten Seetransitsätze  nicht  sogleich  anwenden  können,  dürfen  die 
durch  den  Washingtoner  Vertrag  festgesetzten  Sätze  aufrecht  erhalten, 
bis  sie  in  der  Lage  sind,  die  neuen  Tarife  einzuführen. 

Vollzugsordnung 
zum   Vertrage,  betreffend  den  Austausch   von  Postpaketen. 

(Auszug.) 

Auf  Grund  des  Artikels  19  des  Hauptvertrags  und  des  Artikels  21 
des  Vertrags,  betreffend  den  Austausch  von  Postpaketen,  haben  die 
Unterzeichneten  namens  ihrer  Verwaltungen  die  nachstehenden  Aus- 
führungsbestimmungen zu  dem  letztgenannten  Vertrage  vereinbart. 

III.  Sperrige  Pakete. 

1.  Als  sperrig  werden  angesehen: 

a)  Pakete,  die  in  irgendeiner  Richtung  1  Meter  50  Zentimeter  über- 
schreiten ; 

b)  Pakete,  die  sich  wegen  ihrer  Form,  ihres  Umfanges  oder  ihrer  Zer- 
brechlichkeit nicht  leicht  mit  anderen  Paketen  verladen  lassen  oder 
eine  besonders  sorgsame  Behandlung  erfordern,  wie  Körbe  mit 
Pflanzen  und  Sträuchern,  leere  Käfige  oder  Käfige  mit  lebenden 
Tieren,  zusammengebundene  leere  Zigarren-  oder  andere  Kisten, 
Möbel,  Korbwaren,  Blumentische,  Kinderwagen,  Spinnräder,  Fahr- 
räder usw. 

2.  Den  Verwaltungen,  die  .sperrige  Pakete  nicht  zulassen,  ist  die 
Befugnis  vorbehalten,  die  Ausdehnungsgrenze  in  irgendeiner  Richtung 
für  Postpakete,  die  sie  mit  den  übrigen  Verwaltungen  austauschen,  auf 
60  Zentimeter  zu  beschränken. 


Ferner  isl  den  Verwaltungen,  welche  die  Seebeförderung  besorgen, 
die  Befugnis  vorbehalten,  bei  den  mit  ihren  Seeverbindungen  beförderten 
Paketen  die  A.usdehnungsgrenze  auf  00  Zentimeter  und  die  Raumgröße 
auf  25  Kubikdezimeter  zu  beschränken  und  Sendungen,  die  diese  Maße 
überschreiten,  nur  als  sperrige  Pakete  anzunehmen. 

3.  Als  nichtsperrig  werden  in  allen  Fällen  Pakete  mit  Schirmen, 
Spazierstöcken,  Karten,  Plänen  oder  ähnlichen  Gegenständen  zugelassen, 
wenn  sie  1  Meter  5  Zentimeter  in  der  Länge  und  40  Zentimeter  in  der 
Breite  und  Dicke  zusammengenommen  nicht  überschreiten.  Postpakete 
dieser  Art,  die  zur  Beförderung  auf  dem  Seewege  bestimmt  sind,  werden 
jedoch  nur  dann  als  nichtsperrig  angesehen,  wenn  sie  1  Meter  in  der 
Länge  und  20  Zentimeter  in  der  Breite  oder  Dicke  nicht  überschreiten. 

VIII.  Zollfreie  Pakete. 

1.  Postpakete,  die  den  Empfängern  gebührenfrei  ausgehändigt 
werden  sollen,  müssen  auf  der  Aufschriftseite  und  auf  der  Paketadresse 
einen  farbigen  Zettel  tragen,  der  in  großen  Buchstaben  die  Angabe  Franc 
de  droit"  trägt  .  .  . 

2.  Die  Aufgabe-Postanstalten  erheben  von  den  Absendern  zur 
Deckung  der  Gebühren  einen  ausreichenden  Betrag;  sie  fügen  den  Be- 
gleitpapieren einen  Frankozettel  bei.  Die  Bestimmungs-Postanstalt  ver- 
merkt nach  Aushändigung  der  Sendung  in  dem  Frankozettel  die  fälligen 
Gebühren  ....  Sie  stellt  sich  die  verauslagte  Summe  ....  der  Auf- 
gabe-Postanstalt gegenüber  in  Forderung  ....  Der  Frankozettel  muß  der 
Frachtkarte,  die  von  der  Bestimmungsverwaltung  und  eintretendenfalls  von 
jeder  Zwischenverwaltung  ausgestellt  worden  ist,  beigefügt  werden.  Jedoch 
können  zwei  Verwaltungen  übereinkommen,  im  Verkehr  untereinander 
eine  andere  Art  der  Rückrechnung  der  fraglichen  Gebühren  anzuwenden. 

XI.  Rückscheine. 

1.  Wird  zu  einem  Postpaket  ein  Rückschein  verlangt,  so  versieht 
die  Aufgabe-Postanstalt  das  Paket  und  die  zugehörige  Paketadresse  in 
besonders  hervortretender  Weise  mit  dem  handschriftlichen  Vermerk 
„Avis  de  reception"  oder  dem  Stempelabdrucke  „A.  R." 

2.  Das  Formular  zum  Rückschein  wird  von  der  Aufgabe-Postanstalt 
oder  einer  von  der  Absendungsverwaltung  sonst  zu  bestimmenden  Post- 
anstalt ausgefertigt.  Wenn  es  nicht  an  die  Bestimmungs-Postanstalt 
gelangt,  fertigt  diese  von  Amts  wegen  einen  neuen  Rückschein  aus. 

Die  Rückscheine  müssen  in  französischer  Sprache  abgefaßt  sein 
oder  eine  Übersetzung  in  dieser  Sprache  unter  der  Linie  tragen. 

3.  Die  Bestimmungs-Postanstalt  füllt  das  Formular  ordnungsmäßig 
aus  und  sendet  es  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  der  Auswechselungs- 
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Postanstalten  an  die  Aufgabe-Postanstalt  zurück;  diese  läßt  es  dem  Ab- 
sender des  Pakets  zustellen. 

XIX.  Abrechnung  über  die  Nachnahme. 

1.  Wenn  zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  keine  andere 
Abmachung  getroffen  ist,  geschieht  die  Abrechnung  über  die  von  jeder 
Verwaltung  für  Rechnung  einer  anderen  gezahlten  Nachnahmen  in  Form 
eines  Anhangs  zu  den  Einzelrechnungen,  welche  die  fordernde  Verwaltung 
für  die  andere  Verwaltung  über  Postanweisungen  aufstellt. 

2.  In  diese  Nachnahmerechnungen,  denen  die  ausgezahlten  und 
quittierten  Nachnahme-Postanweisungen  beizufügen  sind,  werden  die 
Postanweisungen  nach  der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Einzahlungs- 
Postanstalten  und  nach  der  Reihenfolge  der  Aufgabenummern  der  Post- 
anweisungen eingetragen.  Am  Schlüsse  der  Rechnung  zieht  die  Ver- 
waltung, die  sie  aufstellt,  von  der  Gesamtsumme  ihrer  Forderung  ya  v. 
H.  ab.  Dieser  Betrag  stellt  den  Anteil  der  anderen  Verwaltung  an  der 
Nachnahmegebühr  dar. 


Übersicht  über  den  Postverkehr  der  bedeutenderen  Länder  Europas.  Anlage  4. 


Po 

Au 

£  einen  Einwohner 
fallen  aufgegebene 

Beförderte  Postsendungen  (aufgegeben,  vom 

Ausland  eingegangen,  im 

lurchgang  befördert). 

Ein- 

Posl- 

Oesamt- 

Länder 

Flächeninhalt 

wohnerzahl 

"-dli'iul 

Eine  P 
entfäl 

slanst. 

Zei- 
tungs- 

stückzahl  der 
beförderten 
Postsendungen 

u.  10  -20 

Drucksachen,  ZeiUin<<snumin. 
G^srliüftspaniere,  Warenprob. 

Post- 
auftrags- 
briefe 

Post- 

Briefe  und 
Käslehen 

^ugTbT 

1  qkm 

qkm 

Bin- 

Post- 

Cle-  ' 

Briefe 
Postkarten 

Insgesamt 

Darunter 

Post- 
anweisungen 

nThme- 
brief- 

Pakete 
ohne''und\nit 
Wertangabe 

qkm 

1 

s 

4 

8     |      9     |     10  i> 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

Deutschland1)  (1910) .  . 

540  778 

64  903  423 

120 

9  366  898  480 

4  824368  480 

3  991 131  440 

2  185  827  890 

197  782  450'-') 

5  849  590 

*  3) 

287  068  740 

8  562  670 

Belgien  (1910)  .... 

29  455 

7  516  730 

255 

199 

4  906 

421 

668 

39 

ll'S 

924327  800 

360  203  390 

530  037  030 

6  091  140 

5  863  090 

17  200  690 

59110 

10  508  820 

455  670 

Bulgarien  (1910)   .    .  . 

96  346 

4  317  068 

45 

2  167 

44,5 

1  992 

80 

6,2 

03 

14  5 

71 263  310 

39  602  030 

30  260  620 

583  600 

650  110 

79  050 

87  5604) 

572  430 

11510 

Dänemark  (1910)  .    .  . 

40  384 

2  775  076 

69 

1 170 

34,5 

2  372 

49  5 

58,8 

61 

114,4 

339 145  450 

150  844  040 

169  653  750 

14 

6  233  800 

4  972  650 

7  100 

4698  270ä) 

7  671  590 

1  298  050 

Frankreich  (1910) 

536  408 

39  252  245 

73 

13  005 

36,7 

51,8 

4,1 

4058  312  440 

1  666  207  620 

2  223  012  190 

64410  710 

23  469  110 

934390 

68  067  910 

12  210  510 

Griechenland  (1909)  .  . 

63  606 

2  631  952 

41 

1  069 

59  5 

ö  ji-ö 

116 

37113  780 

20  249  410 

16  255  580 

308  730 

300  060 

Großbritannien  und  Irland 

314609 

45  111  457 

143 

18 

849 

970 

55 

1174 

5  495  879  130 

3  975  582  800 

1  262  621  460 

139  293  910 

118  190  000 

190  960 

(v.  1.4.  09-31.  3.  10) 

286  682 

33  733  198 

118 

10 122 

28,3 

3  333 

13,1 

29,9 

1,3 

44,3 

1  584  048  810 

497  885  060 

1  038  713  040 

33 

9  924  770 

22  164  870 

1  785  880 

963 180 

18  132  690 

4  404  090 

(v.  1.  7.  08-30.  6.  09) 

Niederlande  (1910)    .  . 

33  081 

5  945  155 

180 

1494 

22,1 

3  978 

40,8 

43,5 

3,5 

S7,8 

574  599  090 

278  380  980 

273  045  790 

7  297 190 

7  249  350 

44  990 

7  950200 

630  590 

Norwegen  (1910)  .    .  . 

332  986 

2  394  359 

7 

3  338 

96,8 

717 

31,3 

42,1 

3,0 

76,4 

199  488  730 

85192  410 

106  334 120 

9 

1747  480 

1  329  500 

9  350 

1  658  480 

Österreich»)  (1910).   .  . 

300  005 

26150  708 

87 

9  461 

31,7 

2  764 

49,5 

19,3 

4,4 

73,2 

2  245  905  470 

1  533  424  780 

575  266  910 

28 

5  933  700 

43  091 830 

637  950 

1735420 

88  501  850 

3  246  730 

Ungarn8)  (1910)    .    .  . 

324851 

20  840  678 

64 

5  556 

58,5 

3  751 

22,9 

12,7 

907 105  070 

549  285  560 

282  544  040 

164 155  490 

29  214  480 

446  570 

1277410 

42100  900 

2  236110 

Portugal  (1909).    .    .  . 

5  049  729 

3  843 

24,0 

1314 

10,2 

7,6 

0,3 

18,1 

106504  090 

60  615  000 

44  059  570 

7  970 

817  880 

455  160 

14  790 

481 550 

60  140 

Rumänien 

131 353 

6  771  722 

52 

2  948 

44,6 

2  297 

9,5 

10,5 

0,5 

20,5 

152  893150 

72  720  290 

75  494  320 

636  260 

2  037  950 

30  090 

38  950 

2  146  670 

424  880 

(v.  1.  4.  09-31.  3.  10) 

Kußland9)  (1909)    .    .  . 

22  431  392 

145000000 

6 

14  481 

1549,2 

10  013 

7,8 

0,4 

12,1 

1  880  844  970 

1  209  653  680 

610  925  890 

41 

9  929  370 

37  587  690 

1767610 

16  670330 

Schweden  (1910)    .    .  . 

5  521  943 

3  268 

134,3 

1690 

30,0 

3,3 

72,9 

429  220  670 

182  288  790 

227  447  010 

18 

1  566  620 

8  039  310 

45  710 

1480790 

6  232  760 

3  686300 

438  755>°) 

13 

Schweiz  (1910)  .... 

41324 

3  741  971 

91 

3  938 

10,5 

950 

74,8 

71,5 

13,6 

159,9 

691  515  480 

332  675  170 

301  320  480 

IS 

9  886  520 

9  237  250 

2  849  040 

9489010 

35  729  700 

214  830 

Serbien  (1909)  .... 
Spanien  (1910)  .... 

48  303 

56 
37 

1496 

32,3 
97,9 

1797 

6,5 
8,4 

0,5 
0,1 

10,5 
16,3 

21  636  260 

10  351  820 

67  410 

521  990 

260 

3  250 

1  130  070 

140  230 

504  516 

18  618  086 

5  152 

3  614 

7,8 

360  499  490 

178  739  410 

752  650 

1  029  860 

Türkei")  

2  987  100 

33  678 100 

11 

929 

3215,4 

36  252 

1,2 

0,5 

0,1 

1,8 

73  950  080 

51  923  180 

20  316  420 

1 138  920 

568  720 

2  840 
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')  Die  in  Klammern  ge.set/.ten  Zahlen  geben  den  Zeitraum  der  postalischen  Ermittlungen  an. 

')  Außerdem  45192530  eingezahlte  Zahlkarten  und  6942580  ausgezahlte  Postanweisungen,  die  in  Spalte  12  mit  enthalten  sind. 
3)  Die  Postnachnahmebriefsendiingen  sind  in  den  Spalten  13  und  14  mit  enthalten. 
')  5)  c)  Mit  Einschluß  der  Nachnahmepakete. 

')  Ein  Punkt  an  Stelle  einer  Zahl  bedeutet,  daß  keine  Angabe  gemacht  werden  kann,  weil  entweder  der  Nachweis  fehlt,  oder  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  für  die  Fragestellung  nicht  zutreffen. 
s)  Das  Post-  (und  Telegraphen-)  Wesen  Österreich-Ungarns  wird  für  beide  Reichshälften  durch  zwei  voneinander  unabhängige,  besondere  Zentralverwaltungen  geleitet. 
9)  Die  Angaben  beziehen  sich  auch  auf  das  asiatische  Kußland. 
,0)  Ohne  die  größeren  Wasserflächen  mit  9109  qkm. 

")  Die  Angaben  beziehen  sich  auf  die  mnnitlelbaren  Jlesitzungen  in  Europa,  Asien  und  Afrika. 


Lebenslauf. 


Der  Verfasser,  FritzJoseph  Richter,  ist  am  8.  Oktober  1876  zu  Osnabrück 
als  Sohn  des  Gymnasialdirektors  Dr.  Richter  und  seiner  Frau  Elisabeth,  geb. 
Kayser,  geboren  und  gehört  der  katholischen  Kirche  an. 

Seine  wissenschaftliche  Vorbildung  erhielt  er  auf  dem  Gymnasium  Carolinum 
daselbst.  Nach  bestandener  Reifeprüfung  trat  er  im  Juni  1897  als  Posteleve 
bei  der  Reichs-Post-  und  TelegrapheD -Verwaltung  ein.  Im  Jahre  1900  legte  er 
die  I.  Prüfung  (für  den  technischen  Dienst)  ab.  Zur  Vorbereitung  für  die 
II.  Prüfung  besuchte  er  während  der  Winterhalbjahre  1902  3  und  1903-4  die 
Kaiserliche  Post-  und  TelegrapheDSchule  in  Berlin,  wo  er  Vorlesungen  über 
Staatsrecht,  Volkswirtschaftslehre,  Finanzwissenschaft,  Handelsgeographie  usw. 
hörte.  Im  Jahre  1905  legte  er  vor  dem  Reichs-Postamte  die  II.  Prüfung  (höhere 
Verwaltungsprüfung)  ab.  Gegenwärtig  ist  er  als  Ober-Postpraktikant  bei  der 
Ober-Postdirektion  in  Berlin  beschäftigt. 

Die  an  der  Post-  und  Telegraphenschule  begonnenen  wissenschaftlichen 
Studien  setzte  er  während  der  Jahre  1909  bis  1912  durch  ein  dreijähriges  Uni- 
versitätsstudium fort. 

Seinen  verehrten  Herren  Lehrern  und  insbesondere  Herrn  Professor  Dr. 
Gerlach  in  Königsberg  (Pr.),  der  ihm  so  manche  Anregung  für  die  vorliegende 
Arbeit  gegeben  hat,  spricht  er  seineu  verbindlichsten  Dank  aus. 


